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Weitere Gründe für die überdurch-
schnittlich gute Gesundheit der Kinder 
könnten nach seiner Ansicht auch das 
gute Klima im Norden, der hohe An-
teil an ländlichen Regionen und die laut 

„Glücksatlas“ glücklichen Menschen im 
Norden sein − dies strahle von den El-
tern auf die Kinder ab. 

Neben positiven Ergebnissen gibt 
es auch Defizite. Der Report zeigt, dass 
27 Prozent der Kinder im Land jährlich 
Antibiotika verordnet bekommen. Mehr 
Kinder als im Bundesdurchschnitt sind 
depressiv und viele Kinder leiden be-
reits unter Rückenschmerzen. Diese und 
weitere Ergebnisse bestärken Schleswig-
Holsteins DAK-Chef Cord-Eric Lubin-

D
er kürzlich vorgelegte Kinder-
report der DAK Gesundheit be-
scheinigt dem Nachwuchs in 
Schleswig-Holstein eine besse-
re Gesundheit als im bundesdeut-
schen Durchschnitt. Das ist auch, 
aber nicht ausschließlich auf die 

Arbeit der Pädiater im Land zurückzu-
führen. Dr. Ralf van Heek, Vorsitzender 
des Berufsverbandes der Kinder- und 
Jugendärzte (BVKJ) in Schleswig-Hol-
stein, lobte bei der Vorstellung des Kin-
derreports u. a. die gute Arbeit und das 
Angebot der Therapeuten: „Physiothe-
rapeuten, Logopäden, Ergotherapeu-
ten leisten hervorragende Arbeit“, beton-
te van Heek. 

ski in seinem Bemühen um mehr Prä-
vention. Lubinski will das Programm 

„fit4future“ ausbauen und die Prävention 
stärker in den politischen Fokus rücken. 
Der Verband der Kinderärzte fordert 
mehr pädiatrische Vertragsarztsitze bei 
höherer Gesamtvergütung und eine bes-
sere Ausstattung der Kliniken. Außer-
dem hält der Verband größere Anstren-
gungen bei der Bekämpfung von Armut 
für erforderlich − weniger Armut bedeu-
tet nach Erfahrung der Kinderärzte bes-
sere Gesundheit. Eltern sollten deshalb 
bei der Erziehung stärker unterstützt 
werden, etwa durch kostenfreie Kita und 
Lehr- und Lernmittel. 
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Gemeinsame Anstrengungen 
für noch gesündere Kinder 
Kindergesundheit in Schleswig-Holstein ist besser als im Bundesdurchschnitt. 
Kinderärzte fordern mehr Vertragsarztsitze und Armutsbekämpfung. 
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Samstag, 29. Juni 2019
  
09.20              Begrüßung
                      N. Weiler 
        
Vorsitz: G. von Knobelsdorff und T. von Spiegel
          
09.30 - 10.00  Signale aus der Zentrale
                      M. Heringlake  -  Lübeck
  
10.00 - 10.30  Voll dabei trotz NYHA drei?
                      Y. Zausig  -  Aschaffenburg
  
10.30 - 11.00  10.30 - 11.00  Zwischen Bedarf und Bedenken
                      W. Koppert  -  Hannover
  
11.00 - 11.30  Pause
    
  
  
Vorsitz: M. GrünewaldVorsitz: M. Grünewald
    
11.30 - 12.30  Frankenstein oder der moderne Prometheus
                      Mechthild Großmann - Hamburg
                      Klaus Lewandowski  -  Berlin
  
   
        
12.30 - 13.00  Pause
  
Vorsitz: E.-P. Horn und T. Krause
    
13.00 - 13.30  Trend oder Tabu?
                      L. Gattinoni  -  Göttingen
    
13.30 - 14.00  Top-Funktion trotz Ventilation
                      M. Quintel  -  Göttingen
  
14.00 - 14.30  Messer - Tupfer - Defi
                      B. W. Böttiger  -  Köln
  
    
14.30 - 15.30  Abschlussbemerkungen
  
  
15.00 - 18.00  WORKSHOPS (Anmeldung erforderlich)
     

            1. Zwischenfallmanagement am Anästhesiesimulator
            2. Ult            2. Ultraschallgesteuerte Nervenblockaden 
            3. Sonographie in der Intensivmedizin 
            4. Strom im OP: EKG, Schrittmacher, Defi & Co

Freitag, 28. Juni 2019
  
12.15 - 12.30  Begrüßung und Eröffnung des Symposiums
                      M. Steinfath
 
Vorsitz: C. Nau und M. Tryba
    
12.30 - 13.00  Vom Angebot zum Drogentod
                      C. Maier  -  Bochum 
   
13.00 - 13.30  Schlafmohn für Methusalix
                      C. Zöllner  -  Hamburg 
       
13.30 - 14.00  Airbag für die Kleinen13.30 - 14.00  Airbag für die Kleinen
                      M. Jöhr  -  Luzern
  
14.00- 14.30  Pause

Vorsitz: S. Russo und U. Linstedt
  
14.30 - 15.00  Kein Blut im Herz auch ohne Schmerz
                                           B. Bein  -  Hamburg
  
     
15.00 - 16.00  DAS BESONDERE THEMA
                               
                      Angriff aus der Dunkelheit
                      Nicolas Krämer  -  Neuss  
        
     
16.00 - 16.30  Pause
  
Vorsitz: N. Roewer und J. Höcker
  
16.30 - 17.00  Was geht auch mit dickem Bauch?
                                            W. Gogarten  -  Bielefeld 
   
17.00 - 17.30  Isolieren oder ignorieren?
                      M. Thomé  -  Kassel  
   
17.30 - 18.00  Mit Vollgas in die Katastrophe
                      Ch. Byhahn  -  Oldenburg  
    

  
19.30              Diskussionsforum: "MEET THE EXPERTS" 
                      während einer Rundfahrt mit Buffet auf der 
                      ‘Adler Princess’ (Anmeldung erforderlich)

    
  

LEE VOR LUV
      
  

19. AINS-Symposium
      
    
       

am 28. und 29. Juni 2019
     

UNIVERSITÄTSKLINIKUM Schleswig-Holstein - Campus Kiel
    

Klinik für Anästhesiologie und OpeKlinik für Anästhesiologie und Operative Intensivmedizin

Anmeldung und Informationen unter www.uni-kiel.de/anaesthesie/ains
    

Die Ärztekammer Schleswig-Holstein zertifiziert das Symposium
mit 11 und jeden Workshop mit 5 Fortbildungspunkten.

Bitte bringen Sie Ihre Barcode-Aufkleber mit.
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In den ersten Wochen des neuen Jahres ist es in der Gesundheitspolitik recht turbulent ge-
wesen, und dies nicht nur in Berlin, sondern auch bei uns im Norden, von A bis Z: ange-
fangen von Alpha über AU-Schein.de bis Zava. 
Bei Alpha handelt es sich um ein neues Angebot in Hamburg, bestimmt auch für den Sü-
den unseres Bundeslandes, bei dem ein Arzt von einem Patienten nach Hause gerufen 
wird, um so Wartezeiten abzukürzen – gegen Selbstzahlung. Krankschreibungen nach Be-
dienung eines elektronischen Algorithmus auf einer Internetplattform und telefonischer 
Fernberatung – 3 Tage AU bei Erkältung für 9 Euro. Die Online-Arztpraxis Zava, vormals 
DrEd in London, will nun einen Standort in Schleswig-Holstein eröffnen – Fernbehand-
lung bei 30 Indikationen.
Alles Möglichkeiten aufgrund veränderter Rahmenbedingungen und einer Lockerung des 
Fernbehandlungsverbotes, wenn diese ärztlich indiziert ist und kein direkter Patient-Arzt-
Kontakt notwendig ist. Dabei drängen sich Fragen auf: Ist die jetzige Notfallversorgung 
nicht ausreichend (bislang sichergestellt!)? Können ärztliche Atteste ohne Untersuchung 
ausgestellt werden (rechtlich zurzeit nicht erlaubt!)? Kann ambulante Versorgung rein te-
lemedizinisch ohne Vertragsarztsitz durchgeführt werden (widerspricht dem Heilberufe-
kammergesetz!)?
Zwei Grundsätze stehen dabei fest: Goldstandard ist der direkte Patienten-Arzt-Kontakt 
mit allen Sinnen und wird es immer sein. Die digitale Transformation ist im täglichen Le-
ben und damit auch im Gesundheitswesen angekommen, die Ärzteschaft nimmt diese 
Herausforderung an, die Lockerung des Fernbehandlungsverbotes ist ein richtiger Schritt.
Diese beiden Antipoden stehen nebeneinander, sind nicht voneinander zu trennen und 
werfen Fragen auf. Doch für die Fragen von heute und morgen passen nicht mehr die Ant-
worten von gestern und vorgestern. Dieser Diskussion werden wir uns stellen, um die 
Antworten für übermorgen zu finden.

„Antworten von gestern 
passen nicht mehr“
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Freundliche Grüße
Ihr

Dr. Henrik Herrmann
P r ä s i d e n t

„Die Lockerung 
des Fernbehand-
lungsverbotes 
ist ein richtiger 
Schritt.“
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D
ie Gemeinde Lunden im nördlichen 
Dithmarschen gründet eine kom-
munale Eigeneinrichtung nach Para-
graf 105 SGB V, um damit langfristig 

die hausärztliche Versorgung in der Re-
gion zu sichern. Dies berichtet die Ärz-
tegenossenschaft Nord. Der Betrieb soll 
im Mai starten. 

Lunden wird nach Büsum die zweite 
Gemeinde in Deutschland, die eine sol-
che kommunale Eigeneinrichtung grün-
det. Zwei junge Ärzte, die bislang in ei-
ner benachbarten Klinik arbeiten, wer-
den in der Eigeneinrichtung hausärzt-
lich angestellt tätig sein. Ein Hausarzt 
in Lunden beendet seine Tätigkeit, zwei 
weitere noch praktizierende Ärzte in der 
Gemeinde bleiben in Einzelpraxis tätig. 

Das Management übernimmt wie 
im Vorbild der Gemeinde Büsum die 
Ärztegenossenschaft Nord. Praktizieren 
werden die Ärzte zunächst in dafür um-
gebauten Interimsräumen, bevor Ende 

2020 der Umzug in ein neues und deut-
lich größeres Gesundheitszentrum ge-
plant ist. Dort sollen dann Ärzte mit ei-
ner Apotheke, einem Sanitätshaus und 
weiteren Gesundheitsdienstleistern un-
ter einem Dach arbeiten.

Die ersten Gespräche über die Grün-
dung eines solchen Zentrums hatten 
schon 2014 stattgefunden. Anders als in 
Büsum scheiterten die Gespräche. In-
zwischen ist der Handlungsdruck wegen 
des steigenden Alters der Hausärzte aber 
gewachsen. In die Lösungssuche waren 
neben den Ärzten vor Ort, der Gemein-
de und der Ärztegenossenschaft auch 
der Koordinator ambulante Versorgung 
des Kreises Dithmarschen, Harald Sten-
der, und die KV Schleswig-Holstein ein-
gebunden. Neben diesen Modellen be-
treiben auch Pellworm und Silberstedt 
(siehe Bericht auf Seite 20) eigene Ein-
richtungen, allerdings als MVZ nach Pa-
ragraf 95 SGB V. (pm/red)

Lunden will das Büsumer Modell 

D
as Klinikum Itzehoe hat sein neues 
Zentrum für Psychosoziale Medizin 
in Betrieb genommen und im Beisein 
von Gesundheitsminister Dr. rer. pol. 

Heiner Garg eingeweiht. Chefarzt Prof. 
Arno Deister sprach von einem „neuen 
Gebäude für eine neue Psychiatrie“. Denn 
der Neubau verzichtet auf die klassische 
Aufteilung in Stationen, Tagesklinik oder 
Ambulanz und setzt auf die Bereiche 
Schutz, Schlafen, Wohnen, Behandeln, 
Begegnen mit fließenden Übergängen.

„Je nach ihrem individuellen Bedarf 
nutzen die Patienten unterschiedlich vie-
le Bereiche davon. Die Mitarbeiter arbei-
ten in allen Settings“, teilte das Klinikum 
mit. Die Patienten sind langfristig an ein 
Team gekoppelt, die Behandlungskonti-
nuität wird damit sichergestellt. 

„Neues Gebäude für neue Psychiatrie“

„Mit dem Neubau des ZPM bekommt 
das 2003 als Modellprojekt gestarte-
te landesweit erste Regionalbudget Psy-
chiatrie und Psychosomatik ein eigenes 
Haus für die bedarfsgerechte Behand-
lung aus einer Hand unter einem Dach“, 
sagte Garg. Er unterstrich die wachsen-
de Bedeutung integrativer Angebote, 
die ambulante, stationäre und teilstati-
onäre Behandlungen psychischer und 
psychosomatischer Erkrankungen zu 
einem abgestimmten und gestuften Ge-
samtangebot zusammenführen.

Auf den rund 6.000 Quadratme-
tern gibt es viel öffentlichen Raum für 
Begegnung. Der Neubau kostete 18,4 
Millionen Euro, von denen zwölf Mil-
lionen Euro vom Land kommen. (PM/
RED)

Vor dem Neubau: Krankenhausdirektor Bernhard Ziegler, Gesundheitsminister Dr. rer. pol. 
Heiner Garg, Verbandsvorsteher Dr. Reinhold Wenzlaff und Chefarzt Prof. Arno Deister. (v. l.)
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Alpha-Ärzte auch im Süden Holsteins
Der rein privatärztliche Haus- und Notdienst Alpha erreicht 
mit einem Standort in Hamburg auch Patienten im südlichen 
Schleswig-Holstein. Nach eigenen Angaben decken die für das 
Unternehmen tätigen Ärzte die Fachgebiete Allgemeinmedi-
zin, Innere Medizin, Kinderheilkunde, HNO, Urologie, Ortho-
pädie sowie Anästhesiologie und Schmerzmedizin ab. Außer 
in Hamburg gibt es das Angebot in zehn weiteren deutschen 
Großstädten. Die Kosten für Selbstzahler beziffert das Unter-
nehmen auf seiner Website auf „maximal 180 Euro“ pro Haus-
besuch. (pm/RED) 

Regio Kliniken planen Lungenzentrum 
Die Regio Kliniken planen ein interdisziplinäres, überregio-
nales Lungenzentrum in Elmshorn. Dafür sollen die Pneumo-
logie und Beatmungsmedizin sowie die Thoraxonkologie am 
Standort Wedel und die Thoraxchirurgie am Standort Pinne-
berg in Elmshorn zusammengefasst werden. „Hierdurch wer-
den im Sinne optimaler Abstimmungsmöglichkeiten die Wege 
zwischen den Experten und Teams verkürzt“, begründen die 
Regio Kliniken den Schritt. Die Umsetzung soll in einem Zeit-
raum zwischen zehn und 14 Monaten erfolge. (pm/RED)

Kein Schulgeld mehr für Therapeuten
Schleswig-Holstein macht die Ausbildung für Gesundheitsbe-
rufe kostenfrei. Ziel ist, das Land im Wettbewerb um Fachkräf-
te im Gesundheitswesen attraktiver zu machen. Die Förderung 
umfasst rückwirkend zum Jahresbeginn bis zu 300 Schulplät-
ze pro Ausbildungsjahr für angehende Physio- und Ergothera-
peuten, Logopäden, medizinische Bademeister und Masseu-
re. Die 300 Plätze entsprechen der bisherigen Belegung an den 
staatlichen Schulen im Norden. Für diese Plätze sind 3,3 Mil-
lionen Euro in den Haushalt eingestellt. Bislang mussten die 
Schüler für die Schulausbildung bis zu 400 Euro monatlich be-
zahlen. (pm/RED)

Kein Cannabis-Modellversuch möglich 
Die Landesregierung rechnet nicht damit, dass der Bund Mo-
dellversuche zur kontrollierten Freigabe von Cannabis ermög-
licht. Ohne eine bundesgesetzliche Änderung kann das Land 
solche Modellversuche nicht starten. Dies stellte Gesundheits-
minister Dr. rer.pol. Heiner Garg nach einer Landtagsdebatte 
zum Thema klar: „Wir sind in dieser Sache auf ein Umdenken 
der Koalition im Bund angewiesen, ohne eine bundesgesetz-
liche Änderung wird der Modellversuch leider nicht möglich 
sein.“ Zuvor hatte der gesundheitspolitische Sprecher des SSW, 
Flemming Meyer, die Jamaika-Koalition in Kiel an deren Ver-
einbarung erinnert und die kontrollierte Abgabe von Canna-
bis gefordert. (pm/RED)

Falsche Zuordnung in der Tabelle
In der Titelgeschichte des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblat-
tes im Februar zum Thema Ernährung ist Lesern aufgefallen, 
dass wir im Gastbeitrag von Prof. Martin Smollich und Prof. 
Christian Sina in der Tabelle auf Seite 10 in der Spalte „bevor-
zugen“ eine falsche Zuordnung vorgenommen haben. Verar-
beitete Lebensmittel mit hohem Gehalt an Zucker, Stärke und 
Fett gehören nicht in diese, sondern in die Spalte „vermeiden“. 
Wir bitten um Entschuldigung und bedanken uns bei den auf-
merksamen Lesern. (RED)

T
rain-the-Trainer-Seminare (TtT), der-
zeit in aller Munde, sind keine modi-
sche Fortbildungserscheinung, son-
dern Teil der notwendigen und zu-

kunftsweisenden Qualitätsoffensive in 
der ärztlichen Weiterbildung. Die Zu-
ständigkeit für die Weiterbildung war 
den Kammern vor langem gesetzlich 
übertragen worden und droht in unserer 
hochtourig laufenden Gesundheitsver-
sorgung „unter die Räder“ zu kommen. 
Mehr Systematik in Wissensvermittlung, 
Erfahrungserwerb sowie dem Feedback 
kann unsere nachwachsende Facharzt-
generation stärken und es den Weiter-
bildern erleichtern, für das gemeinsame 
Weiterbildungsergebnis die Verantwor-
tung zu übernehmen. 

Ein Workshop für Weiterbildungsbefug-
te in der Allgemeinmedizin findet kom-
menden Monat in der Akademie für me-
dizinische Fort und Weiterbildung in 
Bad Segeberg statt. Die wichtigsten In-
formationen in Kurzform: 
Leitung: Prof. Hanna Kaduszkiewicz,
Prof. Jost Steinhäuser
Termin: 27. April 2019
Samstag, 10:00 - 15:45 Uhr
Fachgebiet: Allgemeinmedizin
Zielgruppe: Ärztinnen und Ärzte
Fortbildungsstunden: 5
Fortbildungspunkte: 7
Teilnahmegebühr: 25,00 Euro
Seminarort: Akademie der Ärztekam-
mer Schleswig-Holstein; Esmarchstraße 
2-4 in 23795 Bad Segeberg. (RED)

Train-the-Trainer in der Allgemeinmedizin

Erstes Concussion Center 
in Schleswig-Holstein 

A
nfang des Jahres hat die August-Bier-
Klinik in Bad Malente das nach eige-
nen Angaben erste Concussion Cen-
ter in Schleswig-Holstein (CCSH) 

eröffnet. Die Fachklinik für Neurologie, 
Neurotraumatologie und Rehabilitation 
bietet im Concussion Center neben prä-
ventiven Leistungen auch die Behand-
lung nach akuten Verletzungen, indivi-
duelle Rehabilitationspläne sowie Bera-
tungen an. Betreuung und Beratung lau-
fen nach Stufenplan Verwaltungs-Be-
rufsgenossenschaft. 

Zum Team des CCSH zählen Neu-
rologen auch Physiotherapeuten, Neu-
ropsychologen und Sportpsychologen. 
Die Klinik verfügt außerdem über ein 
Netzwerk aus Sportmedizinern, Sport-
wissenschaftlern, Neurochirurgen, Ra-
diologen und Orthoptisten, mit de-

nen Kooperationsvereinbarungen be-
stehen. Wie die von der Gesellschaft 
für Sport-Neuropsychologie in Würz-
burg zertifizierte Klinik berichtet, gibt 
es in Deutschland jährlich rund 300.000 
traumatische Kopfverletzungen, von 
denen mehr als 80 Prozent als „leicht“ 
eingestuft werden. Für Sportler, Verei-
ne und die betreuenden Mediziner stel-
len diese „leichten“ Schädel-Hirn-Ver-
letzungen jedoch eine Herausforderung 
dar: „Die Diagnostik gestaltet sich oft 
schwierig, insbesondere im engen Zeit-
fenster am Spielfeldrand. Hier muss 
schnell über eine Rückkehr ins Spiel ent-
schieden werden. Offensichtliche Symp-
tome wie Bewusstlosigkeit oder Erbre-
chen zeigen sich aber eher selten“, gab 
das CCSH in einer Pressemitteilung zur 
Eröffnung zu bedenken. (PM/RED)
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Franka Weber, Leiterin Psychologische Abteilung, und Chefarzt Dr. Klaus Stecker. 
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I
n seiner Praxis begleitet Dr. Ralf van 
Heek vorwiegend gesunde Kinder 
beim Großwerden. Die Eltern bringen 
den Nachwuchs regelmäßig zu den 
Untersuchungen, die Kinder wach-
sen in intakten Familien auf, Präventi-
on und Bildung werden großgeschrie-

ben, wirklich bedrohliche Erkrankungen 
sind selten. Der Vorsitzende des Berufs-
verbandes der Kinder- und Jugendme-
diziner (BVKJ) in Schleswig-Holstein ist 
mit seiner Praxis in Altenholz zwar keine 
Ausnahme, doch van Heek weiß, dass es 
auch ganz anders geht. 

„Praxen an anderen Standorten neh-
men das ganz anders wahr“, sagt van 
Heek. So gibt es in einigen Regionen 
zum Beispiel Schwierigkeiten beim Zu-
gang zur Versorgung, aber auch Über-
lastungen von Ärzten und Personal, weil 
viele Menschen unaufgeklärt in die Pra-
xen kommen oder sich aufgrund von 
Sprachbarrieren kaum verständlich ma-
chen können. Hinzu kommt ein Prob-
lem, das sich in den vergangenen Jahr-
zehnten deutlich vergrößert hat: Die Un-
sicherheit der Menschen über die Be-
deutung ihrer Erkrankung. Weil immer 
weniger Menschen in der Lage sind, Ba-
gatellen von echten Bedrohungen zu un-
terscheiden, sind nicht nur die Kapazitä-
ten in den Notfallambulanzen der Klini-
ken, sondern mitunter auch die Praxen 
überlastet.

Wie krank aber ist der Nachwuchs 
in Schleswig-Holstein wirklich? Auf-
schluss soll der Ende Februar vorgeleg-
te Kinder- und Jugendreport 2018 der 
DAK Gesundheit geben. In die Analy-
se der Universität Bielefeld sind die Ab-
rechnungsdaten von 30.325 bei der DAK 
versicherten Kindern und Jugendlichen 
bis einschließlich 17 Jahren eingeflos-
sen – bei rund 470.000 Kindern und Ju-
gendlichen in ganz Schleswig-Holstein 
eine beachtliche Zahl. Ziel der Analyse 

ist es nach Angaben von DAK-Landes-
chef Cord-Eric Lubinski, die gesundheit-
liche Situation von jungen Menschen im 
Norden besser zu verstehen und sie zu-
gleich in den Vordergrund der politi-
schen Diskussion zu rücken. Es ist auch 
eine kontinuierliche Datenauswertung 
geplant, um Entwicklungen verfolgen 
zu können; es sollen Unterschiede zwi-
schen Stadt und Land herausgearbeitet, 
Unterschiede zwischen den Geschlech-
tern beleuchtet und der Zusammenhang 
zwischen Armut und Gesundheit unter-
sucht werden.

Natürlich wird von einer Kranken-
kasse auch die Kostenseite thematisiert. 
Insgesamt wendete die Krankenkasse im 
ausgewerteten Jahr 2016 26,6 Millionen 
Euro für die Gesundheitsversorgung der 
bei ihnen versicherten Kinder und Ju-
gendlichen auf. Die für die Krankenkas-
se gute Nachricht: Die Pro-Kopf-Ausga-

ben liegen mit 874 Euro im Jahr sieben 
Prozent unter dem Bundesdurchschnitt 
(939 Euro). Die Versorgungskosten von 
Kindern und Jugendlichen folgen stets 
einem U-förmigen Verlauf. Säuglinge 
verursachen mit durchschnittlich 1.861 
Euro pro Jahr mehr als doppelt so hohe 
Versorgungskosten wie Kinder im Alter 
zwischen einem und vier Jahren (rund 
792 Euro). Die Kosten steigen bis zum 
Jugendalter wieder an, auf durchschnitt-
lich 1.041 Euro. 

Sieben Prozent der Kinder verur-
sachen gar keine Kosten. Die Hälfte der 
Gesamtkosten für Versorgungsleistun-
gen entfallen auf nur drei Prozent al-
ler Kinder, also auf die mit schweren Er-
krankungen, die eine teure Therapie er-
fordern. Julian Witte, der die Ergebnis-
se für die Uni Bielefeld in Kiel bei einem 
Pressegespräch der DAK vorstellte, sieht 
dies als Plädoyer für die Solidargemein-
schaft. „Wesentlicher Ausgabentreiber“ 
ist nach Angaben der DAK das Kranken-
haus. Je nach Alter entfallen auf die Kli-
nikaufenthalte zwischen 32 und 62 Pro-
zent der Ausgaben. 

Von den insgesamt 26,6 Millio-
nen Euro Gesamtausgaben der DAK in 
Schleswig-Holstein für Kinder und Ju-
gendliche entfielen 34 Prozent auf den 
stationären Sektor, 29 Prozent auf die 
ambulante Versorgung, 18 Prozent auf 
die Arzneimittelversorgung, zehn Pro-
zent auf die therapeutische Versorgung 
(Heilmittel), sieben Prozent auf Heilmit-
tel und ein Prozent auf Rehaleistungen. 
Etwas sparsamer als im Bundesdurch-
schnitt geht man in Schleswig-Holstein 
mit Arzneimitteln um. Der etwas gerin-
gere Ausgabenanteil resultiert u. a. dar-
aus, dass im Norden 3,4 statt 3,7 Arznei-
mittel je Kind im Jahr verordnet werden. 
Doch gerade bei der Arzneimittelversor-
gung gibt es ein Ergebnis, das sowohl Pä-
diater van Heek, als auch Wissenschaft-

89 % 
aller Kinder und Ju-
gendlichen in Schles-
wig-Holstein haben 
mindestens einmal im 
Jahr Kontakt zu ei-
nem Arzt in der Pra-
xis oder im Kranken-
haus. Der Anteil der 
Kinder ohne doku-
mentierten Arztkon-
takt ist bei Zwölfjäh-
rigen am höchsten (16 
Prozent). 
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K I N D E R G E S U N D H E I T

Heile, gesunde Welt 
nicht für alle Kinder
Kinder und Jugendliche sind in Schleswig-Holstein gesünder als im Bundesdurchschnitt. 
Grund zum Zurücklehnen besteht dennoch nicht, wie u.a. der Kinder- und Jugendreport der 
DAK-Gesundheit zeigt. Auch der Berufsverband der Pädiater sieht Handlungsbedarf. 

34 % Infektionen 
Infektionen sind in allen Bundesländern stets die zweithäufigste Ursache 
für Erkrankungen von Kindern und Jugendlichen. In Schleswig-Holstein 
sind sie für 34 Prozent aller Erkrankungen des Nachwuchses verantwort-
lich. Damit liegt der Norden 8 Prozent unter dem Bundesdurchschnitt. 
Dies gilt auch für zahlreiche weitere Erkrankungen - insgesamt sind die 
Kinder und Jugendlichen nach Abrechnungsdaten der DAK gesünder als 
der Durchschnitt. 
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ler Witte und Volkswirt Lubinski alar-
miert: 27 Prozent aller Kinder im Land 
erhalten ein Antibiotikum verordnet, je-
des zehnte sogar ein Reserveantibioti-
kum. Bei der Suche nach Gründen ist 
man vorerst noch auf Mutmaßungen an-
gewiesen. Van Heek nannte den enor-
men Zeitdruck in den Praxen und den 
Wunsch nach Sicherheit sowohl von Sei-
ten der Ärzte als auch von den Eltern. 
Alle Beteiligten sprachen sich für ei-
nen behutsamen Umgang mit Antibio-
tika aus. 

Etwas ratlos macht die Tatsache, dass 
die Kinder im Norden zwar gesünder 
sind als im Durchschnitt und zugleich 
die Schleswig-Holsteiner angeblich die 
glücklichsten Menschen in Deutschland 
sein sollen, ihre Kinder aber laut DAK-
Report deutlich depressiver sind als der 
Nachwuchs im Bundesdurchschnitt. Für 
1,2 Prozent aller Kinder und Jugendli-
chen wurde eine Depression diagnosti-
ziert – das sind 19 Prozent mehr als im 
Bundesdurchschnitt. Bei Mädchen im 
Alter von 17 Jahren war die Prävalenz 
mit 6,4 Prozent am höchsten. Warum? 
Hierauf hatte keiner der Experten eine 
Antwort. Witte hofft, dass Folgeuntersu-
chungen auch zu dieser Frage mehr Auf-
schluss geben. 

Weitere Ergebnisse des Reports: 
▶ Adipositas ist auch bei Kindern in 

Schleswig-Holstein eine häufige Er-
krankung. Drei Prozent leiden unter 
krankhaftem Übergewicht. Besonders 
häufig wurde diese Diagnose bei Kin-
dern im Alter von zehn bis 13 Jahren 
gestellt. DAK-Chef Lubinski hält das 
Ergebnis für alarmierend, auch wenn 
der Norden besser als der Bundes-
durchschnitt abschneidet. Von adipö-
sen Kindern ist bekannt, dass sie über-
durchschnittlich häufig eine Depressi-
on entwickeln.

▶ Jedes vierte Kind wird wegen Krank-
heitsbildern behandelt, die einen 
chronischen Verlauf nehmen kön-
nen. Hier geht es am häufigsten um 
Erkrankungen wie Asthma oder Neu-
rodermitis, die den Alltag des Nach-
wuchses und der ganzen Familie ent-
scheidend beeinträchtigen können. Es 
folgen Heuschnupfen und entzünd-
liche Darmerkrankungen. Fast je-
des zehnte Kind leidet an einer psy-
chischen Erkrankung mit potenziell 
chronischem Verlauf. 

▶ Viele Kinder leiden bereits unter Rü-
ckenschmerzen. Ab dem zwölften Le-
bensjahr ist knapp ein Viertel aller 
Jungen und Mädchen betroffen. Lu-
binski ist über diese Zahl auch des-
halb besorgt, weil frühe Muskel-Ske-
lett-Probleme im Erwachsenenalter 
schwere Rückenleiden nach sich zie-
hen können. 

▶ Das Morbiditätsniveau in Schleswig-
Holstein ist in vielen Erkrankungsbe-
reichen niedriger als im Bundesdurch-

schnitt: 20 Prozent weniger Kinder 
mit ADHS, 16 Prozent weniger Stoff-
wechselerkrankungen, zwölf Prozent 
weniger Atemwegserkrankungen, acht 
Prozent weniger Infektionskrankhei-
ten.

▶ Ein Unterschied zwischen Stadt und 
Land zeigt sich an den Versorgungs-
ausgaben. Kinder in Städten verursa-
chen rund neun Prozent höhere Aus-
gaben – statt 850 Euro sind es 923 
Euro. Der Nachwuchs in den städ-
tisch geprägten Gebieten (ab 20.000 
Einwohnern) weist deutlich häufiger 
Zahnkaries auf (plus 92 Prozent ge-
genüber ländlich geprägten Regio-
nen), entwickelt deutlich häufiger eine 
Depression (plus 59 Prozent), hat häu-
figer Viruserkrankungen (plus 17 Pro-
zent) und ist häufiger zu dick (plus 
fünf Prozent). Rund zwei Drittel des 
Nachwuchses in Schleswig-Holstein 
wachsen allerdings in eher ländlich 
geprägten Regionen auf. Dort fällt auf, 
dass Kinder und Jugendliche im Ver-
gleich zum Nachwuchs in der Stadt 
eine um neun Prozent häufigere Er-
krankungsrate wegen Heuschnupfen 
aufweisen. 

▶ Die häufigsten Krankheitsarten in 
Schleswig-Holstein unterscheiden 
sich kaum vom Bundesdurchschnitt. 
Die Hälfte entfällt auf die Atemwege, 
34 Prozent auf Infektionen, 29 Prozent 
auf Augenerkrankungen und 26 Pro-
zent auf psychische Erkrankungen. Je 
nach Bundesland wechseln laut Witte 
die beiden zuletzt genannten Krank-
heitsarten mitunter die Plätze, ansons-
ten kommt stets die gleiche Reihenfol-
ge heraus. Es folgen Erkrankungen der 
Haut, der Ohren, des Muskel-Skelett-
Systems, der Verdauung, angebore-
ne Fehlbildungen und urogenitale Er-
krankungen. 

Was folgt aus den Ergebnissen?
Lubinski sieht sich in der Absicht ge-

stärkt, dass die Präventionsbemühun-
gen intensiviert werden müssen, mit de-
nen Kinder in ihren Lebenswelten er-
reicht werden. Er verwies in diesem Zu-
sammenhang auf das Kassenprogramm 
„fit4future“, das mehr Bewegung, ge-
sünderes Essen und weniger Stress zum 
Ziel hat. Bislang ist die Kasse gemeinsam 
mit der Cleven-Stiftung damit an rund 
30 Grund- und Förderschulen in Schles-
wig-Holstein aktiv und spricht insge-
samt rund 4.800 Schüler an. „In diesem 
Jahr wollen wir fit4future auf weiterfüh-
rende Schulen ausweiten und ab 2020 
auch in Kitas gehen“, kündigte Lubinski 
an. Ziel sei es, die Prävention „von der 
Kita bis zum Abitur“ in den Blick zu neh-
men. Wünschen würde er sich darüber 
hinaus, dass Wissen über Gesundheit an 
den Schulen aber auch jenseits solcher 
Programme vermittelt wird, wenn nötig, 
über ein Schulfach: „Das würde helfen, 
das Bewusstsein zu schärfen.“ Lubinski Fo
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50 % Atemwege 
Atemwegserkrankungen sind die häufigste Ursache für Arzt- 
und Krankenhausbesuche von Kindern und Jugendlichen. Dies 
gilt auch für andere Bundesländer. Im Vergleich weisen die Kin-
der und Jugendlichen im Norden allerdings zwölf Prozent seltener 
Atemwegserkrankungen auf als der Nachwuchs in anderen Bun-
desländern. Asthma ist mit einer Prävalenz von 7,2 Prozent die 
häufigste chronische Erkrankung im Kindesalter. 
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Herr Dr. van Heek, Sie sind seit Kurzem 
neuer Vorsitzender des Landesverban-
des im Berufsverband der Kinder- und 
Jugendärzte. Was wollen Sie in ihrer 
Amtszeit erreichen?

Dr. Ralf van Heek: Der BVKJ wird 
häufig wahrgenommen als Organisati-
on der niedergelassenen Kinder und Ju-
gendärzte. Das entspricht nicht unserer 
Satzung. Wir wollen vor allem die Vor-
aussetzungen für die bestmögliche ge-
sundheitliche Versorgung von Kindern 
und Jugendlichen erarbeiten und ver-
treten und die Bedingungen der Berufs-
ausübung der Pädiater gestalten. Das ist 
nicht möglich ohne die Kolleginnen in 
den Kliniken und im öffentlichen Ge-
sundheitsdienst. Das möchte ich be-
wusster machen. Die Pädiatrie ist Ge-
fahren ausgesetzt, insbesondere durch 
Nachwuchsprobleme bei allen beteilig-
ten Berufsgruppen – ärztlich, pflege-
risch, Fachangestellte – aber auch durch 
die fehlgesteuerte Ökonomisierung und 
Unterfinanzierung der Kliniken. Wir 
brauchen die Kooperation aller Beteilig-
ten. Daran möchte ich mitwirken. Ein 
Schwerpunkt dabei ist die ärztliche Wei-
terbildung, aber auch Studienreform, 
Pflegeausbildung, der gesundheitsöko-
nomische Rahmen – da haben wir Dinge 
auf den Weg gebracht, die zum Erfolg ge-
führt werden müssen. Daneben steht der 
Einsatz für gesunde Lebensbedingungen 
für Kinder und Jugendliche. 

Gibt es in Schleswig-Holstein genügend 
niedergelassene Pädiater? In welchen 
Regionen zu wenig?

van Heek: Unser Ziel ist, dass alle 
Menschen unter 18 Jahren hausärztlich 
von Kinder- und Jugendärzten versorgt 
werden. Das ist besonders auf dem Land 
ambitioniert. Aber auch in urbanen Re-
gionen – Hamburger Randgebiet, Kie-

ler Osten, Flensburg – hat auch die Öf-
fentlichkeit erfahren, dass Praxen keine 
neuen Patientinnen aufnehmen konn-
ten und Eltern keine ihnen angemessen 
erscheinende Versorgung erhielten. An-
dererseits höre ich von Kollegen, die er-
schöpft sind oder frustriert, weil sie auf-
grund der Budgetierung ihre viele Arbeit 
nicht gerecht vergütet bekommen

In einigen Bundesländern sind trotz 
rechnerischer Überversorgung zusätz-
liche Vertragsarztsitze ausgeschrie-
ben worden – wird dies auch in Schles-
wig-Holstein erforderlich? Welche Be-
dingungen müssten dafür aus Sicht des 
Verbandes erfüllt werden?

van Heek: Die von Ihnen genannte 
Überversorgung beruht ja auf einer Fest-
legung aus ferner Vergangenheit. Mitt-
lerweile haben sich Kinder- und Jugend-
liche, diagnostische und therapeuti-
sche Verfahren und Ärzte so verändert, 
dass die sogenannte Bedarfsplanung kei-
ne verlässliche Planungsgrundlage mehr 
bietet. Wir erwarten zum 1. Juli vom 
GBA neue Kriterien auf der Grundla-
ge aktueller Sachverständigengutachten. 
Dadurch erwarten wir eine Erhöhung 
der Zahl der Sitze im Land. Auch jetzt 
schon könnte man wohl vereinzelt Son-
derbedarf formulieren. Sinn macht das 
aber nur, wenn auch die Gesamtvergü-
tung entsprechend angehoben wird, so-
dass nicht die jetzt niedergelassenen Kol-
legen die neuen finanzieren müssen. Die 
Vergütung hat mit der Kostenentwick-
lung vor allem bei den Gehältern, aber 
auch bei Immobilien, externen Dienst-
leistungen und neuen bürokratischen 
Anforderungen nicht Schritt gehalten. 

Welche Rahmenbedingungen müssen 
für eine bessere Kinder- und Jugendge-
sundheit verändert werden?

I N T E R V I E W

Warten auf 
mehr Sitze
Dr. Ralf van Heek ist seit einigen Monaten neuer Vorsitzender des 
Berufsverbandes der Kinder- und Jugendärzte (BVKJ) in Schleswig-
Holstein. Im Interview mit Dirk Schnack erläutert er seine Ziele. 

Info 
Der Berufsverband 
der Kinder- und Ju-
gendärzte wünscht 
sich, dass die Exper-
tise der Fachgrup-
pe zum Thema Ge-
sundheit der jungen 
Menschen mehr ge-
hört wird. Zugleich 
ist nach Ansicht des 
Verbandes mehr For-
schung zur medizini-
schen Versorgung von 
Kindern und Jugend-
lichen erforderlich. 

26 % Psychische 
Erkrankungen
Die Wahrscheinlichkeit für die Diagnose einer 
psychischen Erkrankung oder Verhaltens-
störung ist alters- und geschlechtsabhängig 
verschieden. Die Prävalenz nimmt innerhalb 
des frühen Kindesalters bis hin zum Alter 
von fünf Jahren zu. Mit 476 Fällen je 1.000 
Kindern bei Jungen und 378 Fällen je 1.000 
bei Mädchen war die Erkrankungshäufigkeit 
in diesem Alter am höchsten. Bis zum Beginn 
des Jugendalters sinkt die Zahl der diagnos-
tizierten Fälle. Im späten Jugendalter wird 
bei Mädchen eine höhere Zahl an Diagnosen 
gestellt als bei Jungen. Die Prävalenz in 
Schleswig-Holstein liegt im Bundestrend. 

weiß aber auch, dass dies nur ein erster 
Schritt sein könnte. Im zweiten müssten 
die Eltern mitgenommen werden. Ohne 
deren Vorbildfunktion und ohne deren 
Unterstützung wird vieles von dem, was 
Kindern in Programmen beigebracht 
wird, nicht nachhaltig wirken. 

Van Heek führte ein Beispiel an, wie 
Eltern ihren Kindern ganz einfach hel-
fen könnten: durch den Verzicht auf das 
sogenannte „Eltern-Taxi“ für den Schul-
weg. Kinder, die diesen Weg zu Fuß oder 
mit dem Fahrrad bewältigen, bekom-
men nicht nur täglich Bewegung, son-
dern können auch soziale Kontakte ver-
stärken, gab van Heek zu bedenken. Au-
ßerdem sprach er sich dafür aus, Kinder 
aus einkommensschwachen Familien zu 
unterstützen. Sein Verband forderte eine 
Förderung der Kindergesundheit durch 
Armutsbekämpfung. Als Beispiele nann-
te der BVKJ kostenfreie Kindertagesstät-
ten sowie Lehr- und Lernmittel, „besse-
re“ Schulen, Beachtung der Kinderinter-
essen bei der Verkehrs- und Wohnungs-
baupolitik und beim Verbraucherschutz 
insbesondere durch gesündere Lebens-
mittel. Zugleich hält der Verband die 
Unterstützung von Eltern bei der Erzie-
hung für eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe. 

Dirk Schnack
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Info 
Der Berufsverband 
der Kinder- und Ju-
gendärzte erwar-
tet, dass mehr Pädi-
atriesitze eingerich-
tet werden - aber 
nur in Zusammen-
hang mit einer höhe-
ren ambulanten Ge-
samtvergütung für die 
Fachgruppe. In ande-
ren Bundesländern 
war dies nicht immer 
gelungen. 

van Heek: Ich denke, die wichtigs-
ten Stichworte hier sind Armut und Bil-
dung. Da wissen wir viel, was uns gera-
de durch die aktuelle DAK-Studie be-
stätigt wurde. Da läuft die politische 
Debatte und wir bringen uns auf allen 
Ebenen ein für die Rechte und Bedürf-
nisse der Kinder bis zum Grundgesetz. 
Wir haben einen sehr starken und kom-
petenten Bundesverband. Auch in der 
Ernährung sehen wir großes Potenzi-
al, das wird gerade in Berlin diskutiert 
und unsere Leute diskutieren da mit 
und versuchen medizinisches Wissen 
gegenüber den Interessen der Lebens-
mittelindustrie durchzusetzen. Schul-
stress ist ein wichtiger Krankmacher, 
da gibt es positive Entwicklungen. Mei-
nes Erachtens profitieren zum Beispiel 
gesunde Kinder von der Inklusion, um 
die förderbedürftigen machen wir uns 
aber Sorgen – vor G8 haben wir seiner-
zeit gewarnt. Auch da wurden Marktin-
teressen über die Kindergesundheit ge-
stellt.

Elterliche Erziehungskompetenz – 
die muss gestärkt werden, damit Eltern 
ihre Kinder liebevoll leiten können. Ak-
tuell machen wir eine Kampagne zum 
Eltern-Onlinetraining. 

Bildschirmmedien – ein ganz gro-
ßes Thema. In der nicht abwendbaren 
Digitalisierung stecken vielfältige gro-
ße Gefahren für Kinder und Jugendli-
che. Seit Kurzem bekommen Eltern bei 
der Vorsorge ein Empfehlungsblatt, das 
auch auf eine Studie unseres Verban-
des zurückgeht und dass wir gemein-
sam u.a. mit Bundestag, DAK und KBV 
auf den Weg gebracht haben. Wir ver-
suchen da Schritt zu halten und bilden 
unsere Mitglieder fort, um kompetent 
beraten zu können.

Der Abfall der Kraftfahrzeuge – 
Stichwort z.B. Diesel – machen insbe-
sondere Kinder krank. Ich würde be-
haupten, bei den 100 Lungenärzten war 
kein Pädiater. Wir haben ja auch Kin-
derpneumologen in unserem Verband, 
die haben sich eingebracht in eine Er-
klärung von 1300 Pneumologen, die 
klingt anders. Auch hier vertreten wir 
Kindergesundheit gegen Profitdenken. 

Dr. Ralf van Heek
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Beim Thema Verkehr fällt mir Be-
wegung ein. Es ist bekannt, dass unse-
re Kinder sich zu wenig im Freien be-
wegen. 

Impfen: hier sind wir gut davor im 
Vorschulalter. Bei den Jugendlichen tun 
sich Lücken auf, Beispiele Papillomavi-
rus, Hepatitis B, Pertussis. 

Damit kommt dann auch das Thema 
Vorsorge- oder Früherkennungsunter-
suchungen ins Spiel: Wir brauchen eine 
Stärkung der J1 mit 13 Jahren, und wir 
brauchen für die 8- und 10-Jährigen die 
U10 und die U11.

Die gesundheitlichen Chancen von 
Kindern in sozialen Brennpunkten sind 
vermindert. Was muss aus Sicht der Pä-
diater passieren, um diese Chancen zu 
erhöhen?

van Heek: Armut und Bildung ste-
hen ja in einem engen Zusammenhang 
und sie beeinflussen – wie wir gera-
de wieder erfahren haben – deutlich die 
Gesundheit der Kinder. Meine Kindheit 
war nach heutigen Kriterien auch arm 
und vielleicht freue ich mich auch des-
halb immer sehr über gesunde, fröhliche 
und kluge Kinder in armen Familien. 
Aber der Ausweg aus der Armut durch 
Bildung ist heute schwerer als in meiner 
Jugend, das ist ein Skandal. Die OECD 
hält unserem Land besonders vor, dass 
es da nicht gegensteuert. Um schnell et-
was zu erreichen, brauchen wir eine we-
sentlich frühere und umfassendere Zu-
gänglichkeit zur öffentlichen Kinderer-
ziehung. Und wenn wir die soziale Spal-
tung mindern wollen, dürfen wir nicht 
einen wesentlichen Teil des Lernens an 
die Eltern delegieren. Gutes Essen in den 
Einrichtungen, Lesen, Musik und gu-
tes Spielen, aber auch Unterstützung bei 
selbstständigen Arbeit – das Angebot 
sollte so sein, dass alle Kinder da gerne 
hingehen und von ihren Eltern gerne ge-
lassen werden. 

Der hohe Anteil der Freizeit, die Kin-
der mit elektronischen Geräten ver-
bringen, beunruhigt viele Eltern. Wird 
dieses Thema im Vergleich zu anderen 
Gesundheitsgefahren derzeit überbe-

wertet? Ist das Thema in den Sprech-
stunden? 

Ich glaube nicht, dass das Risiko 
überschätzt wird. Wir machen ein Rie-
senexperiment mit unseren Kindern. Es 
gibt viele wissenschaftliche Daten, die 
sehr beunruhigend sind. Andererseits 
sehen wir viele Jugendliche, die sich in-
mitten ihres technischen Arsenals mit 
Smartphone und Spielkonsole schulisch, 
sozial, seelisch und körperlich prächtig 
entwickeln. Wie schon gesagt themati-
sieren wir elektronische Medien jetzt bei 
jeder Vorsorge nach dem Säuglingsal-
ter und die Eltern von Säuglingen wol-
len wir mit einer Kampagne ermuntern, 
in die Gesichter ihrer Babys zu schauen 
statt auf Bildschirme. 

Können Sie den Eltern Tipps geben? 
Ab wann ist die Sorge angebracht, dass 
Kinder onlinesüchtig werden? 

van Heek: Kinder unter drei Jahren 
sollten keine Bildschirmnutzung haben, 
Mahlzeiten dürfen nicht durch Bild-
schirme gestört werden. Es gibt einen 
Flyer mit sieben Hinweiskomplexen zur 
Vermeidung von Schäden, dadurch bie-
ten wir uns als Berater an und bilden uns 
entsprechend fort. Onlinesucht zeigt 
sich, wenn das reale Leben vernachläs-
sigt wird, Schulleistungen sinken, sozia-
le Kontakte und Hobbys oder Sport ein-
schlafen. Ich erwarte, dass sich auch hier 
wiederum ein Zusammenhang mit Ar-
mut und Bildung zeigen wird und auch 
hier ist anzunehmen, dass kulturelle und 
sportliche Angebote mit Zugang für alle 
zur Lösung des Problems erforderlich 
werden.

Vielen Dank für das Gespräch

„Armut und Bildung 
stehen in einem engen 
Zusammenhang und 
sie beeinflussen die 
Gesundheit der Kinder.“  

Dr. Ralf van Heek
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1999
wurden die ersten 
Kinderhospizdienste  
in Deutschland auf-
gebaut. Noch 2004 
gab es bundesweit 
nur sechs ambulante 
Dienste, ein Jahr spä-
ter waren es 25. Ak-
tuell gibt es nach An-
gaben des Deutschen 
Kinderhospizvereins 
bundesweit rund 200 
ambulante Hospizan-
gebote für Kinder und 
Jugendliche. 

K I N D E R H O S P I Z E

Aus der Tabuzone in 
die Öffentlichkeit 
Am 10. Februar war der Tag der Kinderhospizarbeit und damit Gelegenheit, Öffentlichkeit 
für ein Thema herzustellen, das außerhalb der betroffenen Familien gern verdrängt wird. 

So wie diese Kindergruppe machten am 10. Februar Betroffene und Unterstützer auf die Arbeit der Kinderhospize aufmerksam. 

G
rüne Bänder als Symbol für die 
Arbeit der ambulanten und stati-
onären Kinderhospize waren ver-
gangenen Monat an vielen Or-
ten in Deutschland zu sehen. Ei-
nes davon flatterte am Dienstwa-
gen von Schleswig-Holsteins Ge-

sundheitsminister Dr. rer. pol. Heiner 
Garg. Er trug damit dazu bei, dass zu-
mindest in der Zeit um den 10. Febru-
ar, dem Tag der Kinderhospizarbeit, ein 
weitgehend verdrängtes Thema in den 
Blickpunkt der Öffentlichkeit rückte. In 
Diskussions runden, Lesungen, Konzer-
ten, Sponsorenläufen, Infoständen und 
vielen anderen Veranstaltungen wurde 
auf Initiative des Deutschen Kinderhos-
pizvereins (DKHV) in ganz Deutsch-
land auf die Situation lebensverkürzend 
erkrankter Kinder und deren Familien 
aufmerksam gemacht. 

Schwerpunkt des diesjährigen Tages 
der Kinderhospizarbeit waren die Ge-
schwister. Ziel ist es, dass Kinder und Ju-
gendliche, deren Geschwister lebens-
verkürzt erkrankt oder bereits gestor-

ben sind, sich untereinander vernetzen. 
Zwar gibt es ehren- und hauptamtliche 
Erwachsene, denen sich die Geschwis-
ter auch außerhalb ihrer Familie anver-
trauen können, aber auf einer anderen 
Ebene. „Es ist leichter, wenn man mit je-
mandem auf Augenhöhe spricht, der im 
selben Alter vergleichbare Erfahrungen 
sammelt“, sagt Silke Keller vom Deut-
schen Kinderhospizverein. 

Der Tag dient aber auch dazu, Öf-
fentlichkeit und Politik für ein Thema  
zu interessieren, das für die meisten 
angstbesetzt, tabuisiert und unbequem 
ist. Garg informierte sich im Flensbur-
ger Katharinen Hospiz am Park über 
die Situation. Er selbst hat vor mehr als 
20 Jahren erstmals Hospizarbeit ken-
nengelernt. Damals, erinnert sich Garg, 
brauchte er zwei Tage, um das Erlebte zu 
verarbeiten – es blieb einer der stärks-
ten Eindrücke seiner zahllosen Termi-
ne als Politiker. In Flensburg war die 
Grundstimmung dagegen fröhlich und 
positiv, was auch an der Grundeinstel-
lung der dortigen Mitarbeiter liegt, de-

nen der Minister anschließend „sensa-
tionelle Arbeit“ bescheinigte. Was sie in 
der Kinderhospizarbeit leisten, ist vielen 
Menschen kaum bekannt. Es geht dabei 
nicht um eine Sterbe-, sondern um eine 
Lebensbegleitung. Anders als bei der Er-
wachsenenhospizarbeit, die tatsächlich 
nur eine kurze Zeitspanne unmittelbar 
vor dem Tod umfasst, setzt die Kinder-
hospizarbeit früh ein. „Wir leisten eine 
Lebensbegleitung, die auch das Sterben 
umfasst“, beschreibt Keller die Tätigkeit. 
Häufig handelt es sich bei den betroffe-
nen Kindern um Patienten, bei denen 
eine Erkrankung von klein auf kein lan-
ges Leben zulässt oder die eine lebens-
verkürzende Diagnose so früh bekom-
men, dass viele Jahre bis zum Sterben ge-
staltet werden können. Deshalb ist es 
umso wichtiger, die Familien dieser Kin-
der eng und langfristig zu begleiten. 

Dafür begleiten die Mitarbeiter der 
Dienste nicht nur die betroffenen Fa-
milien, sondern bringen diese auch zu-
sammen, damit sie untereinander Erfah-
rungen austauschen und sich gegensei- Fo
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tig stützen können. Sie gehen in Schul-
klassen betroffener Kinder, um mit den 
Schülern über das Sterben zu reden, und 
machen dabei die Erfahrung, dass be-
sonders im jungen Alter ein offener 
Umgang möglich ist. „Je älter die Kin-
der dann werden, desto zurückhalten-
der werden sie bei diesem Thema“, be-
richtete eine Mitarbeiterin. Aber: Dafür 
sind sie hinterher umso mehr erleichtert, 
wenn sie Antworten auf ihre Fragen be-
kommen haben. Die Dienste bieten aber 
auch Fortbildungen an für Lehrer und 
Mitarbeiter in Kindergärten und sie bau-
en gerade eine Online-Beratung auf, um 
trauernden Jugendlichen einen niedrig-
schwelligen Kontakt zu bieten. 

Deutlich wurde bei Gargs Besuch in 
Flensburg, dass die Arbeit im Kinder-
hospiz unabhängig vom jeweiligen Ein-
satzgebiet anspruchsvoll, anstrengend 
und oft auch traurig ist. Dennoch leisten 
die Ehren- und Hauptamtler ihre Unter-
stützung gerne, lachen viel und lassen 
nicht ständig die Köpfe hängen. „Wir be-
kommen von den Kindern mehr als wir 
geben können“, sagte etwa Birgit Rath-
Röhlk vom ambulanten Kinder- und Ju-
gendhospizdienst des Katharinen Hos-
pizes. Sie empfindet es als „Geschenk, im 
Kinderhospiz arbeiten zu dürfen“. Insbe-
sondere die Kinder machen es den Mit-
arbeitern nach ihren Angaben leicht: 

„Die nehmen uns an die Hand, wir ler-
nen von denen. Die betroffenen Kinder 
sind diejenigen, die täglich mit dem The-
ma umgehen.“

Wichtig ist nach ihren Angaben aber 
auch, sich die professionelle Distanz zu 
bewahren: „Wir sind Wegbegleiter, aber 
nicht Teil der Familie.“ Nicht jedem ge-
lingt das: Ehrenamtler müssen zunächst 
einen 120-stündigen Kurs absolvieren, 
in dem u. a. die nötige Balance aus Nähe 
und Distanz erprobt wird. Manche Hel-
fer merken dann, dass die Begleitung 
nicht die richtige Form der Unterstüt-
zung für sie ist, und bringen sich anders 
ein. So wichtig die Distanz ist: Mitarbei-
ter werden von den Erlebnissen mit ih-
ren Schützlingen immer wieder tief be-
rührt – und das darf auch so sein. „Sonst 
müssten wir aufhören“, sagte eine Kolle-
gin von Rath-Röhlk. 

Ambulante und stationäre Kinder-
hospize sind weitgehend nicht von der 
öffentlichen Hand finanziert, sondern 
auf Spenden angewiesen. Rund drei 
Viertel der benötigten Mittel müssen die 
Hospizdienste bundesweit über Spenden 
einsammeln. Deshalb sind öffentliche 
Veranstaltungen wie am Tag der Kinder-
hospizarbeit für sie wichtig, aber auch 

Besuche wie die von Garg im Kathari-
nen Hospiz. „Wir sind dankbar, dass 
wir ihm die Vielschichtigkeit der Ar-
beit vor Ort verdeutlichen konnten“, sagt 
der ärztliche Leiter des Hospiz, Dr. Her-
mann Ewald, nach dem Besuch im Ge-
spräch mit dem Schleswig-Holsteini-
schen Ärzteblatt. Er war beeindruckt, 
dass ein Minister so tiefgehend nachge-
fragt hat zu Themen, die abseits der poli-
tischen Agenda liegen. Die Verantwortli-
chen des Hospiz nutzten die Gelegenheit 
auch, um auf Rahmenbedingungen auf-
merksam zu machen, die aus ihrer Sicht 
verbessert werden könnten. Ein Beispiel: 
Die Trauerbegleitung von Geschwistern 
oder von Kindern lebensverkürzend er-
krankter Eltern durch ehrenamtliche 
Kräfte muss durch hauptamtliche Mit-
arbeiter koordiniert werden. „Dafür ist 
eine Finanzierung erforderlich, die bis-
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ambulante Kinder- 
und Jugendhospize 
gibt es in Schleswig-
Holstein: Neben dem 
Dienst in Flensburg 
auch in Kiel, Lübeck, 
Rendsburg, Meldorf, 
Bad Segeberg und 
Pansdorf. 

lang nicht gegeben ist“, sagt Ewald. Ei-
nen anderen Wunsch hat Ewald an sei-
ne ärztlichen Kollegen: „Es wäre schön, 
wenn die Leistungen der Kinderhospiz-
arbeit in jeder Hausarztpraxis bekannt 
wären und bei Bedarf betroffene Fami-
lien darauf aufmerksam gemacht wer-
den.“ Denn viele Familien mit einem le-
bensverkürzend erkrankten Kind wis-
sen nicht, an wen sie sich wenden sol-
len mit ihren vielschichtigen Problemen. 
Die Kinderhospize können ihnen helfen. 

„Das ist ein Angebot, das an die individu-
elle Situation angepasst wird. Das muss 
auch nicht regelmäßig sein. Es wird ver-
sucht, die Hilfe so zu gestalten, wie es für 
die Familien am besten ist“, verdeutlicht 
Ewald. Gargs Besuch und die grünen 
Bänder waren ein wichtiger Schritt, um 
das Angebot bekannter zu machen.

Dirk Schnack

„Wir bekommen 
von den 
Kindern mehr 
als wir geben 
können. Es ist 
ein Geschenk im 
Kinderhospiz-
dienst arbeiten 
zu dürfen.“  

Birgit Rath-Röhlk vom ambulanten Kinder- 
und Jugendhospizdienst und Dr. Hermann 

Ewald, ärztlicher Leiter des Katharinen Hospiz 
am Park, gehörten zu den Mitarbeitern, bei de-

nen sich Gesundheitsminister Dr. rer. pol.  
Heiner Garg bei seinem Besuch in Flensburg 

informierte. 

Birgit Rath-Röhlk
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Fahrplan
Für die Umsetzung 
der (Muster-)Weiter-
bildungsordnung in 
Schleswig-Holstein 
hat der Vorstand ei-
nen klaren Fahrplan: 
Schon bei der kom-
menden Kammerver-
sammlung am  
24. April werden 
Grundzüge vorge-
stellt. Am 4. Septem-
ber widmet sich die 
Versammlung dem 
Thema in einem 
Schwerpunkt, um am 
27. November darüber 
abstimmen und die 
Weiterbildungsord-
nung verabschieden 
zu können. Alle Kam-
merversammlungen 
sind arztöffentlich. In 
Kraft treten kann die 
neue Weiterbildungs-
ordnung nach Veröf-
fentlichung im Geset-
zesblatt voraussicht-
lich im März 2020. 

V O R S T A N D

„Die Kammer 
sichtbar machen“
Der Vorstand der Ärztekammer Schleswig-Holstein ist ein halbes Jahr im Amt. Erste 
Bilanz des Präsidenten und der Vizepräsidentin im Interview mit Dirk Schnack.

Vor einem halben Jahr ist der neue Vor-
stand mit klaren Zielen angetreten. 
Eine Ankündigung von Ihnen war, die 
Kammer sichtbarer zu machen. Wie 
weit sind Sie damit gekommen?

Dr. Henrik Herrmann: Wir sind 
auf einem guten Weg. Um die Kammer 
sichtbarer zu machen, setzen wir auf ei-
nen intensiven Austausch auf unter-
schiedlichen Ebenen – und ich bin über-
rascht über die hohe Bereitschaft, sich 
einzubringen. Das betrifft insbesondere 
auch junge Kollegen, die die Ärztekam-
mer bislang kaum kannten. Aktuell su-
chen wir gerade drei Weiterbildungsas-
sistenten aus Schleswig-Holstein, die am 

Jungen Forum der Bundesärztekammer 
beim Deutschen Ärztetag teilnehmen 
und dort mitdiskutieren möchten. Auch 
die Treffen mit den Assistentenspre-
chern wollen wir intensivieren.

Dr. Gisa Andresen: Unsere Bemü-
hungen in Schleswig-Holstein haben 
wir unter die Überschrift „Aufsuchende 
Kammer“ gestellt. Wir warten also nicht 
nur darauf, dass unsere Mitglieder nach 
Bad Segeberg kommen, sondern werden 
vor Ort präsent sein.

Wie sieht das konkret aus? 
Andresen: Wir werden zum Bei-

spiel ab 2020 Vorstandssitzungen in an-

deren Kreisen abhalten und dort mit den 
Kreisausschüssen sprechen. Die Veran-
staltungen werden arztöffentlich sein. 
Wir werden ebenfalls ab 2020 Sprech-
stunden der Weiterbildungsabteilung in 
Krankenhäusern und großen Praxen an-
bieten, damit Fragen zur Weiterbildung 
vor Ort geklärt werden können. 

Ein weiterer Anspruch war, die beste-
henden Gestaltungsmöglichkeiten aus-
zuschöpfen, um die Bedeutung der 
Selbstverwaltung zu stärken. Wie weit 
sind Sie? 

Herrmann: Wie wichtig die Hand-
lungsfähigkeit der Selbstverwaltung ist, 

Präsident Dr. Henrik 
Herrmann: „Die zahl-
reichen Gesetzesiniti-
ativen aus dem Bun-
desgesundheitsminis-
terium spornen an.“
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haben wir beim Thema Fernbehandlung 
erlebt. Es war richtig, dass wir die Be-
rufsordnung geändert haben. Genauso 
richtig ist es, dass wir nun mit der nöti-
gen Sorgfalt für Rechtssicherheit sorgen. 
Wir haben in den vergangenen Monaten 
erlebt, welche Dynamik gerade in die-
sem Bereich herrscht. Jetzt geht es dar-
um, alle Kollegen auf diesem Weg mitzu-
nehmen und zugleich die Versorgung für 
die Patienten zu verbessern. Bei diesem 
Thema sind alle Kernbereiche der Kam-
mer – von der Fort- und Weiterbildung 
über die Berufsordnung bis zu Qualitäts-
fragen – berührt.

Andresen: Gefordert ist die Selbst-
verwaltung auch beim Thema Koope-
ration. Wir forcieren die Zusammenar-
beit der Gesundheitsberufe. Als Ärzte 
sind wir darauf angewiesen, dass wir mit 
anderen Gesundheitsberufen auf Au-
genhöhe kommunizieren. Deshalb hal-
ten wir die Akademisierung der Hebam-
men- und der Pflegeausbildung für ei-
nen wichtigen Schritt. Es ist in unserem 
Interesse, dass diese Berufe attraktiver 
werden. Im gesamten Gesundheitswesen 
brauchen wir die besten Köpfe.

Herrmann: Kooperation ist eng mit 
Delegation verknüpft. Die Ärzteschaft 
zeigt, dass sie dabei schon weiter ist, als 
viele glauben. Hausärzte aus dem Ems-
land forcieren gerade ein Modell mit 
Physician Assistants, ein Berufsbild, für 
das ich auch in Schleswig-Holstein wei-
ter werben werde. 

Das sind wichtige Themen, aber ganz 
oben auf der Agenda steht derzeit die 
Weiterbildung. Wann kommt die Um-
setzung der (Muster-)Weiterbildungs-
ordnung im Land? 

Andresen: Es gibt einen klaren Fahr-
plan, den wir einhalten wollen: Auf der 

terium ist gut, wir stehen im permanen-
ten Austausch. Intensivieren möchte ich 
den Austausch zu den Parteien und spe-
ziell zu den gesundheitspolitischen Spre-
chern. 

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn 
arbeitet an Themen, die die Selbstver-
waltung betreffen. Hemmt das? 

Herrmann: Im Gegenteil, das 
spornt an. Die zahlreichen Initiativen 
von Spahn zeigen, dass sich das Gesund-
heitswesen stark verändern wird. Umso 
wichtiger ist es, dass Selbstverwaltung 
sich einbringt. Es werden die Jahre, die 
uns zeigen werden, ob die Selbstverwal-
tung den Herausforderungen gewach-
sen ist. Ich gehe davon aus, dass wir es 
sind.

Andresen: Wir sind bestimmt nicht 
mit allem einverstanden, was der Bun-
desgesundheitsminister macht, aber es 
führt dazu, dass wir als Selbstverwaltung 
agieren müssen – und das ist gut.

Vielen Dank für das Gespräch.

Kammerversammlung am 24. April stel-
len wir die Grundzüge vor, die Kammer-
versammlung am 4. September wird das 
Thema zum Schwerpunkt haben und 
auf der letzten Versammlung des Jah-
res am 27. November wird die Versamm-
lung über die neue Weiterbildungsord-
nung abstimmen. Wenn diese im Ge-
setzesblatt veröffentlicht ist – voraus-
sichtlich im März 2020 –, wird sie zur 
Grundlage der Weiterbildung in Schles-
wig-Holstein. Wie wichtig das ist, zeigen 
uns zahlreiche Fragen von jungen Kol-
legen hierzu – neben der Digitalisierung 
sicherlich das Thema, das die Ärzte am 
meisten interessiert.

Kommen wir zum Verhältnis der Ärzte-
kammer zur Gesundheitspolitik. Als 
Präsident haben Sie in den ersten Mo-
naten zahlreiche Termine auch auf poli-
tischer Ebene bewältigt. Mit Erfolg? 

Herrmann: Ich habe den Eindruck, 
dass man im Gesundheitswesen froh 
ist, wenn wir als Gesprächspartner prä-
sent sind. Unser Verhältnis zum Minis-

A U F S U C H E N D E  K A M M E R
Unter diesem Stichwort wird die Ärztekammer Schleswig-Holstein auf die Ärzte im 
Land zukommen. Ziel ist es, den Kontakt zu den Mitgliedern zu intensivieren, sich mit 
ihnen auszutauschen und ihnen die Kammerarbeit transparent zu machen, ohne dass 
sie den Weg nach Bad Segeberg auf sich nehmen müssen. Die Möglichkeit dazu wird 
es ab dem kommenden Jahr zum Beispiel bei arztöffentlichen Vorstandssitzungen ge-
ben, bei denen der Vorstand gemeinsam mit dem jeweiligen Kreisausschuss über The-
men sprechen wird, die die Ärzte in der jeweiligen Region bewegen. Ein anderes Bei-
spiel ist das Angebot der Weiterbildungsabteilung, in den Krankenhäusern oder in grö-
ßeren Praxen Termine abzuhalten und bei dieser Gelegenheit gezielte Fragen von Ärz-
ten zur Weiterbildung oder von weiterbildenden Ärzten zu beantworten. Auch dieses 
Angebot soll voraussichtlich im kommenden Jahr starten. Wer sich für die Arbeit der 
Kammerversammlung interessiert, ist nach Bad Segeberg eingeladen. Die Kammerver-
sammlungen in der Akademie der Ärztekammer sind arztöffentlich. Nächster Termin 
ist der 24. April.
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Mitglieder umfasst 
der Vorstand der Ärz-
tekammer Schles-
wig-Holstein. Neben 
Präsident Dr. Henrik 
Herrmann und Vize-
präsidentin Dr. Gisa 
Andresen sind dies die 
Beisitzer: Dr. Svante  
Gehring, Dr. Sabine  
Reinhold, PD Dr.  
Doreen Richardt, Dr. 
Thomas Schang und 
Mark Weinhonig. 

Vizepräsidentin Dr. 
Gisa Andresen im In-
terview: „Im Gesund-
heitswesen brauchen 
wir die besten Köpfe.“
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N O T F A L L V E R S O R G U N G

Jede Leistung besser 
als gar keine?
„Gespräch am Wasser“ des Ersatzkassenverbandes mit Diskussion über das G-BA-
Konzept zur gestuften Notfallversorgung. Skepsis bei der Krankenhausgesellschaft. 

abgewogen und kleinteilig im Land um-
gesetzt werden.“

Lehr hatte auch den Eröffnungsvor-
trag zum Thema gehalten und mit dem 
großen Problem vieler Kliniken begon-
nen: Die Notaufnahmen werden über-
laufen von Menschen, die alles andere 
als Notfälle sind. Nur zehn bis maximal 
20 Prozent seien tatsächlich lebensbe-
drohlich erkrankt, so Lehr. Im Gegensatz 
dazu kämen fast 40 Prozent aus eigenem 
Entschluss, sprich ohne ärztliche Einwei-
sung, in die Notaufnahmen. Durch die-
se „Fehlsteuerung“ steigen einerseits die 
Kosten, andererseits die Wartezeiten für 
die Kranken, die tatsächlich schnell Hil-
fe brauchen. Aktuell werden in den Not-
aufnahmen mehr als die Hälfte der Pa-
tienten ambulant behandelt und nach 
Hause geschickt, statt sie stationär auf-
zunehmen. 

Das Stufenmodell der Notfallversor-
gung soll für Patienten deutlicher ma-
chen, in welchem Haus es welche Leis-
tungen gibt. Es wird künftig drei Kate-
gorien plus eine geben: „Das System 
schließt auch die Nicht-Teilnahme ein“, 
sagte Lehr. Je höher die Stufe, desto hö-
her die Zuschläge. Dafür stehen 295 Mil-
lionen Euro pro Jahr zur Verfügung. 
Aber es gibt auch Abschläge – ein Wort, 

I
m Notfall schnell helfen – diese Auf-
gabe sollte jedes Krankenhaus erfül-
len. Aber kann jede Klinik alles, ist 
das überhaupt sinnvoll und wer be-
stimmt darüber? Das Konzept der ge-
stuften Notfallversorgung stand im 
Mittelpunkt der „Gespräche am Was-

ser“, zu denen der Verband der Ersatz-
kassen (vdek) Schleswig-Holstein Ak-
teure aus dem Gesundheitswesen zu Jah-
resbeginn eingeladen hatte. 

Es geht um die bestmögliche Versor-
gung bei Krisen wie Schlaganfall oder 
Herzinfarkt auch auf dem flachen Land: 
„Gerade im Notfall müssen sich Patien-
ten in allen Regionen der Bundesrepu-
blik darauf verlassen können, dass das 
Krankenhaus, in das sie gebracht wer-
den, die zügige und notwendige – im 
Zweifelsfall ja lebensrettende – medizi-
nische Versorgung gewährleisten kann“, 
sagte Prof. Josef Hecken, unparteiischer 
Vorsitzender des Gemeinsamen Bundes-
ausschusses (G-BA), als er im vergange-
nen Jahr das Konzept der gestuften Not-
fallversorgung vorstellte. Dazu sollen die 
Kliniken je nach ihrer technischen und 
personellen Ausstattung in verschiedene 
Kategorien eingeteilt werden. 

Ein Konzept, mit dem Patrick Rei-
mund, Geschäftsführer der Kranken-
hausgesellschaft Schleswig-Holstein 
(KGSH), wenig anfangen konnte: „Was 
ist denn mit einem Krankenhaus, das 
nun mal allein auf der Lichtung steht, 
das aber vielleicht nicht allen Kriterien  
entspricht?“, fragte er bei der vdek-Po-
diumsdiskussion. „Wäre es denn bes-
ser, gar keine Notfallversorgung anzu-
bieten?“

Ein Argument, das Markus Baal, Re-
feratsleiter für stationäre Versorgung in 
der vdek-Landesvertretung in Schles-
wig-Holstein, nicht gelten ließ: „Das 
klingt, als ob jede Leistung besser sei als 
gar keine.“ 

Eben zwischen diesen Polen liege 
das Spannungsfeld, betonte Prof. Bosco 
Lehr, Leiter des Instituts für eHealth und 
Management im Gesundheitswesen an 
der Hochschule Flensburg: „Das muss 

„das mir gar nicht leicht von den Lippen 
geht“, wie Patrick Reimund in der fol-
genden Podiumsdiskussion sagte.

Dabei werde es bundesweit kaum 
dramatische Veränderungen ge-
ben, prog nostizierte Bosco Lehr. Von 
1.748 allgemeinen Krankenhäusern in 
Deutschland werden nach dem neuen 
Modell rund 1.148, rund 64 Prozent, ei-
nen Zuschlag erhalten. Auf die 36 Pro-
zent der Häuser, die keinen Zuschlag er-
halten, entfielen laut G-BA im vergange-
nen Jahr nur rund 5 Prozent der Notfall-
behandlungen in Deutschland.

144 Krankenhäuser erfüllen nach jet-
zigem Stand die Kriterien für die erwei-
terte Versorgung, 97 können eine alles 
umfassende Hilfe anbieten. Doch bis das 
Konzept tatsächlich greift, bleiben drei 
Jahre Übergangsfrist. Zeit genug, da-
mit die eine oder andere „Schwellenkli-
nik“ aufstocken, also einen Schockraum 
einrichten oder einen weiteren Fach-
arzt einstellen kann, so Lehr. Oder eben 
nicht, wenn es genug andere Kliniken 
in der Nähe gibt: „Auch wenn es schwer 
ist, Notfälle vorzuplanen, es geht dar-
um, den Bedarf in der Region zu befrie-
digen.“ 

Ein Problem ist, wer am Ende ent-
scheidet, welche Häuser sich wie wei-
terentwickeln dürfen. Geht es nur um 
eine Entgeltabrechnung oder können 
die Länder mit der Fortschreibung ih-
rer Krankenhauspläne entscheiden, wo 
welche Schwerpunkte liegen? Lehr war 
skeptisch: „Das Planungsrecht der Län-
der kollidiert mit den klaren Regeln des 
G-BA.“ Sprich: Erfüllt ein Haus alle Kri-
terien, muss der Status erteilt werden.

Ebenfalls plädierte der Flensbur-
ger Wissenschaftler für ein „Gatekeeper-
Konzept“, mit dem Patienten in der Not-
aufnahme ins stationäre oder ambulan-
te System weitergeleitet werden, so wie 
es in Schleswig-Holstein bereits in vie-
len Häusern funktioniert. Allerdings ist 
über den Bundesratsantrag, das System 
flächendeckend einzuführen, noch nicht 
entschieden.

Esther Geisslinger

S T U F E N M O D E L L
Geplant sind drei Stufen: Basisnotfallversorgung (Stufe 1), er-
weiterte Notfallversorgung (Stufe 2) und umfassende Notfall-
versorgung (Stufe 3).
▶ Für Stufe 1 muss eine Klinik mindestens über die Fachabtei-

lungen Chirurgie/Unfallchirurgie sowie Innere Medizin am 
Standort verfügen. Nötig ist auch eine Zentrale Notaufnah-
me. Die Betreuung durch einen Facharzt – bei Bedarf auch 
durch einen Anästhesisten – muss innerhalb von maximal 
30 Minuten beim Patienten gewährleistet sein. 

▶ Häuser der Stufen 2 und 3 müssen diese Anforderungen 
deutlich übertreffen, vor allem bei weiteren Fachabteilun-
gen, etwa für die Versorgung von Kindern und bei anderen 
Verletzungsarten.

▶ Stufe 3 erreichen vor allem Vollversorger wie Universitätskli-
niken.

40 %
der Menschen, die 
die Notaufnahmen in 
deutschen Kranken-
häusern aufsuchen, 
kommen ohne ärztli-
che Einweisung. 
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Avatar gegen 
die Isolation
Pilotprojekt in Schleswig-Holstein: An Krebs erkrankte Kinder und Jugendliche können sich per 
Avatar mit ihrem sozialen Umfeld vernetzen, auch wenn sie ans Krankenbett gefesselt sind. 

mer an und steuert die Bewegungen sei-
nes Avatars und kann so bestimmen, was 
er dort sehen möchte, wo er wegen sei-
ner Erkrankung nicht sein kann. Er kann 
mit den dort anwesenden Personen spre-
chen und umgekehrt, nur gesehen wer-
den kann er nicht. 

Die Krebsgesellschaft koordiniert, 
welche Kinder und Jugendlichen zu wel-
chen Zeitpunkten einen Avatar zur Ver-
fügung gestellt bekommen, kümmert 
sich vor Ort um die Einstellung, versorgt 
die Betroffenen bei Bedarf mit einem Ta-
blet, auf dem sie Bild und Ton empfan-
gen können. Technische Voraussetzung 
ist funktionsfähiges WLAN. Kliniken, 
die Patienten mit Interesse daran haben, 
können sich an die Krebsgesellschaft 
wenden. Die TK hat fünf dieser Compu-
ter angeschafft. 

„Wenn wir gute Erfahrungen ma-
chen, kann ich mir vorstellen, dass die 
TK das Angebot auf andere Bundeslän-
der ausdehnt“, sagte Schleswig-Holsteins 
TK-Chef Dr. jur. Johann Brunkhorst. Fi-
nanzieren kann die Kasse die Avatare 
als kassenindividuelles Selbsthilfepro-
jekt; das soll über das Terminservice- 
und Versorgungsgesetz (TSVG) künf-
tig nicht mehr möglich sein. Brunkhorst 

D
er an Krebs erkrankte Torben 
Hahn kann über einen länge-
ren Zeitraum weder seine Freun-
de treffen, noch in der Schule sein. 
Damit er dennoch ab und zu teil-
haben kann, schickt Torben einen 
Stellvertreter: Ein Avatar kann im-

mer dann eingeschaltet werden, wenn 
Torben und die Umgebung, an der er 
teilhaben möchte, damit einverstan-
den sind.

Der krebskranke Jugendliche ist Pio-
nier in Schleswig-Holstein: In einem Ge-
meinschaftsprojekt erproben die Krebs-
gesellschaft und die Techniker Kranken-
kasse (TK) Schleswig-Holstein den Ein-
satz von Avataren, die erkrankten Kin-
dern und Jugendlichen eine Teilhabe 
ermöglichen, auch wenn sie ans Kran-
kenbett gefesselt sind. „Kinder und Ju-
gendliche nehmen als Folge ihrer Er-
krankung Ausgrenzung und Isolation 
viel stärker wahr als Erwachsene“, sag-
te Prof. Peter Dohrmann aus dem Vor-
stand der Krebsgesellschaft bei der Vor-
stellung des Projektes in Kiel. 

Damit der Avatar seine Funktion er-
füllen kann, verbindet sich Torben über 
eine App auf Handy oder Tablet, meldet 
sich über eine persönliche PIN-Num-

nutzte deshalb die Vorstellung des ers-
ten Avatars in Schleswig-Holstein für ei-
nen Appell an die Bundestagsabgeord-
neten, diese Möglichkeit nicht einzu-
schränken.

Christian Matzen von der Firma 
No isolation, die die Avatare vertreibt, 
nennt den Datenschutz als Hürde. Ins-
besondere für einen der wichtigsten 
Einsatzorte, die Schule, ist dies ein Prob-
lem. Die Gespräche mit dem Kieler Bil-
dungsministerium und dem Unabhän-
gigen Landeszentrum für den Daten-
schutz zur Frage, ob und wie die Avata-
re im Unterricht eingesetzt werden kön-
nen, waren zu Redaktionsschluss noch 
nicht abgeschlossen. Für Torbens Vater 
Torsten Hahn ist dies jedoch eines der 
wichtigsten Einsatzgebiete des Avatars. 

PD Dr. Denis Martin Schewe aus der 
Kinder- und Jugendmedizin des Uni-
versitätsklinikums Schleswig-Holstein 
(UKSH) ist ungeachtet der noch be-
stehenden Hürden überzeugt, dass der 
Avatar Torben und anderen erkrankten 
Kindern und Jugendlichen helfen wird. 
„Die Isolation ist für die Betroffenen ein 
großes Problem und der Avatar kann es 
lösen.“ 

Dirk Schnack

4.000 €
kosten die in Nor-
wegen entwickelten, 
20 Zentimeter klei-
nen Avatare. In Nor-
wegen, den Nieder-
landen und in Groß-
britannien hat man 
schon einige Jahre Er-
fahrungen mit den 
Avataren, in Deutsch-
land sind erst 15 bis 20 
davon im Einsatz. 

Christian Matzen, Torsten Hahn, Dr. jur. Johann Brunkhorst, Prof. Peter Dohrmann (von links) mit dem ersten Avatar. 
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der einen Seite gut versorgte Städte, an-
dererseits aber auch Regionen, in denen 
man nach neuen Lösungen suchen muss, 
weil die etablierten für die gewünschte  
Versorgung nicht mehr ausreichen. Ich 
habe in Bremen erfahren, dass nicht jede 
gefühlte Mangelsituation auch wirklich 
eine ist. Wenn man einen hochspezia-
lisierten Facharzt nach 20 Minuten mit 
der Straßenbahn erreichen kann, ist das 
in meinen Augen kein Versorgungseng-
pass. 

Immer wieder wird die Digitalisierung 
als Lösung für Versorgungsprobleme 
genannt – zu Recht? 

Schmidt-Bodenstein: Die Digitali-
sierung sorgt für eine Dynamik im Ge-
sundheitswesen, die es vorher nicht ge-
geben hat und die uns auch in Versor-
gungsfragen weiterhilft. Digitalisierung 
bringt uns ja nicht nur neue technische 
Lösungen. Experten für IT und Künstli-
che Intelligenz haben als Seiteneinsteiger 
nochmal einen ganz anderen Blick auf 
das Gesundheitswesen. Das ist belebend. 
Ich finde es übrigens beachtlich, wie weit 
Schleswig-Holstein bei der Einstellung 
zum Thema Digitalisierung schon ist. 
Das zeigt die Änderung der ärztlichen 
Berufsordnung zum sog. Fernbehand-
lungsverbot, lässt sich aber auch an man-
chen Modellprojekten wie etwa den Tele-
Rucksack beobachten.

Eine Beobachtung aus diesem Projekt 
ist, dass die Teilnehmer die Honorie-
rung als nicht angemessen einstufen ...

Schmidt-Bodenstein: Ich halte es für 
völlig legitim, im Rahmen eines Modell-
projektes darauf hinzuweisen. Priorität 
muss bei einem Modellprojekt aber ha-

Herr Schmidt-Bodenstein, Sie kennen 
die Gesundheitsversorgung in Schles-
wig-Holstein bislang nur als externer 
Beobachter. Wie nehmen Sie sie wahr?

Sören Schmidt-Bodenstein: Ich ver-
binde mit Schleswig-Holstein, dass man 
bereit ist, neue Wege in der Versorgung 
zu gehen. Diese Haltung habe ich erst-
mals Mitte der 1990er Jahre wahrgenom-
men, als ich als Referent beim damali-
gen VdAK die MQR-Gründung beglei-
tet habe. Der damals entstandene Ein-
druck hat sich im Laufe der Jahre ver-
festigt. Das könnte daran liegen, dass in 
manchen Regionen des Landes Versor-
gungsprobleme früher sichtbar werden 
als in anderen Bundesländern und man 
deshalb Lösungen finden muss.

Die Akteure sind also zur Lösung ver-
pflichtet?

Schmidt-Bodenstein: Ich glaube,  
das ist eine Haltungsfrage. Ich nehme  
wahr, dass man hier viel miteinander 
und nicht in erster Linie übereinander 
spricht – das ist nicht selbstverständ-
lich. Und es ist die Voraussetzung, um zu 
konstruktiven Ergebnissen zu kommen. 
Nach meinem Eindruck geht es hier in 
erster Linie um das Fachliche: Man setzt 
auf Inhalt, nicht auf Drama. Ich habe Re-
gionen kennengelernt, in denen Lösun-
gen ohne Schiedsamt kaum denkbar wa-
ren, weil die Verhandlungen so stark von 
Emotionen geprägt waren. 

Welche Erfahrungen aus Ihren bishe-
rigen Stationen sind hilfreich für ihre 
neue Aufgabe in der TK-Landesvertre-
tung?

Schmidt-Bodenstein: Genau wie 
Schleswig-Holstein kennt Hessen auf 

Vita
Sören Schmidt-Bodenstein, 1968 in Peine gebo-
ren, ist verheiratet und Vater von zwei erwach-
senen Kindern. Nach seinem Studium der Po-
litikwissenschaften, Volkswirtschaftslehre und 
Psychologie an der Universität Bonn begann 
seine berufliche Laufbahn 1994 als Referent für 
die vertragsärztliche Versorgung beim dama-
ligen Verband der Angestellten-Ersatzkassen 
(VdAK) in Siegburg, aus dem 2009 der heutige 
vdek hervorging. Von dort wechselte Schmidt-
Bodenstein in die vdek-Landesvertretung Hes-
sen und war dort zunächst Leiter des Refe-
rats „Vertragswesen“, bevor er die Aufgabe des 
stellvertretenden Leiters der Landesvertretung 
übernahm. 2012 wechselte Schmidt-Bodenstein 
als Fachreferatsleiter für das regionale Vertrags-
wesen zur Techniker Krankenkasse (TK) in die 
Landesvertretung Hessen. 2015 übernahm er die 
Leitung der TK-Landesvertretung in Bremen. 

I N T E R V I E W

Digitale 
Dynamik 
erhofft

Im kommenden Monat übergibt Dr. jur. Johann 
Brunkhorst die Leitung der TK-Landesvertre-

tung Schleswig-Holstein an Sören Schmidt-
Bodenstein. Vor seinem Amtsantritt sprach Dirk 

Schnack mit dem neuen TK-Chef im Norden.

Fo
to

: D
i



G E S U N D H E I T S P O L I T I K  // 1 7M Ä R Z  2 0 1 9  |  AU S G A B E  3

D I G I T A L I S I E R U N G

Mobiler Safe 
Die TK wartet darauf, mit ihrer elektronischen Patientenakte aus der 
Testphase in das Roll-out gehen zu können. UKSH, Schmerzklinik, Park-
Klinik Manhagen und nordBLICK Augenklinik Bellevue sind dabei.

D
ie elektronische Gesundheitsakte 
TK-Safe wird in den kommenden 
Monaten rund 150 Krankenhäu-
ser in ganz Deutschland einbin-
den. In Schleswig-Holstein zählen 
das Universitätsklinikum Schles-
wig-Holstein (UKSH), die Kie-

ler Schmerzklinik, die nordBLICK Au-
genklinik Bellevue und die Park-Klinik 
Manhagen zu den Pionieren.

Dies gab die TK im Februar in Kiel 
bekannt. Bislang sind ausschließlich die 
Krankenhäuser des bundesweiten Agap-
lesion-Verbundes in die TK-Testphase  
eingebunden. Auch die Gespräche mit 
den niedergelassenen Ärzten sollen inten-
siviert werden. Nach Angaben der TK be-
fanden sich Anfang vergangenen Monats 
80.000 Versicherte als Nutzer in der Test-
phase – mit deutlich steigender Tendenz.

„Das Interesse unter den Versicher-
ten ist riesig, obwohl wir TK-Safe nicht 
bewerben. Es kommen täglich bundes-
weit 500 Nutzer hinzu“, sagte Hermann 
Bärenfänger, Leiter regionales Vertrags-
wesen der TK im Norden. Nach seinen 
Angaben wartet die Kasse auf den recht-
lichen Rahmen, um mit TK-Safe von der 
Test- in die Startphase zu kommen; dazu 
muss das Terminservice- und Versor-
gungsgesetz (TSVG) verabschiedet wer-
den. „Wir sind soweit, dass wir starten 
können“, sagte Bärenfänger.

Die neu gewonnenen Krankenhäuser 
im Norden versprechen sich von der Ein-
bindung in TK-Safe Vorteile für ihre Pa-
tienten und für die Versorgungsqualität. 
„Mit der Patientenhistorie bekommen 
wir in wenigen Minuten einen Überblick 
über den gesamten Behandlungsverlauf “, 
sagte Chefarzt Prof. Hartmut Göbel von 
der Schmerzklinik. Er bezeichnete die 
Einführung der elektronischen Gesund-
heitsakte als „notwendig und überfällig“.

Die Kliniken werden mit der Ein-
bindung ihr Entlassungsmanagement 
an TK-Safe koppeln. Dazu verbinden sie 
ihre eigenen Informationssysteme mit 
einer von IBM Deutschland geschaffe-
nen Schnittstelle, die die Übermittlung 
der Entlassungsberichte an TK-Safe er-
möglicht. 

Aus Sicht Göbels ist es wichtig, dass 
auch schnell möglichst viele niederge-
lassene Ärzte eingebunden werden. Ins-
besondere für Spezialhäuser wie die 
Schmerzklinik mit Patienten und nie-
dergelassenen Behandlern aus dem ge-
samten Bundesgebiet ermögliche die 
Gesundheitsakte einen zügigeren Ein-
blick als bislang. Außerdem hilft speziell 
für sein Fachgebiet das Selbstmanage-
ment der Patienten: Die Schmerzklinik 
arbeitet mit einer Migräne-App, über 
die die Patienten ein Schmerztagebuch 
führen. Diese App soll perspektivisch 
mit der Akte verbunden werden. 

Versicherte können mit dem TK-
Safe alle medizinisch relevanten Da-
ten wie etwa Röntgenbilder und Di-
agnosen auf ihrem Smartphone spei-
chern und managen. Die Patienten ent-
scheiden, wem sie welche Informatio-
nen zukommen lassen. Es sollen Daten 
aus verschiedenen Quellen integriert 
werden: Sozialdaten der Krankenkas-
sen, Gesundheitsdaten der Leistungs-
erbringer, Daten von Apps und Weara-
bles sowie weitere manuell eingegebe-
ne oder eingescannte Dokumente und 
Fotos. Neben dem Datenaustausch und 
der Transparenz sieht die Kasse den Safe 
auch als persönlichen „Tresor“ für alle 
Gesundheitsdokumente des Versicher-
ten an. „Je gefüllter Ihr TK-Safe, desto 
personalisierter gestalten Sie Ihre Ver-
sorgung“, sagte Bärenfänger. 

Dirk Schnack

Info
Andere Krankenkas-
sen arbeiten an ver-
gleichbaren Lösun-
gen wie TK-Safe. Die 
AOK entwickelt ein 
eigenes Modell. DAK 
sowie Betriebs- und 
Innungskrankenkas-
sen und private Kran-
kenversicherer bieten 
gemeinsam eine Akte 
unter dem Namen 
„Vivy“ an. Mit dem 
TSVG ist eine stan-
dardisierte elektroni-
sche Patientenakte ge-
plant, auf der kassen-
individuelle Funktio-
nalitäten aufgesattelt 
werden können.

ben, dass man das Gesamtpaket testet. 
Wenn der Kern stimmt, muss man zu ei-
ner angemessenen Vergütung in der Re-
gelversorgung finden. 

Zum stationären Sektor: Viele Kassen-
vertreter drängen auf einen Konzentra-
tionsprozess. Das hätte Folgen für eine 
Reihe von kleinen Häusern im Land. 
Können wir es uns leisten, auf Klinik-
standorte zu verzichten? 

Schmidt-Bodenstein: Wir sollten 
uns vor allem leisten, über neue Wege 
nachzudenken und diese auch zu gehen. 
Das Krankenhaus klassischer Prägung, 
das auch als kleines Haus jedes medizi-
nische Angebot vorhält, ist nach mei-
ner Ansicht kein belastbares Geschäfts-
modell. Spannend finde ich Wege, wie 
man sie zum Beispiel mit dem Integrier-
ten Versorgungszentrum in Brunsbüttel 
geht. Es ist sicherlich sinnvoller, Geld in 
zukunftsfeste Modelle zu investieren, als 
in alten Strukturen zu verharren. 

In der Bundespolitik legt Gesundheits-
minister Jens Spahn ein hohes Tem-
po vor. Ein Vorschlag von ihm ist, neue 
Leistungen als Regelleistung für die 
GKV aufzunehmen, ohne den bisher 
vorgeschriebenen Weg über den G-BA 
und die Selbstverwaltung zu gehen. Wie 
stehen Sie dazu? 

Schmidt-Bodenstein: Es ist wichtig, 
dass neue Leistungen dann Regelleistung 
der Kassen werden, wenn sie evidenzba-
siert ihren Nutzen bewiesen haben. Die 
Entscheidung über neue Leistungen soll-
te klaren Spielregeln unterliegen und ist 
deshalb beim G-BA und damit bei der 
gemeinsamen Selbstverwaltung grund-
sätzlich gut aufgehoben.

Mit dem TSVG hat Spahn unter Ärzten 
heftige Kritik ausgelöst, u. a. wegen der 
geplanten Mindestsprechstundenzeit 
von 25 Stunden pro Woche. Halten Sie 
die Kritik für gerechtfertigt?

Schmidt-Bodenstein: Insbesondere 
 bei den grundversorgenden Facharzt-
gruppen werden schon heute Sprech-
stundenzeiten von 25 Stunden und mehr 
regelhaft erreicht. Das gilt gerade für 
Arztpraxen in Regionen, in denen die 
Versorgung nicht so ausgeprägt ist wie 
in städtischen Bereichen. Der vorliegen-
de Gesetzentwurf birgt insofern das Risi-
ko, dass zwar die im TSVG vorgesehenen 
Mehrvergütungen realisiert werden, die 
Effekte auf den Zugang zur Sprechstunde 
aber überschaubar bleiben.
Wichtiger als diese Diskussion scheint 
mir, wie wir durch intelligente Entlas-
tung ärztliche Kapazität besser nutzen 
können. Praxismanagement, Ausbau der 
nicht-ärztlichen Assistenzen und digital 
vernetzte Lösungen können hier Ansatz-
punkte sein.

Vielen Dank für das Gespräch.Fo
to

: T
K



1 8  //  G E S U N D H E I T S P O L I T I K M Ä R Z  2 0 1 9  |  AU S G A B E  3

P F L E G E

Mitarbeiter 
verzweifelt gesucht

Neujahrsempfang des Lubinus Clinicums: Experten diskutierten über den Mangel an Pflegekräften 
in den Krankenhäusern. Lob für Bundesgesundheitsminister Jens Spahn für Gesetzesinitiative. 

Unterdessen passiert laut Peter Panse-
grau, Kaufmännischer Vorstand des Uni-
versitätsklinikums Schleswig- Holstein 
(UKSH) an den Standorten Kiel und Lü-
beck, schon jede Menge, um Personal zu 
halten und zu gewinnen. Nach dem im 
August 2017 verkündeten Motto „Mitar-
beiter werben Mitarbeiter“ erhielten bis-
lang 46 Beschäftigte eine 2.000-Euro-
Prämie, weil sie eine Pflegekraft für den 
Dienst im Uniklinikum überzeugten. 
„Kein Riesenerfolg“, meint Pansegrau, 
aber eben auch nicht ganz zu verachten. 

„Sehr, sehr gut“ funktioniert es dage-
gen nach seinen Worten, Auszubilden-
de über soziale Medien zu erreichen. Zu-
gleich hat das Klinikum, das derzeit etwa 
2.100 Pflegekräfte beschäftigt, seine Be-
mühungen um die Betreuung der Azu-
bis verstärkt und damit gute Erfahrun-
gen gemacht. Auch für das Personal all-
gemein wurde dieser Bereich ausgebaut 
und eine betriebliche Sozialberatung 
eingeführt. Die dort Beschäftigten wir-
ken laut Pansegrau als „Kümmerer für 
alles“ und werden über alle Erwartungen 
hinaus in Anspruch genommen. Oft ge-
nug wenden sich Mitarbeiterinnen oder 
Mitarbeiter gerade auch mit privaten 
Problemen an diese Stelle und wissen zu 
würdigen, dass ihr Arbeitgeber eine sol-
che Möglichkeit bietet.

Ebenso wie für den Mann vom Uni-
versitätsklinikum schlummern auch für 
Christian de la Chaux vom Bundesver-

P
flegekräftemangel ist nicht gleich 
Pflegekräftemangel: Während ver-
gleichsweise schlechte Bezahlung 
sehr wohl ein Thema ist, wenn es 
um Personal zur Betreuung älte-
rer Menschen geht, ist dies in den 
Krankenhäusern ein untergeord-

netes Problem. Eine Expertenrunde, die 
sich beim Neujahrsempfang des Kie-
ler Lubinus Clinicums zusammenfand, 
war sich einig, dass in der Krankenpflege 
an ganz anderen Stellschrauben gedreht 
werden muss. 

Einigkeit herrscht noch in einer wei-
teren Hinsicht. „Wir sind alle froh, dass 
sich endlich etwas tut“, lobte der Lu-
binus-Vorstandsvorsitzende Manfred 
Volmer Gesundheitsminister Jens Spahn 
(CDU), der dem Mangel an Pflegeper-
sonal gleich mit einer ganzen Salve von 
Initiativen zu Leibe rücken will. Die Tü-
cken, so fürchtet Volmer, könnten frei-
lich im Detail stecken. Beispielsweise 
hält es Volmer für möglich, dass Kran-
kenhäuser mangels Mitarbeiter Patien-
ten abweisen müssen. Damit stehe man 
im Zweifel vor der Entscheidung, die 
Personaluntergrenze oder die Versor-
gungspflicht zu missachten und riskie-
re so oder so drastische juristische Kon-
sequenzen. Auch in anderen Bereichen 
sieht Volmer die Krankenhäuser mit der 
„Quadratur des Kreises“ konfrontiert.

Gesundheitsökonom Prof. Fritz Bes-
ke ordnete das Problem grundsätzlich 
ein und blickte dabei „nicht ohne Sor-
gen in die Zukunft“. Wenn der medizi-
nische Fortschritt allen zugutekommen 
soll, erfordert das nach seiner Einschät-
zung viel Geld und hochqualifiziertes 
Personal. Was für den 96-Jährigen, der 
1975 das Institut für Gesundheits-Sys-
tem-Forschung Kiel gründete, insofern 
besonders schwer wiegt, als die Medizin 
die Konsequenzen ihres eigenen Erfolgs 
ausbaden muss: „Wenn die Leute immer 
älter werden, werden auch die Pflegezei-
ten immer länger.“

band Pflegemanagement noch reich-
lich Reserven im organisatorischen Be-
reich. In Kiel und Lübeck werden bei-
spielsweise zunehmend Spezialkräfte für 
die Anästhesie und in den Operationssä-
len eingesetzt, damit examiniertes Pfle-
gepersonal für den Dienst am Patienten 
frei wird. Viel gewonnen wäre außerdem 
nach Meinung von de la Chaux, wenn 
es gelänge, den „Dokumentationswahn“ 
einzudämmen. Wenn schon nicht in ge-
ringerem Umfang, so doch effektiver soll 
dieses Geschäft an den Unikliniken un-
ter dem Stichwort „tastaturloses Kran-
kenhaus“ durch den Einsatz sprachge-
steuerter Systeme vonstattengehen.

Unterdessen glaubt Pflegeexperte de 
la Chaux ein Rezept zu kennen, um die-
sen Beruf attraktiver zu machen: „Wir 
brauchen eine akademische Ausbil-
dung.“ Sinnvoll ist das für Maren Lach, 
die Pflegedienstleiterin des Lubinus Cli-
nicums, allerdings nur, wenn die stu-
dierten Pflegekräfte anschließend ent-
sprechende Perspektiven und Vergütun-
gen erhalten. Auch Beske betrachtet die-
ses Thema differenziert. Akademisch 
Qualifizierte für Aufsichts- und Steue-
rungstätigkeiten, und auf der anderen 
Seite Hilfskräfte für weniger anspruchs-
volle Arbeiten, so könnte es nach seiner 
Einschätzung funktionieren. Konkret 
spricht sich der Gesundheitsexperte für 
die Rückkehr zum in Schleswig-Holstein 
vor 15 Jahren abgeschafften Berufsbild 
des Krankenpflegehelfers aus.

Geht es indes darum, vorhandene  
Kräfte langfristig zu halten, stehen nach 
übereinstimmender Auffassung der 
Runde bei Lubinus relativ einfache Er-
fordernisse im Zentrum. Nötig seien zu-
allererst verlässliche Arbeitszeiten, hieß 
es unisono. Wer ständig außerplanmäßig 
einspringen müsse, und das, ohne dafür 
mehr Geld zu bekommen, hänge mit ho-
her Wahrscheinlichkeit früher oder spä-
ter seinen Kittel an den Nagel. 

Martin Geist

2.000
Euro Prämie gibt es 
für Mitarbeiter des 
UKSH, wenn sie eine 
Pflegekraft für den 
Dienst im Universi-
tätsklinikum Schles-
wig-Holstein über-
zeugen. 46 Mal konn-
te die Prämie bislang 
ausgezahlt werden. 

„Wenn die Leute immer 
älter werden, werden 
auch die Pflegezeiten 
immer länger.“

Prof. Fritz Beske
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K L I N I K E N

Neustart in 
Ostholstein
Ameos will im April die Sana Kliniken Ostholstein 
übernehmen. Alle vier Standorte bleiben bestehen.

Die Standorte in Ostholstein waren 
in den vergangenen Jahren wie berich-
tet mehrfach in die Schlagzeilen geraten: 
Beschäftigte hatten über ihre Vertretun-
gen öffentlich Kritik wegen der Personal-
ausstattung am Klinikbetreiber geäußert. 
Kooperationen mit anderen Klinikbe-
treibern im Kreis waren gescheitert. Hin-
zu kommt, dass das Krankenhausgebäu-
de in Eutin massive Mängel aufweist – 
zeitweise wollte Sana dort einen Neubau 
durchsetzen und war mit diesem Ziel in 
der Gesundheitspolitik auf Unverständ-
nis gestoßen.

Nach der Übernahme sollen diese 
Probleme so schnell wie möglich gelöst 
werden. Ameos, das im Kreis bereits an 
den Standorten Neustadt und Heiligen-
hafen präsent ist, will nicht nur die Mit-
arbeiter halten, sondern auch ihr Ver-
trauen gewinnen. „Die Mitarbeiter wis-
sen oft am ehesten, wo sich etwas verbes-
sern lässt. Dieses Wissen möchten wir 
nutzen“, betont Regionalgeschäftsführer 
Frank-Ulrich Wiener. 

Bei der Neuausrichtung in Osthol-
stein könnte dem Klinikbetreiber das im 
Auftrag der Landesregierung erstellte 
Gutachten des IGES-Instituts helfen, das 
Grundlage für die Diskussion im Kreis-
haus im vergangenen Jahr war. Wie be-
richtet empfehlen die Gutachter eine 
Schwerpunktbildung und halten über-
dies einige stationäre Standorte im Kreis 
für verzichtbar. Das Gesundheitsminis-
terium hatte daraufhin deutlich gemacht, 
dass die Standorte Eutin, Neustadt und 
Oldenburg nicht zur Diskussion stehen.

Dieckmann und Wiener stellten im 
Gespräch mit dem Schleswig-Holstei-
nischen Ärzteblatt klar, dass sie Middel-
burg als Fachklinik erhalten wollen. Der-
zeit verfügt Middelburg über Abteilun-
gen für Geriatrie, Neurologie und Fach-
pflege Phase F. 

Wie es auf Fehmarn weitergehen 
wird, sei zwar offen, die Insel zähle aber 
wegen der vielen Urlauber zu den Stand-
orten, die eine Versorgungseinrichtung 
auf jeden Fall benötigen. „Wir werden 

V
ertrauen in die stationäre Versor-
gung der Region gewinnen: Dieses 
Ziel verfolgt die Ameos-Gruppe 
nach Übernahme der Sana Klini-
ken Ostholstein. Für die Übernah-
me wird ein Terim im April ange-
strebt, wenn das Kartellamt seine 

Prüfung abgeschlossen hat. 
Unabhängig vom Ausgang der Prü-

fung arbeitet der voraussichtliche neue 
Eigentümer seit Wochen an einem Kon-
zept, wie die Krankenhäuser in Osthol-
stein künftig betrieben werden können. 
Dafür setzt man in der Schweizer Kli-
nikgruppe auf einen intensiven Aus-
tausch mit den rund 1.200 Beschäftigten. 

„Wir wollen es anders machen, des-
halb sprechen wir mit allen Beteiligten 
und hören zu. Wir wollen erfahren, wo 
wir etwas verbessern können, und setzen 
dabei auf Transparenz und Kommuni-
kation“, sagte Ameos-Vorstand Michael 
Dieckmann. Zu den Beteiligten zählen 
für ihn auch die niedergelassenen Ärzte 
der Region – Gespräche mit den Ärzte-
netzen sind geplant. 

Angst um seinen Arbeitsplatz müs-
se niemand unter den rund 1.200 Be-
schäftigten an den vier Klinikstandorten 
in Eutin, Oldenburg, Middelburg und 
auf Fehmarn haben. „Wir wollen alle vier 
Standorte erhalten“, stellte Dieckmann 
klar. Allerdings wird es eine Schwer-
punktbildung an den Standorten geben. 
Ungewiss ist auch, ob es auf Fehmarn 
weiterhin stationäre Versorgung oder ein 
neues Versorgungskonzept geben wird. 
Hier will Ameos zusammen mit den nie-
dergelassenen Ärzten über Alternati-
ven sprechen. Zur Erinnerung: Bei ei-
ner Konferenz des Kreises Ostholstein 
zur Zukunft seiner Kliniken hatte Schles-
wig-Holsteins KV-Chefin Dr. Monika 
Schliffke auf Nachfrage die Bereitschaft 
der niedergelassenen Ärzte zu einem ge-
meinsamen Versorgungskonzept für 
Fehmarn betont. Die Zusammenarbeit 
hatte auch beim kurzfristigen Auszug aus 
dem maroden Altgebäude der Inselkli-
nik vor einigen Jahren gut funktioniert.

den Bedarf identifizieren und das Ange-
bot darauf ausrichten“, sagte Dieckmann.
Zu den beiden wichtigsten Standor-
ten:
▶ Eutin: Ein Neubau, wie vom bisheri-

gen Betreiber zwischenzeitlich favo-
risiert, ist für Dieckmann vom Tisch. 
Das Gebäude wird saniert, die Patien-
tenversorgung soll in dieser Zeit in In-
terimsräumen stattfinden. Die Klinik 
soll ihr Brustzentrum und ihre Stär-
ken in der Geburtshilfe ausbauen. 

▶ Oldenburg: Die Notfall- und Intensiv-
medizin soll ausgebaut werden, hier 
sollen auch Patienten aus Fehmarn 
mit berücksichtigt werden. Als Stär-
ken des Standortes gelten bei Wiener 
und Dieckmann auch die Kardiologie 
und die Orthopädie. „Wir können uns 
ein Endoprothetikzentrum in Olden-
burg gut vorstellen“, sagt Wiener. 

Für die Realisierung der Pläne in 
Ostholstein veranschlagt Ameos bis 
zu 50 Millionen Euro. Klar ist, dass die 
Schweizer Gruppe derzeit ihre Markt-
position in Schleswig-Holstein deutlich 
verstärkt. Erst 2017 hatte sie die Röpers-
berg-Gruppe mit 900 Mitarbeitern und 
kürzlich drei Standorte in Lübeck von 
Median übernommen. 

In Schleswig-Holstein, Hamburg 
und Mecklenburg-Vorpommern zusam-
men verfügt Ameos inzwischen über 
mehr als 30 Standorte – von der Insti-
tutsambulanz bis zum Klinikum. Dieck-
mann: „Weiteres Wachstum ist nicht aus-
geschlossen.“

Dirk Schnack

1.200
Beschäftigte arbei-
ten in den Sana Kli-
niken Ostholstein. 
Ameos will als neuer 
Eigentümer auf kei-
nen Beschäftigten ver-
zichten. Ob aber alle 
am gleichen Arbeits-
platz bleiben können, 
ist ungewiss: Der-
zeit arbeitet Ameos 
an einem Konzept mit 
Schwerpunktbildung 
an einzelnen Stand-
orten. 

Michael Dieckmann, Vorstand von Ameos. 
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sundheitsberufen bilden die Heilberufe 
das Kernstück des Silberstedter Gesund-
heitszentrums, um das viele andere Ge-
meinden vergleichbarer Größe den Ort 
beneiden dürften.

Das Konzept folgt der Annahme, 
dass die ambulante Versorgung auf dem 
Land zunehmend in Zentren statt in 
Einzelpraxen geleistet wird – zumindest 
prognostizieren Experten diese Entwick-
lung seit einigen Jahren. In der Realität 
gestaltet sich dieser Wandel allerdings 
langsam und scheitert in vielen Fällen 
an unterschiedlichen Einzelinteressen. 
Auch die Beteiligten in Silberstedt haben 
diverse Hürden aus dem Weg räumen 
müssen, bevor das Zentrum stand. Für 
ihr neues Gesundheitszentrum gründete 
die Gemeinde eine gGmbH, die Ärzte in 
einem MVZ anstellt und die ambulante 
Versorgung des Umlandes sichert. Wenn 
alles nach Plan verläuft, ist die Grün-
dung in diesem Frühjahr abgeschlossen 
und der Betrieb kann beginnen.

S E R I E

Zentrum statt 
Einzelpraxen
Die Gemeinde Silberstedt bei Schleswig hat sich frühzeitig Gedanken um die 
künftige ambulante Versorgung gemacht. Ergebnis ist ein Gesundheitszentrum, in 
dem drei Hausärzte und weitere Gesundheitsberufe unter einem Dach arbeiten. 

W
as haben wir als Kommunal-
politiker mit der Gesundheits-
versorgung zu tun? Diese Frage 
dürften sich manche Gemein-
devertreter in Silberstedt gestellt 
haben, als Wolfgang Schulz vor 
einigen Jahren mit diesem The-

ma auf sie zukam. Schulz ist selbst Ge-
meindevertreter und seit 1988 als Haus-
arzt in dem kleinen Ort bei Silberstedt 
niedergelassen. Dass er sich nicht aus-
schließlich selbst um einen Nachfolger 
für seine Einzelpraxis kümmerte, ohne 
die Kommune damit zu beschäftigen, 
war zunächst unbequem für alle.

Heute dürften die Gemeindevertre-
ter froh sein, dass Schulz so früh auf das 
Thema aufmerksam machte. Statt sei-
ner Praxis haben die Silberstedter inzwi-
schen ein neues Gesundheitszentrum, in 
das nicht nur Schulz, sondern noch zwei 
weitere Ärzte aus benachbarten Dörfern 
ihre Praxen verlagert haben. Zusammen 
mit einer Apotheke und weiteren Ge-

Alle Voraussetzungen dafür sind ge-
schaffen: Die Finanzierung steht, das 
Zentrum ist neu gebaut, die Ärzte sind 
eingezogen und andere Gesundheitsbe-
rufe sind im Boot. Der Managementauf-
trag für das MVZ ist ausgeschrieben und 
mit der Ärztegenossenschaft Nord steht 
ein ernsthafter Bewerber bereit, der ent-
sprechende Expertise mitbringt. Die Ge-
nossenschaft hat bereits die Vorarbeiten 
für das MVZ begleitet und bringt Erfah-
rungen aus dem Management vergleich-
barer Einheiten wie etwa aus der kom-
munal geführten Eigeneinrichtung in 
Büsum mit. 

Die entscheidende Hürde aber nahm 
das Projekt erst mit der Überzeugung 
der Ärzte vor Ort. Hierzu gab es schon 
vor Jahren Anstrengungen des Amtes 
Arensharde, um ein gemeinsames Zen-
trum für die ambulante Versorgung zu 
errichten. Grund für die ersten Überle-
gungen war die Erkenntnis, dass die bis-
lang niedergelassenen Ärzte in der Re-

Ärztin Dr. Christiane Schmitz-Boje, Laura Löffler von der Ärztegenossenschaft, Bürgermeister Peter Johannsen und die Ärzte Wolfgang Schulz und 
Hans Christian Brall (von links) sind überzeugt, mit dem Gesundheitszentrum in Silberstedt eine Lösung für die Region gefunden zu haben.

§ 95 
des Sozialge-
setzbuches V ist 
Grundlage für 
die Gründung 
von kommuna-
len MVZ, die es 
in Schleswig-Hol-
stein bislang au-
ßer in Silber-
stadt nur auf Pell-
worm gibt. Eine 
andere gesetz-
liche Grundla-
ge, den § 105, ha-
ben kommuna-
le Eigeneinrich-
tungen wie in Bü-
sum. Gemeinsam 
ist diesen Model-
len, dass die Kom-
munen für den 
Betrieb der MVZ 
eine gGmbH ge-
gründet haben. 
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gion in einigen Jahren die Altersgrenze 
erreicht haben werden und nicht sicher 
sein können, dass sie Nachfolger für ihre 
Einzelpraxen finden werden. Immer-
hin vier der insgesamt nur sieben nie-
dergelassenen Ärzte im Amtsgebiet wa-
ren schon damals in einem Alter, in dem 
erste Gedanken an mögliche Nachfolger 
aufkamen. Trotz dieser Einsicht scheiter-
te der erste Anlauf für eine gemeinsame 
Lösung – zu unterschiedlich waren da-
mals die Interessen der sieben Ärzte und 
der Kommunalpolitik in sechs betroffe-
nen Gemeinden. 

Silberstedt gab trotz des gescheiter-
ten Anlaufs nicht auf. Wolfgang Schulz 
praktiziert seit 1988 in Silberstedt, und 
als Mitglied der Gemeindevertretung 
und Stellvertreter des Bürgermeisters 
fühlt er sich auch kommunalpolitisch 
verpflichtet, über die eigenen Praxisräu-
me hinaus zu denken. Schulz informier-
te sich nach dem Scheitern auf Amtsebe-
ne über alternative Möglichkeiten, über-
zeugte Bürgermeister Peter Johannsen 
und die anderen Kommunalpolitiker in 
Silberstedt, suchte nach Kollegen, die In-
teresse an einem gemeinsamen Modell 
hatten – und fand sie schließlich doch 
noch in der direkten Nachbarschaft des 
Ortes. 

Dr. Christiane Schmitz-Boje war im 
Nachbarort Hollingstedt niedergelassen, 
entdeckte eine von Schulz in der Fach-
presse geschaltete Anzeige und nahm 
Kontakt mit ihrem benachbarten Kolle-
gen auf. Hinzu kam Hans Christian Brall, 
der eine Einzelpraxis in Treia führte. Die 
drei Ärzte kannten sich zwar schon, hat-
ten nach eigenen Worten in den ver-
gangenen Jahrzehnten aber als Einzel-
kämpfer „nebeneinander her gearbei-
tet“ – eine Arbeitsweise, die sie mit zahl-
reichen in Einzelpraxis niedergelassenen 
Kollegen auf dem Land teilen. 

Sie alle wussten um die Perspekti-
ve der Praxen im Amt und konnten sich 
eine Zusammenarbeit unter einem Dach 
vorstellen. Mit dieser positiven Grund-
einstellung der Ärzte konnte Silberstedt 
Nägel mit Köpfen machen: Für ein In-
vestitionsvolumen von 4,4 Millionen 
Euro wurde ein Gesundheitszentrum 
errichtet, für das die Ärzte den Grund-
riss ihrer Praxisräume bestimmen konn-
ten. Neben den Ärzten fanden die Sil-
berstedter eine Apotheke und eine Phy-
siotherapie, die das Konzept überzeugte 
und die ebenfalls schon eingezogen sind. 
Die Ärzte arbeiten im Gesundheitszent-
rum bis zur offiziellen Gründung des ge-
meindeeigenen MVZ noch selbstständig 
in Praxisgemeinschaft. Mit Gründung 
des MVZ werden sie dann angestellte 
Ärzte des MVZ – genauso wie ihre Mit-
arbeiter. Die dann insgesamt zwölf Be-
schäftigten haben sich schon jetzt zum 
Team zusammengefunden: „Wir sind 
alle erstaunt, wie gut es menschlich 
passt“, sagt Schulz.

Die Teamarbeit unter einem Dach 
gefällt den erfahrenen Ärzten und gibt 
ihnen auch Hoffnung auf junge Ärz-
te, die sich für das Modell interessieren. 
Schulz ist sicher, dass sich in den kom-
menden Jahren, in denen die drei noch 
praktizieren, Interessenten für eine An-
stellung finden. Aufmerksamkeit bei 
ersten Ärzten in Weiterbildung haben 
sie bereits geweckt, genügend Behand-
lungsräume für weitere Ärzte sind im 
Zentrum vorhanden. 

Sie selbst ziehen derzeit das Fa-
zit, dass die Entscheidung zum Arbei-
ten unter einem Dach gerne auch frü-
her hätten fallen können. „Ich hätte 
meine Einzelpraxis bequem weiterma-
chen können. Aber so macht es mehr 
Spaß – das hätten wir auch schon zehn 
Jahre früher machen können“, sagt Dr. 
Schmitz-Boje. 

Ganz ohne Reibungen gelang die 
Zentrumsbildung allerdings nicht. Treia 
und Hollingstedt stehen nun ohne eige-
nen Arzt auf Gemeindegebiet dar. Zwar 
akzeptieren die meisten Patienten in 
diesen Gemeinden, dass sie einige Kilo-
meter fahren müssen und dort auch ein 
tragfähiges Zukunftsmodell vorfinden – 
begeistert waren sie über die zusätzliche 
Distanz aber nicht. Auf den Patienten-
andrang im Silberstedter Zentrum hat 
sich dies allerdings nicht negativ ausge-
wirkt. Brall schätzt die Zahl der Patien-
ten aus Treia, die ihn seit dem Umzug 
nach Silberstedt nicht mehr konsultie-
ren, nur auf rund zehn.

Auch die Finanzierung ist kein 
Selbstgänger, wie Laura Löffler von der 
Ärztegenossenschaft Nord zu beden-
ken gibt. Zuschüsse für das Modell gab 
es keine und eine schwarze Null für den 
künftigen Betrieb der Praxen ist auch 
nicht zu erwarten. Bürgermeister Peter 
Johannsen verweist in diesem Zusam-
menhang aber auf die wichtige Funkti-
on des Gesundheitszentrums für seine 
wachsende Gemeinde. 

Ein kleines Defizit darf durch den 
ärztlichen Betrieb entstehen, die Mieten 
der übrigen Nutzer im Gesundheitszen-
trum werden dieses Minus aber aus-
gleichen. Wie optimistisch man in Sil-
berstedt bei diesem Thema ist, zeigt sich 
neben dem Gesundheitszentrum: Dort 
wird derzeit in einem zweiten Bauab-
schnitt Platz für eine Tagespflegeeinrich-
tung, ein Sanitätshaus und weitere Ge-
sundheitsberufe wie Logopäden, Ergo-
therapeuten und Podologen geschaffen. 

Schulz und Johannsen sind heute si-
cher, dass die Realisierung in Silberstedt 
nur möglich war, weil sie von Beginn 
an auf Transparenz gesetzt und die Ge-
meindevertreter früh über jeden Schritt 
informiert haben. Schulz: „Es braucht 
viel Vertrauen, um so ein Projekt mitzu-
tragen. Wenn sich jemand nicht mitge-
nommen fühlt, stirbt das Projekt.“

Dirk Schnack

A M B U L A N T E  V E R S O R G U N G 
A U F  D E M  L A N D

Wie lässt sich die ambulante Versorgung 
auf dem Land organisieren? Vor die-
ser Herausforderung stehen derzeit vie-
le Bundesländer, aber wenige haben da-
rauf so vielfältige Antworten wie Schles-
wig-Holstein. Neben den klassischen 
Einzelpraxen und Berufsausübungs-
gemeinschaften gibt es zum Beispiel 
Zweigpraxen oder Medizinische Versor-
gungszentren in unterschiedlichen Aus-
prägungen. Fast alle bieten den Ärzten 
die Möglichkeit, sich zwischen selbst-
ständiger und angestellter Tätigkeit zu 
entscheiden. In dieser Serie stellen wir 
Ihnen ausgewählte Beispiele für Organi-
sationsformen in der ambulanten Ver-
sorgung vor, die in Schleswig-Holstein 
praktiziert werden. Weitere bislang ge-
plante Serienbestandteile:
▶  April: Nachwuchs für die Landarzt-

praxis 
▶  Mai: Die kommunale Eigeneinrich-

tung als Blaupause
▶ Juni: Mit der Zweigpraxis zum Pati-

enten
▶ Juli: Die überörtliche Berufsaus-

übungsgemeinschaft

K O M P E T E N Z Z E N T R U M 
W E I T E R B I L D U N G  I N  D E R 
A L L G E M E I N M E D I Z I N
Damit sich junge Mediziner für die 
Landarzttätigkeit entscheiden können, 
ist Nachwuchs in der Allgemeinmedi-
zin erforderlich. Das Kompetenzzent-
rum Allgemeinmedizin Schleswig-Hol-
stein – gegründet durch die Landesärz-
tekammer, die KV Schleswig-Holstein 
und die Lehrstühle für Allgemeinmedi-
zin der Universitäten Kiel und Lübeck – 
begleitet die Weiterbildung im Fach All-
gemeinmedizin mit dem Ziel, Quali-
tät und Effizienz in der Weiterbildung 
zum Facharzt für Allgemeinmedizin zu 
steigern und um dem Hausärztemangel 
entgegenzuwirken. Das Zentrum bietet 
außer Train-the-Trainer-Kursen für die 
Weiterbildungsbefugten Unterstützung 
durch Mentoren und Schulungstage für 
Ärzte in Weiterbildung an. 
Interessierte Ärzte können sich bei der 
Akademie der Ärztekammer Schleswig-
Holstein anmelden: Nina Brunken, 
Tel. 04551 803 760
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S C H M E R Z T H E R A P I E

Gegen Schmerz an 
einem Strang ziehen
Mit Mitteln des Versorgungssicherungsfonds ist im Nordwesten ein dreijähriges Projekt 
gestartet, mit dem chronische Schmerzpatienten besser versorgt werden können. 

gibt es laut Leifeld in Schleswig-Holstein. 
Die Schmerzmediziner im Land sind 
nach seiner Beobachtung „Kümmerer“, 
die deutlich mehr als acht Stunden am 
Tag arbeiten. 

Das Projekt ist auf die Region west-
lich der A7 und nördlich des Nordost-
see-Kanals begrenzt. Patienten aus die-
ser Region mit chronischen Schmerzen, 
deren behandelnde Ärzte eine Teilnah-
me empfehlen, können nach Anmeldung 
bei einer Fallmanagerin der Ärztegenos-
senschaft Nord an Kleingruppen teilneh-
men, die von Schmerztherapeuten gelei-
tet werden. In diesen Gruppen aus drei 
bis fünf Betroffenen gehen die Schmerz-
mediziner gezielt auf die individuellen 
Probleme der Patienten ein und bespre-
chen die nächsten Behandlungsschrit-
te. Die Betreuung in diesen Gruppen 
geht weit über das hinaus, was in einer 
Sprechstunde zu leisten wäre. Weiterer 
Pluspunkt: Die Patienten finden hier so-
zialen Rückhalt und spüren, dass sie mit 

C
hronische Schmerzpatienten und 
ihre behandelnden Ärzte machen 
seit Jahren darauf aufmerksam, 
dass die Betroffenen Probleme ha-
ben, in angemessener Zeit versorgt 
zu werden. Bis zu neun Monate 
soll die Wartezeit auf eine Behand-

lung bei einem Schmerzspezialisten zum 
Teil dauern – für viele Menschen, bei de-
nen der Schmerz zum beherrschenden 
Thema ihres Daseins geworden ist, viel 
zu lang. Grund für diese Situation ist die 
mit landesweit rund 30 überschaubare 
Zahl an niedergelassenen Schmerzme-
dizinern, die wiederum nach Überzeu-
gung von Dr. Jochen Leifeld aus Rends-
burg so gering ist, weil die monetären 
Rahmenbedingungen unattraktiv sind.

Bemühungen, diese Bedingungen 
in Verhandlungen mit Krankenkassen 
zu verbessern, sind nach Angaben von 
Leifeld und Dr. Klaus Bittmann von der 
Ärztegenossenschaft Nord bislang weit-
gehend gescheitert. Entsprechend be-
geistert zeigten sich die beiden Ärzte, als 
im Februar der „Schmerzstrang Nord-
west“ als erstes Projekt überhaupt für 
eine Förderung aus dem kürzlich aufge-
legten Versorgungssicherungsfonds des 
Landes Schleswig-Holstein ausgewählt 
wurde. „Nie zuvor hatte ich es mit ei-
nem vergleichbaren Projekt zu tun, ei-
nem, das so vielversprechend ist, so ide-
al in die Zeit passt, unnötige Fesseln löst, 
Performance steigert, Rationalisierungs-
reserven freigibt“, sagte Leifeld im Pres-
segespräch. Bittmann sprach von einem 
„enormen finanziellen Anschub“ durch 
den Fonds und dem Ehrgeiz, das Projekt 
nach Ende der Förderlaufzeit im Okto-
ber 2021 in die Regelversorgung zu über-
führen.

Gesundheitsminister Dr. rer. pol. 
Heiner Garg betonte, wie begrenzt die 
300.000 Euro Fördermittel über drei 
Jahre angesichts des hohen Bedarfs in 
der Schmerztherapie sind. Er bezeich-
nete eine Wartezeit von einem Dreivier-
teljahr für einen chronischen Schmerz-
patienten als „völlig inakzeptabel“. Rund 
78.000 chronische Schmerzpatienten 

ihren Problemen nicht allein sind. Wei-
tere Module des Projektes sind interdis-
ziplinäre Schmerzkonferenzen, teleme-
dizinische Beratungen durch Schmerz-
ärzte und die Möglichkeit, bei Bedarf 
Spezialisten etwa für Migräne oder Fib-
romyalgie hinzuziehen zu können. 

Leifelds Euphorie über das Projekt 
speist sich auch aus den ersten Erfahrun-
gen dieser Kleingruppenarbeit. Er selbst 
hat in den ersten Wochen schon 20 sol-
cher Gruppen geleitet und spürt, wie 
sehr die Patienten davon profitieren. Bis 
zur Vorstellung des Projektes hatten ins-
gesamt vier Schmerztherapeuten solche 
Gruppen geleitet, sieben aus der Region 
haben Interesse an einer Mitarbeit.

Für das Leiten einer Kleingruppe  
erhalten Schmerztherapeuten 350 Euro 
je Sitzung. Die Teilnahme an einer 
Schmerzkonferenz und die Vorstellung 
eines Patienten werden mit 75 Euro ver-
gütet.

Dirk Schnack

MQR
Die Medizinische 
Qualitätsgemein-
schaft Rendsburg 
(MQR) hat wertvolle 
Vorarbeit für das Pro-
jekt geleistet und ist 
heute neben dem 
Dithmarscher MQW 
einer der beiden Netz-
Partner des Projek-
tes. Weitere Partner 
sind die gemeinnüt-
zige Schmerzstiftung 
CESAR, die Deut-
sche Schmerzliga und 
der Verein Schmerz-
los. Kontakt für Fra-
gen zur Teilnahme 
am Projekt: schmerz-
strang@aegnord.de
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Dr. Klaus Bittmann (links) und Neurochirurg Dr. Jochen Leifeld (rechts) bei der Übergabe des Fördermittelbescheids für 
„Schmerzstrang Nordwest“ in der Ärztegenossenschaft Nord in Bad Segeberg. 
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T S V G

Niederlage 
akzeptieren 
Dr. Stephan Hofmeister sprach auf 
der Abgeordnetenversammlung 
der KVSH zum TSVG. Erste Tele-
praxis in Dagebüll geplant.

in Berlin nicht gehört worden wäre. Hof-
meister ist sich sicher, dass der Druck auf 
die Ärzteschaft weiter steigen wird. „Die 
Bevölkerung kann schon heute rund um 
die Uhr einkaufen, tanken und vieles 
mehr. Da ist es doch verständlich, dass 
sie auch ärztliche Leistungen 24/7 in An-
spruch nehmen wollen. Lassen Sie uns 
die Verkaufsstrategie festlegen, nicht die 
Politik.“ So soll das Angebot des bun-
desweiten ärztlichen Bereitschaftsdiens-
tes der 116117 ausgeweitet und die ambu-
lante Notfallversorgung 24 Stunden am 
Tag gesichert werden. Durch eine Kopp-
lung der 116117 an die Terminservicestel-
le könne der Service für die Patienten 
ausgebaut, die Patienten in die Vertrags-
arztpraxen geleitet und somit ein intel-
ligentes System zur Ressourcennutzung 
geschaffen werden. Schliffke erinnerte 
daran, dass genau diese TSS und das Er-
steinschätzungsverfahren schon vor drei 
Jahren von der KVSH gefordert wurden 
und somit klar als ein Gewinn des TSVG 
zu sehen sei. Hofmeister nannte als pos-
tiven Punkt aus dem umstrittenen TSVG 
die vorgesehene extrabudgetäre Vergü-
tung − diese wird nach derzeitiger Be-
rechnung auf rund 650 bis 700 Millionen 
Euro taxiert. 

Dennoch: Das Gefühl des Eingrif-
fes in die Freiberuflichkeit und die Angst 
vor der Industrialisierung bleibt bei vie-
len Ärzten bestehen – das TSVG droht 
die Arbeitseffizienz, -leistung und -mo-
ral zu drücken und Frustration aufkom-
men zu lassen. Doch Dr. Thomas Mau-
rer, stellvertretender Vorsitzender der 
Abgeordnetenversammlung und Vorsit-
zender des Hausärzteverbandes Schles-
wig-Holstein, verdeutlichte: „Was könn-
te uns mehr Mut machen, als zu sehen, 
dass industrielle Investoren, die sieben 

D
as Terminservice- und Versor-
gungsgesetz (TSVG) kommt – 
und dass voraussichtlich zum 1. 
Mai 2019. Diese Tatsache ist nicht 
mehr zu ändern und auch die In-
halte des Gesetzes sind nicht wei-
ter zu beeinflussen. Diese Er-

kenntnis verdeutlichte Dr. Stephan Hof-
meister, stellvertretender Vorstands-
vorsitzender der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung, auf der Abgeord-
netenversammlung der Kassenärztli-
chen Vereinigung Schleswig-Holstein 
(KVSH) Ende Februar. „Ich möchte Ih-
nen gern Mut machen, wir können aber 
das TSVG und die Politik in Berlin nicht 
aufhalten. Lassen Sie uns gemeinsam in 
Vorleistung treten“, sagte Hofmeister. Es 
sei nun an der Zeit, die positiven Aspek-
te des Gesetzes zu sehen und Gegeben-
heiten, die nicht mehr zu ändern sind, 
hinzunehmen. 

Hofmeister dankte den teilnehmen-
den Ärzten, die an der Onlinepetition 
der KVSH teilgenommen haben, für die 
„Rückendeckung aus Schleswig-Hol-
stein“. An diesem Voting über einen of-
fenen Brief an Bundesgesundheitsmi-
nister Jens Spahn und die Bundestagsab-
geordneten hatten 70 Prozent der Ärz-
te in Schleswig-Holstein teilgenommen 
und davon wiederum 70 Prozent für 
den Brief gestimmt. „Mit rund 50 Pro-
zent Zustimmung der Ärzte aus Schles-
wig-Holstein konnten wir gestärkt in die 
Gespräche mit den Bundestagsabgeord-
neten in Berlin gehen und unsere Posi-
tionen verdeutlichen“, sagte Dr. Moni-
ka Schliffke, Vorstandsvorsitzende der 
KVSH. So konnte eine Plattform ge-
schaffen werden, die in den kommenden 
Monaten eine Diskussion und Mitspra-
chemöglichkeiten ermöglicht, die sonst 

bis acht Prozent Rendite aus einem Un-
ternehmen ziehen wollen, die wir mit 
unserer Arbeit erwirtschaftet haben?“. Er 
appellierte an seine Kollegen, selbst ak-
tiv zu werden und eigene Strukturen zu 
schaffen, um gesetzlichen Vorgaben vor-
greifen zu können. Zu warten, dass Pro-
bleme auftreten, ist für Maurer kein an-
zustrebendes Ziel: „Wir müssen Quali-
tät bieten und uns im Vorwege überle-
gen, wie Probleme angegangen werden 
können.“ 

Ein Beispiel hierfür ist die geplante 
telemedizinische Praxis in Dagebüll, die 
Schliffke in ihrem Bericht zur Lage vor-
stellte. Die Praxis soll durch eine vor Ort 
ansässige nicht-ärztliche Praxisassisten-
tin (NäPa), die bei der KVSH angestellt 
ist, betrieben werden. Es ist geplant, dass 
sie den umliegenden Ärzten zuarbeitet 
und die Patienten mit Hilfe des Teleruck-
sacks betreuen kann. Die Behandlung 
von Patienten soll in der Praxis, in häus-
licher Umgebung und in Pflegeheimen 
möglich sein.

Warum ausgerechnet Dagebüll? In 
der Region gibt es freie Hausarztsitze, die 
durchschnittliche Entfernung von Arzt 
zu Patient ist höher als im Rest des Lan-
des. Hinzukommt, dass viele Urlauber 
ohne Auto nach Dagebüll kommen und 
auf mobile Versorgung angewiesen sind. 
„Die NäPa soll die Ärzte entlasten und 
ihnen beispielsweise die Betreuung chro-
nisch kranker Patienten erleichtern. Bei 
schwerwiegenden Erkrankungen bleibt 
selbstverständlich der direkte Arzt-Pati-
enten-Kontakt notwendig“, sagte Schliff-
ke. Derzeit werden die rechtlichen Rah-
menbedingungen geklärt und Gespräche 
mit Krankenkassen geführt. „Es wäre 
ideal, wenn alle Kassen mit machen wür-
den.“                                        Astrid Schock

10 Tage
vor einer geplan-
ten Operation muss 
eine Zweitmeinung 
vorliegen, um gelten 
zu können. Dies se-
hen die Regularien 
im Zweitmeinungs-
verfahren für die Be-
reiche Tonsillekto-
mie und Hysterekto-
mie vor, die vom er-
gänzten Bewertungs-
ausschuss des G-BA 
im Januar 2019 be-
schlossen wurde. Auf 
der Internetseite der 
KVSH können sich 
geeignete Kollegen als 
Zweitmeiner per An-
trag zur Durchfüh-
rung und Abrechnung 
des Zweitmeinungs-
verfahrens registrie-
ren lassen. 

Dr. Stephan Hofmeister 
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Ö
konomischer Druck, politische 
Entscheidungen und gesellschaft-
liche Entwicklungen beeinflussen 
die Rahmenbedingungen der ärzt-
lichen Berufsausübung. Der Be-
rufsordnungsausschuss der Ärz-
tekammer Schleswig-Holstein hat 

vier Kernthemen identifiziert, die davon 
berührt sind: 
▶ Freiberuflichkeit: Wie stark diese be-

schnitten wird, zeigt sich aktuell an 
geplanten Eingriffen des Gesetzgebers 
in die Selbstverwaltung, aber auch 
am ökonomischen Druck, der etwa 
auf Klinikärzte ausgeübt wird. Hin-
zu kommt, dass auch viele Ärzte selbst 
mit den Werten der Freiberuflichkeit 
wenig anfangen können. Dr. Svante 
Gehring, Vorsitzender des Berufsord-
nungsausschusses, hat sogar beobach-
tet: „Immer mehr – insbesondere jun-
ge – Ärzte verwechseln Freiberuflich-
keit mit Selbstständigkeit.“

 Dass Ärzte für Patienten als Garan-
ten für eine Entscheidung nach bes-
tem Wissen und Gewissen – und nicht 
nach ökonomischen Gesichtspunk-
ten – gelten, geht dabei oft verloren. 

A U S S C H U S S A R B E I T

„Wie unabhängig 
sind wir wirklich?“ 
Der Berufsordnungsausschuss hat vier Kernthemen für die kommenden Jahre identi-
fiziert: Freiberuflichkeit, Leichenschau, Telemedizin und ambulante Ethikberatung.

ben den Lübecker Kardiologen Dr. 
Michael Grosse beauftragt, an Work-
shops und Kongressen zum Thema 
teilzunehmen und zu berichten, wel-
che Möglichkeiten hier bestehen. Ini-
tiativen in Hessen und Niedersachsen 
könnten Impulse liefern.

▶  Leichenschau: Konflikte mit Polizei 
und Politik sind bekannt – wie aber 
lassen sie sich verhindern? Der Aus-
schuss wird Problemfelder identifizie-
ren und Anregungen geben, was sich 
auf Bundesebene ändern müsste. Zu-
gleich soll um Verständnis dafür ge-
worben werden, dass Ärzte ihre Pati-
enten nicht in der Praxis unbehandelt 
zurücklassen können, wenn sie zur 
Leichenschau gerufen werden. Auch 
bei der Polizei befasst sich eine Ar-
beitsgruppe mit diesem Thema.

▶  Telemedizin: Die Lockerung des Fern-
behandlungsverbotes hat zu einer Dy-
namik geführt, die den Ausschuss for-
dert. „Wir müssen die Entwicklung so 
begleiten, dass kein Wildwuchs ent-
steht, und wir müssen immer wieder 
Antworten auf neue Fragen geben“, 
sagt Gehring. (di)

5 Jahre
und damit so lange  
wie die Wahlperio-
de der Kammerver-
sammlung arbeitet 
der Beurfsordnungs-
ausschuss in seiner 
gewählten Zusam-
mensetzung.

„Immer mehr 
Ärzte verwechseln 
Freiberuflichkeit mit 
Selbstständigkeit.“  

 

Dr. svante Gehring

„Wie unabhängig sind wir wirklich?“, 
will der Ausschuss deshalb herausfin-
den. Geplant ist eine Bestandsaufnah-
me: Ist Freiberuflichkeit gar ein „ver-
staubter“ Begriff? Und darauf aufbau-
end eine Standortbestimmung: Lässt 
sich erreichen, dass Ärzte mit dem Be-
griff wieder etwas anfangen können, 
und lässt dieser Begriff sich auf eine 
verständliche Formel bringen?

▶  Ambulante Ethikberatung: Bislang 
haben niedergelassene Ärzte in ethi-
schen Fragen wenig Begleitschutz. Die 
Ärztekammer und der Ausschuss ha-

Die Mitglieder des Berufsordnungsausschusses vor einer Sitzung: Dr. Hauke Nielsen, Dr. Svante Gehring, Dr. Gisela Schu-
mann, Dr. Sebastian Irmer, Dr. Norbert Jaeger (von links).

Fo
to

: f
h



I M  N O R D E N  // 2 5M Ä R Z  2 0 1 9  |  AU S G A B E  3

Seminar unter Kahlkes Leitung in die 
Abteilung Didaktik der Medizin inte-
griert. Ein Wechsel von der theologi-
schen in die medizinische Fakultät – un-
gewöhnlich. In Bad Segeberg kam es 
zu weithin beachteten Veranstaltungen, 
auch in Kooperation mit der Ärztekam-
mer und ihrer Akademie. Ab 1988 fan-
den internationale Symposien mit Refe-
renten aus Skandinavien, den Benelux-
staaten, Großbritannien und den USA 
statt. Die Präsidenten der 1986 gegrün-
deten Akademie für Ethik in der Medi-
zin (AEM) waren immer wieder vor Ort.

Seine bewegenden Erinnerungen 
fasste Winfried Kahlke zusammen: „Am 
wichtigsten waren die menschlichen 
Begegnungen – mit Studenten, Patien-
ten, Angehörigen und Referenten.“ Er 
habe viel gelernt, vor allem vom Grün-
der des Seminars (Scharrer) und sei-
nen Mitstreitern Prof. Rudolf Kautzky 
(Neurochirurg), Prof. Helmut Boehn-
cke und Prof. Gerhard Ruhrmann (bei-
de Pädiater).

Scharrer berichtete, dass sein aka-
demischer Lehrer, der Theologe Prof. 
Helmut Thielicke, erstmals interdiszi-
plinäre ethische Seminare mit Medizi-
nern und Naturwissenschaftlern durch-
geführt habe. Nach dessen Emeritie-
rung bot Scharrer als Dozent im Fach-
bereich Ev. Theologie erstmals im Som-
mersemester 1980 ein solches Seminar 
an, Titel: „Ethische Grenzprobleme der 
Medizin“. Schon damals kam es zur Zu-
sammenarbeit mit dem Institut für Ge-
schichte der Medizin im UKE, die dann 
allerdings unterbrochen war und erst 20 
Jahre später mit der Besetzung des Lehr-
stuhls durch Prof. Heinz-Peter Schmie-
debach fortgeführt wurde. Die Themen 
erstreckten sich über ein weites Spekt-
rum der Medizinethik, angefangen 1980 
mit dem „Menschenbild in der Medi-
zin“. Dieses Thema habe viel mit der 
Entstehung unseres Grundgesetzes vor 
70 Jahren zu tun (Artikel 1, die unver-
fügbare Würde jedes Menschen). Das 

E T H I K

Hebel für eine 
bessere Medizin?
Symposion zum 40-jährigen Bestehen des Ethik-Seminars im UKE. 
Rückblick auf die Anfänge. Breites Themenspektrum der Medizinethik.

V
iele Aspekte zeigte ein Symposi-
on zum 40-jährigen Bestehen des 
Arbeitskreises Interdisziplinäres 
Ethik-Seminar im UKE Hamburg, 
die alle in Richtung auf eine pa-
tientenorientierte, „bessere“ Me-
dizin zielten. So lautete auch das 

Thema des Referenten aus Schleswig-
Holstein, Prof. Cornelius Borck vom In-
stitut für Geschichte, Theorie und Ethik 
der Medizin in Lübeck: „Solidarität mit 
Studierenden als Hebel für eine besse-
re Medizin“.

Er berichtete als einer der Zeitzeu-
gen, die die Anfangszeit des Ethik-Se-
minars und des Lehrstuhls „Didak-
tik der Medizin“ von Prof. em. Win-
fried Kahlke miterlebt hatten: „ Es war 
eine schwierige Zeit für Studienanfän-
ger, es gab wenig Raum zum Selberden-
ken, so war das Ethik-Seminar ein wich-
tiger Ausgleich für alle, die sich für die 
Reform der eigenen Ausbildung inte-
ressierten.“ Es kam zu Anfängen ei-
ner „Patientenorientierten Pädagogik“ 
(PoP) am Krankenbett, die nach lan-
gen Kämpfen in die bundesweite Re-
form des Medizinstudiums münde-
ten. Das bedeute aber keinen Stillstand 
der Reformbemühungen, wie die heu-
tigen Proteste und Änderungsvorschlä-
ge zeigten. So habe der Lübecker AStA 
die traditionelle Medizin-Vorlesung als 
Auslaufmodell bezeichnet. Ob sie das 
wirklich ist und was in fünf Jahren sein 
wird − schwer zu sagen, so Borck.

Der jetzige Leiter des Ethik-Semi-
nars, Prof. em. Winfried Kahlke (Jahrg. 
1932), ist seit Langem aus Studium und 
Fortbildung bekannt. Er kam 1974 als 
habilitierter Internist nach Hamburg 
und erhielt die neu geschaffene Profes-
sur für Didaktik der Medizin. Wenig 
später, nach Begründung des Ethik-Se-
minars durch Dr. theol. Siegfried Schar-
rer im Wintersemester 1978/79, kam 
er auch zum Ethik-Seminar. 1986 nach 
dem Wechsel von Scharrer zur Ev. Aka-
demie in Bad Segeberg wurde das Ethik-

Menschenbild der Väter unserer Verfas-
sung sei im Wesentlichen christlich ge-
prägt gewesen, ausgehend von der Ein-
heit von Körper und Seele. Unsere Zeit 
sei allerdings immer noch stark ge-
prägt von der schottischen Moralphilo-
sophie des 18. Jahrhunderts (hauptsäch-
lich durch den Begründer der klassi-
schen Nationalökonomie Adam Smith, 

„Wealth of Nations“, 1776) mit der 
Grundannahme: „Jeder strebt nach Ver-
besserung der eigenen Lage“. Hinzu kä-
men eine utilitaristische Ethik (verein-
facht: größerer vor kleinerem Nutzen), 
eine entsprechende politische Ökono-
mie und eine individualistische Sozial-
theorie. „Welches Menschenbild wird 
vorherrschen?“ – dies werde, so Schar-
rer eine der größten Herausforderungen 
der Medizin sein.

In weiteren Referaten kamen wich-
tige Einzelfragen der Medizinethik zur 
Sprache. So von Prof. Christoph Bührer 
(Direktor der Klinik für Neonatologie 
an der Charité in Berlin) zu ethischen 
Konflikten bei der Behandlung extrem 
unreifer Frühgeborener (geboren vor 
der 24. Schwangerschaftswoche, unter 
400 g Geburtsgewicht) mit der Progno-
se körperlicher und kognitiver Schäden. 
Hier sei nicht bloß „informed consent“ 
der Eltern gefragt, sondern ein Recht auf 
umfassende Informationen, soviel wie 
gewünscht.

In einem anderen Referat berichte-
te Dr. Nicola Kaatsch aus Hamburg in 
der Jubiläumsveranstaltung von unter-
schiedlichen Erfahrungen mit geflüchte-
ten Kindern und Jugendlichen. In einem 
abschließenden Ausblick sprachen spä-
ter Prof. Ingrid Schneider und Dr. Bir-
git Wulff (Rechtsmedizinerin am UKE 
und Vizepräsidentin der Ärztekammer 
Hamburg) sowie Dr. Katharina Woel-
lert (Vorstandsbeauftragte für Klinische 
Ethik am UKE) und Prof. Philipp Os-
ten (Direktor des Instituts für Geschich-
te und Ethik der Medizin am UKE) u. a. 
über herausragende Themen, die damals 
wie künftig ihren Platz im Ethik-Semi-
nar hatten und haben werden. Hier-
zu zählen zuerst die „klassischen“ The-
men wie Abtreibung, Suizid, Euthanasie, 
Wahrheit am Krankenbett, dann jeweils 
aktuelle Themen wie „Erlanger Baby“, 
Biobanken, Transplantation, Palliativ-
medizin, Ökonomie und Ethik, ärztli-
che Tätigkeit in Entwicklungsländern 
bis hin zu Enhancement, Drogenersatz-
therapie, Brechmitteleinsatz, Altersbe-
stimmung und Online-Sucht. Dass man 
bei hochaktuellen Themen öfter mal in 
einen großen Hörsaal umziehen musste, 
versteht sich von selbst, zumal „wir im-
mer versucht haben, die unterschiedli-
chen Lager in der jeweiligen Debatte he-
ranzuziehen“.

Horst Kreussler

40 Jahre 
besteht das 
interdisziplinäre 
Ethik-Seminar am 
UKE. Ins Leben 
gerufen wurde es von 
Dr. theol. Siegfried 
Scharrer, der später 
an der Ev. Akademie 
in Bad Segeberg tätig 
war. Heute wird das 
Seminar von Prof. 
em. Winfried Kahlke 
geleitet. 
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steins Justiz- und Gleichstellungsmi-
nisterin Dr. jur. Sabine Sütterlin-Waack 
bei einem Symposium im rechtsmedi-
zinischen Institut auf dem Campus Kiel 
des UKSH. Bei der Veranstaltung ging 
es um eine Bilanz der bisherigen Ar-
beit, aber vor allem um Öffentlichkeits-
arbeit für die anonyme Gewaltspurensi-
cherung. Denn weder Opfer noch Ärz-
te wüssten ausreichend über diese Mög-
lichkeit, die für die Betroffenen kos-
tenlos ist, Bescheid, sagte Dr. Nadine 
Wilke-Schalhorst, Fachärztin am Insti-
tut für Rechtsmedizin in Kiel. Die bei-
den Universitätskliniken arbeiten für 
das Projekt zusammen. Jedes der bei-
den Häuser hat seine Partner-Kliniken 
in allen Kreisen und Städten in Schles-
wig-Holstein. 

Die Idee der anonymen Spuren-
sicherung ist bestechend einfach: Die 
Dokumentation findet dort statt, wo-
hin sich die Opfer ohnehin wenden – 
im örtlichen Krankenhaus. Schließ-
lich geht es auch darum, dass Täter 
oder Täterin nichts von der Beweisauf-
nahme erfahren, besonders in den Fäl-
len, in denen die Opfer noch nicht ent-
schieden haben, ob sie Anzeige erstat-

F O R E N S I K

„Verletzungen haben 
ein Verfallsdatum“
Seit 2015 können Gewaltopfer ihre Verletzungen auch ohne Anzeige anonym und kostenlos 
dokumentieren lassen. Doch das Angebot wird noch zu wenig angenommen.

G
egen den Schrank gelaufen oder 
doch gegen eine Faust? Unglück-
lich die Treppe hinuntergefal-
len oder geschubst worden? Rund 
3.000 Mal rückt die Polizei in 
Schleswig-Holstein pro Jahr zu 
Fällen häuslicher Gewalt aus. Die 

Dunkelziffer ist vermutlich noch deut-
lich höher. Aber viele Opfer scheuen 
sich, die Taten anzuzeigen. Damit es 
dennoch später eine Chance auf einem 
Prozess gibt, besteht seit 2015 die Mög-
lichkeit, die Verletzungen gerichtsfest 
zu dokumentieren. Beteiligt sind zahl-
reiche Krankenhäuser im Land und die 
Universitätskliniken in Schleswig-Hol-
stein und Hamburg. Das Problem: Die-
ses Angebot ist in der Öffentlichkeit 
noch viel zu wenig bekannt. 

736 Personen, darunter 403 Kinder, 
ließen in den vergangenen vier Jahren 
die Spuren von Gewalttaten an ihren 
Körpern dokumentieren. Die Tendenz 
ist langsam steigend, so gab es 2015 nur 
57 Untersuchungen und 2018 ganze 265. 
Überwiegend sind Frauen betroffen, 
doch rund ein Viertel der Opfer sind 
männlich. „Es ist eine wichtige Säule in 
der Opferhilfe“, sagte Schleswig-Hol-

ten möchten. Daher kann und soll die 
Dokumentation parallel zu den norma-
len Untersuchungen stattfinden. Es geht 
auch darum, keine Zeit zu verlieren: 

„Verletzungen haben ein Verfallsdatum“, 
sagt Wilke-Schalhorst. 

Geht es um Kinder und Jugendliche, 
speziell in Fällen von sexuellem Miss-
brauch, finden die Untersuchungen ent-
weder direkt in den Unikliniken statt 
oder ein Team fährt zum potenziellen 
Opfer, berichtet Sandra Wilmes vom 
UKE. Dabei geht es neben dem körper-
lichen auch um den psychischen Zu-
stand, vielleicht auch um eine länger-
fristige Therapie. Geplant ist zusätzlich 
ein telemedizinisches Angebot.

Damit die Dokumentation spä-
ter vor Gericht wirklich Bestand hat, 
müssen aber Regeln eingehalten wer-
den. Wilke-Schalhorst zeigt das typi-
sche Beispiel einer Dokumentation, wie 
sie in einer Notaufnahme üblich ist: Ein 
rasch hingekritzelter Zettel, teilweise 
kaum leserlich, mit einer knappen Di-
agnose: „Hämatom am Oberarm“ oder 

„Abschürfung“. Völlig korrekt, sagt die 
Rechtsmedizinerin: „Der Fokus der Zu-
ständigen in der Notaufnahme liegt in 

265
Personen haben im 
vergangenen Jahr in 
Schleswig-Holstein 
Spuren von Gewalt-
taten an ihren Kör-
pern dokumentieren 
lassen. Dreiviertel der 
Betroffenen waren 
Frauen. 

Sie setzen sich für den Schutz von Gewaltopfern ein (v.l.): Stefanie Klückmann (UKSH), Dr. Nadine Wilke-Schalhorst (UKSH), Antonia Fitzek, (UKE), Dr. Sandra Wilmes 
(UKE) , Dr. Daniela Fröb, Ministerin Dr. Sabine Sütterlin-Waack, Dr. Axel Heinemann (UKE) und Prof. Dr. Johanna Preuß-Wössner (UKSH).
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der Regel nur darauf, die weitere Be-
handlung festzulegen.“ Daher geht es 
um den Ist-Zustand, nicht aber um die 
Frage, woher eine Wunde rührt. Doch 
genau das spielt vor Gericht eine Rolle: 

„Da gilt es festzustellen, ob dieses Hä-
matom durch Festhalten entstanden ist, 
also ob sich etwa Druckstellen von Fin-
gern abzeichnen“, sagt sie. 

Um diese gerichtsfeste Dokumenta-
tion im Klinikalltag zu erleichtern, ha-
ben die Rechtsmediziner ein Spuren-
sicherungs-Kit entwickelt: Es enthält 
Probenbehälter für Sperma oder ande-
re DNA, Röhrchen für Abstriche und 
eine kleine Anleitung, die Ärzten in der 
Notaufnahme oder in den jeweiligen 
Stationen helfen, Schritt für Schritt die 
Beweise so festzuhalten, dass sie in ei-
nem Prozess verwendet werden kön-
nen. Für die beteiligten Krankenhäuser 
bedeutet das Verfahren einen Mehrauf-
wand. „ Es geht um bestimmte Hand-
griffe und festgelegte Verfahren, und 
da die Klinikärzte das selten tun, müs-
sen sie sich jedes Mal ein bisschen hin-
eindenken“, sagt Wilke-Schalhorst. Aus 
diesem Grund seien die Krankenhaus-
leitungen manchmal zögerlich, mit den 
Universitätskliniken zu kooperieren. 
Doch die Ärzte, gerade in den gynä-
kologischen Stationen, seien glücklich, 
Gewaltopfern zumindest diese Mög-
lichkeit anbieten zu können.

Alle Proben und Berichte werden 
20 Jahre lang aufbewahrt. Früher oder 
später sei das auch ein Platzproblem, so 
die Rechtsmedizinerin. Allerdings la-
gern die Proben nicht alle gemeinsam, 
sondern in den verschiedenen Laboren. 
Grundlage für das Projekt ist, dass alle 
Proben pseudonymisiert sind. Sie wer-
den nur dann herausgegeben, wenn das 
Opfer eine Entbindung von der Schwei-
gepflicht erteilt. Bisher ist das in rund 
einem Viertel der Fälle passiert.

Das Land stützt das Programm mit 
jährlich rund 400.000 Euro. Auf Nach-
frage sagte Prof. Johanna Preuß-Wöss-
ner (UKSH), dass die Summe im aktu-
ellen Rahmen auskömmlich sei. Wenn 
allerdings daran gedacht werde, das 
Programm auszuweiten und mehr zu 
tun, müsse auch die Geldsumme erhöht 
werden.

Ausgeweitet werden soll das Sys-
tem der Partnerkliniken und -praxen, 
denn auch Niedergelassene können 
mit dem Sicherungs-Kit Verletzungen 
rechtssicher dokumentieren. Das Ziel 
sei, „Ärztinnen und Ärzte externer Kli-
niken und niedergelassene Ärztinnen 
und Ärzte so fortzubilden, konsiliarisch 
zu beraten und zu unterstützen, dass 
sie im Rahmen der Erstversorgung Ver-
dachtsfälle erkennen und forensische 
Maßnahmen einleiten können“, so Ste-
fanie Klückmann, Projektkoordinato-
rin des UKSH. 

Esther Geisslinger

Durch die Zusammenarbeit der berufs-
übergreifenden Bereiche Kinder- und 
Jugendmedizin, Sozialpädagogik, Psy-
chologie und Traumatologie in Itze-
hoe können die einzelnen Gefährdun-
gen aus unterschiedlichen Perspekti-
ven betrachtet und gemeinsam beur-
teilt werden. 

Das Team der Kinderschutzgrup-
pe möchte Kindern, die in der Vergan-
genheit Gewalt oder Vernachlässigkeit 
erfahren mussten, ebenso wie Kindern, 
denen Gefahr droht, Hilfe anbieten und 
sie auffangen. Zudem soll die Sensibi-
lität für das Kindeswohl und die Auf-
merksamkeit und Achtsamkeit für An-
zeichen bei allen Beteiligten auch außer-
halb der Arbeitsgruppe erhöht werden. 

Die verschiedenen Blickwinkel er-
möglichen dem interdisziplinären Team 
ein ganzheitliches Bild der Situation 
und versetzen es in die Lage, die mögli-
chen Hilfen gemeinsam abgewägen zu 
können. 

Wie die Kinderschutzgruppe Kennt-
nis über eine Gefährdung erlangt, ist so 
unterschiedlich wie der Bearbeitungs-
ablauf. Entweder fallen Besonderheiten 
wie Spuren körperlicher Gewalt bei ei-
ner Behandlung auf, Therapiepläne sind 
unvollständig und werden nicht einge-
halten oder Familien und Angehörige 
treten selbst an die Kinderschutzgruppe 
heran. Der Bearbeitungsablauf weicht 
von Fall zu Fall ab, orientert sich jedoch 
stets an den Grundsätzen der Deut-
schen Gesellschaft für Kinderschutz in 
der Medizin. „Jeder Fall ist anders“, be-
tont Nils Ole Wiebe, Oberarzt in der 
Kinderklinik im Klinikum Itzehoe. Er 
ist Vorsitzender der Kinderschutzgrup-
pe in Itzehoe und von der Gesellschaft 
für Kinderschutz in der Medizin zerti-
fiziert.

Bei einem ersten Verdacht ist 
schnelles Handeln erforderlich. Eine 
Zusammenarbeit mit anderen Institu-
tionen wie dem Jugendamt oder Bera-
tungsstellen wie Pro Familia sind unab-
dingbar. „Es profitieren alle davon“, be-
tont Wiebe.       Astrid Schock

K I N D E R S C H U T Z

Kompetente 
Anlaufstelle
Das Klinikum Itzehoe hat eine Kinderschutzgruppe gegründet, die 
gefährdende Situationen für Kinder erkennt und bei Bedarf hilft. 

B
laue Flecken, Angstzustände oder 
lückenhafte Therapiepläne - Kin-
deswohlgefährdung zeigt sich auf 
vielfältige Weise. Häufig sind sich 
die Kinder selber der Gefährdung 
nicht bewusst und auch das Um-
feld ist entweder involviert und 

damit emotional eingebunden oder 
kann die Gefahr selber einfach nicht er-
kennen. 

Doch wie können Vernachlässi-
gung, Gewalt und Missbrauch auch von 
außen erkannt und Maßnahmen dage-
gen ergriffen werden? Das Klinikum It-
zehoe möchte diesen Kindern mit einer 
kompetenten Anlaufstelle helfen und 
hat dafür kürzlich eine von der Deut-
schen Gesellschaft für Kinderschutz 
in der Medizin (DGKiM) akkreditier-
te Kinderschutzgruppe gegründet. In 
Schleswig-Holstein gibt es laut DG-
KiM-Übersicht außerdem am Helios 
Klinikum Schleswig eine solche Grup-
pe. 

„Ziel der Gruppe ist es, gefährdende 
Situationen für Kinder und Unterstüt-
zungsbedarf von Familien schnell und 
zuverlässig zu erkennen und die erfor-
derlichen Hilfen in die Wege zu leiten“, 
erklärte Dr. Georg Hillebrand, Chefarzt 
der Kinderklinik in Itzehoe. 

Eine von der Deutschen Gesell-
schaft für Kinderschutz in der Medizin 
akkreditierte Kinderschutzgruppe be-
steht aus einem ärztlichen Leiter, der in 
den vergangenen zwei Jahren mindes-
tens zehn Kinderschutzfälle geleitet hat 
und Facharzt für Kinderchirurgie, Kin-
der- und Jugendmedizin oder Kinder- 
und Jugendpsychiatrie ist (in Ausnah-
mefällen auch andere Facharztrichtun-
gen möglich). Zudem sind eine ärztli-
che Vertretung und zwei weitere Mit-
glieder zu benennen, die an mindestens 
fünf Kinderschutzfällen in den letzten 
zwei Jahren teilgenommen haben. Die 
zwei weiteren Mitglieder sollten bes-
tenfalls aus dem Bereich der Pflege, der 
Psychologie oder einem anderen fach-
ärztlichen Bereich kommen. Weitere 
Mitglieder sind möglich.

Info
Die DGKiM ist eine 
Subspezialität der 
Kinderheilkunde, die 
sich aus mehreren 
Bereichen der Medi-
zin und darüber hin-
aus zusammensetzt. 
Ihr Ziel ist die wis-
senschaftliche, klini-
sche und praktisch-
ärztliche Arbeit auf 
dem Gebiet der Er-
kennung und Ver-
hinderung von Ge-
walt und Vernach-
lässigung an Kindern 
und Jugendlichen zu 
fördern.
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Veröffentlicht sind nur die Namen der Jubilare, 
die mit der Publikation einverstanden sind.

Dr. Steffen Glück, Oldenburg, 
feiert am 02.04. seinen 80. Geburtstag.

Dr. Sigrid Kreye, Ahrensburg, 
feiert am 05.04. ihren 80. Geburtstag.

Dr. Doris Müller, Nebel/Amrum, 
feiert am 05.04. ihren 70. Geburtstag.

Dr. Ottmar Grulich, Ratzeburg, 
feiert am 06.04. seinen 75. Geburtstag.

Manfred Lübke, Kronshagen, 
feiert am 08.04. seinen 70. Geburtstag.

Dr. Karin Plagemann, Kiel, 
feiert am 11.04. ihren 75. Geburtstag.

Dr. Michael Kinet, Kiel, 
feiert am 11.04. seinen 70. Geburtstag.

Dr. Dr. rer. nat. Ansgar Knobling, Preetz, 
feiert am 11.04. seinen 70. Geburtstag.

Peter Albertsen, Klein Rönnau, 
feiert am 14.04. seinen 80. Geburtstag.

Dr. Matthias von Jagow, Eckernförde, 
feiert am 15.04. seinen 80. Geburtstag.

Dr. Monika Mrachatz, Scharbeutz, 
feiert am 16.04. ihren 80. Geburtstag.

Prof. Gerhard Holland, Kiel, 
feiert am 19.04. seinen 90. Geburtstag.

Dr. Mechthild Klingenburg-Vogel, Kiel, 
feiert am 19.04. ihren 70. Geburtstag.

Dr. Ina-Maria von Nordenflycht, Wentorf, 
feiert am 20.04. ihren 75. Geburtstag.

Dr. Karen Zillessen, Reinbek, 
feiert am 22.04. ihren 75. Geburtstag.

Dr. Joachim Paulsen, Goosefeld, 
feiert am 24.04. seinen 75. Geburtstag.

Dr. Wulf Staemmler, Harrislee, 
feiert am 24.04. seinen 70. Geburtstag.

Dr. Hans-Friedrich Kniehase, Scharbeutz, 
feiert am 25.04. seinen 75. Geburtstag.

Dr. Dipl.-Psych. Ulrich Meyer-Pannwitt, Hamburg, 
feiert am 28.04. seinen 70. Geburtstag.

Dr. Friedrich-Karl von Wedel-Parlow, Hamburg, 
feiert am 28.04. seinen 70. Geburtstag.

Dr. Wolfgang Schwähn, Geesthacht, 
feiert am 29.04. seinen 80. Geburtstag.

Dr. Ralf Beyer, Kröppelshagen-Fahrendorf, 
feiert am 30.04. seinen 80. Geburtstag.

Georg Heigl, Wyk/Föhr, 
feiert am 30.04. seinen 80. Geburtstag.

P
rof. Sven Perner ist seit vergangenem 
Monat neuer Landesvorsitzender 
des Berufsverbandes Deutscher Pa-
thologen in Schleswig-Holstein und 

Nachfolger von Dr. Andreas Turzynski. 
Der 46-jährige Perner ist Direktor des 
Instituts für Pathologie der Lübecker 
Universität und des UKSH am Campus 
Lübeck sowie Leiter der Pathologie am 
Forschungszentrum Borstel. Er kündig-
te die Bündelung von Interessen seines 
Fachgebietes, eine flache Hierarchie und 
eine „transparente Kommunikations-
kultur“ an. Perner wurde 2015 nach Lü-
beck berufen, gilt laut UKSH als Spezi-
alist für Uropathologie, Pathologie der 
Lunge und Atemwege sowie Molekular-
pathologie und ist seit langem fach- und 
berufspolitisch aktiv. (PM/rED)

Pathologen mit neuem Landesvorsitzenden

Dr. René Schwall Dr. Marc Koch

N
ach zehn Jahren stellt die MedBaltic 
ihre Geschäftsführung neu auf: Auf 
Dr. Christian Büll, der den überre-
gionalen Zusammenschluss von or-

thopädischen, unfallchirurgischen, 
neurochirurgischen und plastisch-chi-
rurgischen Ärzten mitgegründet und 
von Beginn an als Geschäftsführer ge-
leitet hatte, folgen ab April Dr. Marc 
Koch und Dr. René Schwall als neue Ge-
schäftsführer.  

Koch ist seit zehn Jahren Mitgesell-
schafter der MedBaltic. Vor seiner Nie-
derlassung war er leitender Oberarzt am 
Lubinus Clinicum und dort Stellvertre-
ter des Chefarztes in der Wirbelsäulen-
chirurgie. Anschließend war er als Kon-
siliararzt tätig. Seit 2015 ist er neben sei-
ner Praxistätigkeit als Wirbelsäulen-
Operateur an der Helios Ostseeklinik 
Damp tätig.

Schwall leitet die MedBaltic-Praxis 
für orthopädische Chirurgie und Un-

fallchirurgie in Altenholz. Der Spezia-
list für Fußchirurgie führt ambulante 
und kurzstationäre Eingriffe im St. Eli-
sabeth Krankenhaus in Kiel durch. Der 
bekannte Segler wurde mehrfach Welt-
meister in der Tornadoklasse und ge-
wann Bronze bei den Olympischen 
Spielen in Sydney. 

In der überörtlichen Berufsaus-
übungsgemeinschaft (ÜBAG) MedBal-
tic sind insgesamt 14 Fachärzte mit un-
terschiedlichen Spezialgebieten verei-
nigt, die in verschiedenen Kliniken in 
Schleswig-Holstein operieren. Die Pra-
xen sind im ganzen Land verteilt, die 
Standorte reichen von Leck bis Kal-
tenkirchen. Nach eigenen Angaben ist 
MedBaltic eine der größten Zusammen-
schlüsse dieser Art in Deutschland. Für 
die ÜBAG sind mehr als 70 Personen 
in Schleswig-Holstein tätig. Ihre Ärz-
te behandeln rund 11.000 Patienten pro 
Quartal. (rED)

MedBaltic ändert Geschäftsführung

Prof. Sven Perner
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P
rof. Wolfgang Müller-Ruchholtz ist im 
Alter von 90 Jahren gestorben. „MR“ 
war ein klinischer Immunologe mit 
einzigartigen Kenntnissen auf dem 

Gebiet der Immunologie und ein be-
deutender Ratgeber“, heißt es in einem 
Nachruf des Gesundheitsministeriums. 
Weggefährten hatten ihm zum 90. Gbe-
urtstag u. a. „Fleiß, Zähigkeit und Lei-
denschaft“ bescheinigt. Auch nach seiner 
Emeritierung als Leiter des Instituts für 
Immunologie an der Kieler Christian-
Albrechts-Universität im Jahr 1995 enga-
gierte sich „MR“ leidenschaftlich für die 
Infektionsprophylaxe durch Schutzimp-
fungen. Er beeinflusste mit seiner außer-
gewöhnlichen fachlichen Expertise die 
Gestaltung der Impfkampagne Schles-
wig-Holstein seit 1998. Dabei beobachte-
te er internationale Entwicklungen und 
neue Erkenntnisse ebenso genau wie 

W I R  G E D E N K E N  D E R  V E R S T O R B E N E N 
Dr. med. dent. Günter Plesse, Bokholt-Hanredder, 

geboren am 07.01.1928, verstarb am 04.11.2018.
Birgit Bach, Grambek, 

geboren am 23.04.1959, verstarb am 27.11.2018.
Dr. Hans-Eckart Kanzenbach, Oldenburg, 

geboren am 08.04.1933, verstarb am 27.11.2018.
Dr. Thomas Wolf, Elmshorn, 

geboren am 08.12.1957, verstarb am 11.12.2018.
Eberhard Hoffmann, Westensee, 

geboren am 10.05.1942, verstarb am 20.12.2018.
Dr. Helmut Scharrel, Moorrege, 

geboren am 25.09.1950, verstarb am 20.12.2018.
Dr. Christoph Drenckhahn, Bad Segeberg, 

geboren am 20.03.1975, verstarb am 27.12.2018.
Dr. Hans-Peter Apel, Gettorf, 

geboren am 09.04.1954, verstarb am 12.01.2019.
Dr. Gisela Hopfeld, Aumühle, 

geboren am 18.06.1925, verstarb am 18.01.2019.
Dr. Dieter Adelt, Delingsdorf, 

geboren am 03.03.1950, verstarb am 27.01.2019.
Dr. Ursula Maass, Aumühle, 

geboren am 04.11.1914, verstarb am 28.01.2019.
Dr. Karl-Heinz Muggenthaler, Hattstedt, 

geboren am 22.01.1964, verstarb am 10.02.2019.
Dr. Karl-Herbert Westphal, Kiel, 

geboren am 18.11.1919, verstarb am 10.02.2019.

„Sein kluger Rat fehlt“
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Nachruf auf Thomas Miklik 

T
homas Miklik ist nach schwerer Er-
krankung im Kreise seiner Familie im 
Kieler Hospiz gestorben. Mich ver-
bindet mit ihm eine lange gemeinsa-

me Studien- und Bundeswehrzeit und 
eine berufliche kollegiale Zusammenar-
beit mit Kontakten u.a. über die KV und 
das Praxisnetz Kiel.

Thomas Miklik wurde 1949 in Bre-
men geboren und kam nach dem Abitur 
(1969) und einer Tätigkeit als Kranken-
pflegehelfer 1970 zum Medizinstudium 
nach Kiel. Nach Vorphysikum 1971 und 
Physikum 1973 bestanden wir 1977 das 
Staatsexamen. 

Die Medizinalassistentenzeit führte 
ihn an das Stadtkrankenhaus in Rends-
burg. 1978 fuhren wir gemeinsam als 
Wehrpflichtige zur Grundausbildung 
nach München zur Sanitätsakademie 
der Bundeswehr. Er diente als Fliegerarzt 
in Kiel-Holtenau und wurde Zeitsoldat 
für vier Jahre. Schon in dieser Zeit hat er 
sich im Notfall- und Rettungsdienst en-
gagiert und viele Einsätze mit dem Ret-
tungshubschrauber geflogen. Nach der 
Bundeswehr folgte eine vierjährige As-
sistentenzeit an der Klinik Preetz auf der 
gynäkologisch-geburtshilflichen Abtei-
lung. Seit 1980 hat Thomas am ärztlichen 
Bereitschaftsdienst teilgenommen und 
oft Praxisvertretungen angenommen. 
1988 stieg er in eine hausärztliche Ge-
meinschaftspraxis in Kiel-Schilksee ein, 
die er in der Folge bis 2017 als Einzelpra-
xis weitergeführt hat. Thomas hat sich 
in all den Jahren für die Notfallversor-
gung interessiert: Seit seiner Tätigkeit in 
Rendsburg hat er an der Luftrettung teil-

genommen, war Fliegerarzt und erlang-
te 1985 die Fachkunde Rettungsdienst. 
Er war seit 1994 auch in der Notfallpra-
xis Kieler Ärzte im Hasseldieksdammer 
Weg tätig und organisierte 1999 den Um-
zug ins Städtische Krankenhaus mit. Au-
ßerdem war er an der Dienstplanung 
für die Bereitschaftsärzte im fahrenden 
Dienst beteiligt. 

Anläßlich der neuen Notdienst-
struktur der KVSH wurde Thomas im 
November 2006 zum Notdienstbeauf-
tragten für den Bereich Kiel gewählt und 
später zum Notdienstbeauftragten für 
ganz Schleswig-Holstein. In den Jahren 
2011 bis 2016 hat er uns als Abgeordneter 
für Kiel in der Abgeordnetenversamm-
lung der KVSH vertreten. Thomas war 
zu jeder Zeit ein gefragter und kompe-
tenter Berater in medizinischen Fragen 
für Journalisten der Presse und des Fern-
sehens. Als Kollege war er immer an-
sprechbar und hat sich in fast allen Gre-
mien aktiv beteiligt und eingesetzt. Er 
war in seiner ruhigen Art immer aus-
gleichend und bedacht und konnte mit 
diesen Eigenschaften Unstimmigkeiten 
klären und somit auch bei vielen Prob-
lemen, die den Bereitschaftsdienst be-
treffen, die Wogen glätten. Sein Rat und 
seine Erfahrung waren immer gefragt. 
Nicht zuletzt war er ein erfahrener und 
beliebter Hausarzt in Schilksee über fast 
30 Jahre und immer für seine Patienten 
da . Mit Thomas Miklik haben wir einen 
großartigen Arzt und Kollegen verloren. 
Wir werden sein Andenken in Ehren 
halten und trauern mit seiner Familie.

                                     MatthiaS Seusing

„Herausragende 
Persönlichkeit der 
Kieler Medizinfa-
kultät: Prof. Wolf-
gang Müller-Ruch-
holtz“ ist kürzlich 
im Alter von 90 Jah-
ren gestorben. 

die praktische Umsetzung von Impfun-
gen zur Verbesserung der Infektionsprä-
vention in der Bevölkerung. Als Zeitzeu-
ge der Eradikation der Pocken und der 
Zurückdrängung der Poliomyelitis wur-
de er nicht müde zu betonen, dass Imp-
fungen eine lebensrettende Maßnah-
me und ein Beitrag zur Vermeidung von 
Leid sind. Er unterstützte die Bewertung 
der WHO, Impfungen als zentrale Maß-
nahme zur Kontrolle von Krankheiten 
und als Grundrecht im Zusammenhang 
mit der Armutsbekämpfung einzustufen.
„MR“ betrachtete das Impfwesen auch 
im Kontext gesellschaftlicher Entwick-
lungen und Strömungen und scheute kri-
tische oder unbequeme Meinungsäuße-
rungen nicht, bei denen er die wesent-
lichen Fakten in den Fokus stellte. Sein 
kluger und gleichzeitig liebenswerter Rat 
fehlt. (PM/rED)
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befugt, zu Beweiszwecken einen Sach-
verständigen zu einem Eingriff anzuwei-
sen, der u. U. eine Gefährdung der Par-
tei bedeuten kann. Ansonsten würde auf 
die Partei unzulässiger Druck ausgeübt, 
den nicht ungefährlichen Eingriff an sich 
vornehmen zu lassen. Vermeiden lässt 
sich aber natürlich nicht, wenn der kla-
gende Patient auf eigene Initiative den 
Eingriff dann doch durchführen lässt 
und den Operateur als sachverständigen 
Zeugen benennt. Überhaupt können Er-
kenntnisse aus nachfolgenden Operatio-
nen im Prozess verwertet werden, wenn 
das Gericht dies wünscht. 

Verweigert der Kläger, sich durch 
den Sachverständigen in zumutbarem 
Maße untersuchen zu lassen, erscheint er 
nicht zum ärztlichen Untersuchungster-
min des Sachverständigen, lehnt er die 
schriftliche Bestätigung der vom Sach-
verständigen durchgeführten Risiko-
aufklärung ab oder widerruft er die Zu-
stimmung zur Verwertung der gutach-
terlichen Feststellungen oder erhobener 
Befunde, bleibt er beweisfällig für sei-
ne damit in Zusammenhang stehenden 
Prozessbehauptungen, ist also mit dem 
Beweismittel des Sachverständigengut-
achtens im Wesentlichen ausgeschlos-
sen; es kann dann nur noch ein zu Las-
ten des Klägers weniger aussagekräfti-
ges Gutachten nach Aktenlage erstat-
tet werden. 

Dem beklagten Arzt ist die Anwe-
senheit bei der körperlichen Untersu-
chung des Klägers nicht gestattet, weil 
ärztliche Untersuchungen in den Privat-/
Intimbereich des Untersuchten eingrei-
fen und grundsätzlich in Abwesenheit 
dritter Personen stattzufinden haben. 
Anderes gilt, wenn der Patient zustimmt.

Im umgekehrten Fall, in dem der Pa-
tient sich nur untersuchen lassen will, 
wenn eine von ihm ausgewählte weite-
re Person teilnimmt (z. B. der Ehegat-
te), soll die Teilnahme einer solchen Ver-
trauensperson grundsätzlich nicht ver-
wehrt werden. Dem Sachverständigen 
steht aber ein Ermessen zu, ob er diese  

S E R I E

Grundlagen zum  
Sachverständigenbeweis 
im Arzthaftungsrecht
Vierter und letzter Teil unserer Serie zum Arzthaftungsrecht von Wolfgang Frahm, 
Vorsitzender Richter am Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgericht in Schleswig. 

Info
Soll der klagende Pa-
tient vom Sachver-
ständigen körper-
lich untersucht wer-
den, ist grundsätzlich 
nichts dagegen einzu-
wenden, wenn er ei-
nen Angehörigen mit-
bringt, die bei der Un-
tersuchung zugegen 
sein soll. Rechtsan-
wälte oder der beklag-
te Arzt sollen aber ge-
nerell nicht teilneh-
men. Ist die Lage un-
klar, empfiehlt es sich, 
dass der Sachverstän-
dige z.B. telefonisch 
bei dem Gericht nach-
fragt 

Körperliche Untersuchung des Klägers
Oftmals ist eine körperliche Untersu-
chung des klagenden Patienten erfor-
derlich und wird vom Gericht abver-
langt. Diese kann auch darin bestehen, 
dass körperliche Eingriffe erfolgen müs-
sen, wie Blutentnahmen oder die Anfer-
tigung von Röntgenbildern (das letzte-
re ist aber grenzwertig wegen § 25 RöV). 
Dabei hat der Patient ihm zumutbare 
Eingriffe zu dulden, nicht aber seine Ge-
sundheit gefährdende. Absichern kann 
sich der Sachverständige dabei, indem er 
der zu untersuchenden Partei zuvor eine 
schriftliche Bestätigung der durch ihn 
erfolgten Risikoaufklärung abverlangt. 
Jedenfalls muss sich eine Partei nicht mit 
der Folge, dass sie ansonsten als beweis-
fällig zu behandeln ist, einer Operation 
unterziehen. Das Gericht ist auch nicht 

Person zulässt, insbesondere wenn sie 
sich einmischt und versucht, Einfluss 
zu nehmen und damit die Begutach-
tung stört.

Aufbau und Inhalt des Gutachtens
Wichtig: Medizinische Fachbegriffe und 
Abkürzungen dürfen selbstverständlich 
verwendet werden, sind aber zu erläu-
tern / zu übersetzen.

Das Gutachten richtet sich inhalt-
lich grundsätzlich nach dem gerichtli-
chen Auftrag, also den vorgegebenen Be-
weisfragen. 
Im Einzelnen:
▶ Das Gutachten beginnt mit der Be-

zeichnung des Sachverständigen und 
dem Rubrum (Name und Anschrift 
der Parteien, gerichtliches Aktenzei-
chen, Datum des Gutachtens).

▶ Regelmäßig hat sich der Sachverstän-
dige dann zunächst auf den ihm zu-
grunde liegenden Beweisbeschluss zu 
beziehen bzw. kann die Beweisfragen 
wiederholen. 

▶ Sodann ist das ausgewertete Materi-
al darzulegen, bestehend u. a. aus dem 
Inhalt der Gerichtsakte, den Behand-
lungsunterlagen, den dortigen Stel-
lungnahmen der Parteien, bereits vor-
liegenden Gutachten, eventuellen Stel-
lungnahmen von vor- oder nachbe-
handelnden Ärzten, eigenen Befun-
den aus der Untersuchung des Klägers 
durch den Sachverständigen und Mit-
teilungen des Patienten bei dem Un-
tersuchungstermin (z. B. zur Kranken-
geschichte). 

▶ Es schließt sich eine Wiedergabe des 
Sachverhalts an, von dem der Sachver-
ständige auch aufgrund seiner eigenen 
Untersuchungen bei der Erstellung 
des Gutachtens ausgegangen ist, bei 
umfangreichem Behandlungsgesche-
hen gern mit einer zusammenfassen-
den zeitlichen Übersicht des Gesche-
hensablaufs.

▶ Nun kommt der Kernbereich des Gut-
achtens, die (im Einzelnen von den 
Beweisfragen abhängige) Beurteilung: 

S E R I E
Unsere Serie zum Arzthaftungsrecht ha-
ben wir in Heft 12/2018 gestartet. Die 
weiteren Beiträge finden Sie unten. Alle 
Beiträge stammen von Wolfgang Frahm, 
Vorsitzender Richter am Oberlandesge-
richt Schleswig. 
1. Grundlagen des Arzthaftungsrechts
1.1. Beweiserleichterungen und Beweislast
1.2. Aufklärungsfehlerhaftung
2. Grundlagen zum Sachverständigen-

beweis im Arzthaftungsrecht
3. Bereits vorliegende Gutachten
4. Gutachtenauftrag
5. Pflichten des Sachverständigen
6. Befangenheit
7. Persönliche Erstellung des Gutach-

tens
8. Körperliche Untersuchung des Klä-

gers
9. Aufbau und Inhalt des Gutach-

tens 
10. Verfahren nach Eingang des Gut-

achtens
11. Die Vergütung des Sachverständigen
12. Die Haftung des gerichtlichen Sach-

verständigen
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die Prüfung auf Behandlungsfeh-
ler nach dem damals geltenden Stan-
dard. Nicht dokumentierte Maßnah-
men, die aber dokumentationspflich-
tig sind, sind zunächst als nicht vor-
genommen zu erachten; jedenfalls ist 
das Gericht im Gutachten darauf hin-
zuweisen, dass eine Dokumentations-
lücke besteht.

▶ Ausführungen zur Eingriffs- und Ri-
sikoaufklärung des Patienten sind nur 
auf gerichtliche Frage vom Sachver-
ständigen zu behandeln. 

▶ Es schließt sich zumeist die Prüfung 
des Ursachenzusammenhangs zwi-
schen fehlerhafter ärztlicher Behand-
lung und dem geklagten Gesundheits-
schaden an. Denn der Primärschaden 
muss auf die festgestellte Fehlbehand-
lung zurückzuführen sein. Das ist der 
Fall, wenn die standardgerechte Be-
handlung den Eintritt des Schadens 
verhindert hätte. 

▶ Hilfreich ist am Schluss des Gutach-
tens eine zusammenfassende Stellung-
nahme. Sind mehrere Beweisfragen 
im gerichtlichen Beweisbeschluss ge-
stellt, sollten sie hier konkret beant-
wortet werden; dabei kann auf die bis-
herigen Ausführungen im Wesentli-
chen Bezug genommen werden. In je-
dem Fall ist spätestens hier eine Be-
fassung mit eventuell vorliegenden 
Vorgutachten gefordert.

▶ Verzeichnis der verwendeten Literatur.
▶ Der Sachverständige hat das Gutach-

ten persönlich zu unterschreiben oder 
als signiertes elektronisches Doku-
ment gemäß § 130a ZPO dem Gericht 
zuzusenden.

Verfahren nach Eingang des Gutachtens
a) Prüfung des Gerichts, Stellungnahme 

der Parteien 
Den Parteien ist auf das Gutachten 

hin die Möglichkeit zur Stellungnahme 
einzuräumen. Davon unabhängig muss 
das Gericht von sich aus prüfen, ob der 
Streitstoff in dem Gutachten vollstän-
dig, widerspruchsfrei und überzeugend 
behandelt ist und ob es im Verhältnis zu 
anderen im Verfahren vorgelegten Gut-
achten (z. B. Privatgutachten) Wider-
sprüche aufweist, die einer weiteren Be-
fassung bedürfen. 

Zeigt sich, dass der Gutachter nicht 
über die hinreichende Sachkunde ver-
fügt oder dass er befangen ist (und kann 
der Sachverständige diese Bedenken 
nicht ausräumen) oder weist das Gutach-
ten grobe Mängel auf, ist ein neuer Sach-
verständiger zu beauftragen. Geht das 
Gutachten nur von unzutreffenden tat-
sächlichen Voraussetzungen aus, reicht 
oft eine ergänzende Stellungnahme des 
bisherigen Sachverständigen.

b) Mündliche Verhandlung:
Besteht aus Sicht des Gerichts oder 

einer der Parteien noch Bedarf für eine 

Ergänzung des bisherigen Gutachtens, 
wird der Sachverständige hierzu beauf-
tragt, sei es in schriftlicher Form oder 
durch Ladung zur mündlichen Verhand-
lung. Einwendungen der Parteien wer-
den dem Gutachter zuvor selbstver-
ständlich zur Kenntnis gegeben, damit er 
sich entsprechend vorbereiten kann.

Tatsächlich bedarf es regelmäßig der 
mündlichen Erläuterung und Ergän-
zung wegen verbliebener Fragen des Ge-
richts oder der Parteien. Insbesondere 
jene Partei, für die das Gutachten nega-
tiv ausfiel, wird sich um eine ergänzen-
de Befragung des Sachverständigen be-
mühen. Diese erweist sich dann zum Teil 
als erfolgreich, etwa weil in der mündli-
chen Verhandlung die Parteianhörung, 
eine eventuelle Zeugenvernehmung oder 
der fachliche Austausch mit einem per-
sönlich erschienenen Privatgutachter die 
Dinge anders erscheinen lassen.

Vor der mündlichen Vernehmung 
des Sachverständigen ist er darauf hin-
zuweisen, dass er sein Gutachten unpar-
teiisch und nach bestem Wissen und Ge-
wissen zu erstatten hat, dass er beeidet 
werden kann und bei Verstoß gegen vor-
genannte Pflichten bestraft werden kann 
(§ 410 ZPO – entgegen dem Wortlaut 
dieser Vorschrift steht die Beeidigung im 
Ermessen des Gerichts). Ist der Sachver-
ständige für Gutachten dieser Art allge-
mein beeidet, kann er sich auf diesen Eid 
berufen.

Der auf medizinische Sachverständi-
ge im Volksmund angewandte Satz „Eine 
Krähe hackt der anderen kein Auge aus“ 
zeigt sich in der gerichtlichen Praxis so 
regelmäßig nicht. Die Erfahrung zeigt 
hier, dass Objektivität vor Standessoli-
darität geht. Dennoch ist in besonderem 
Maße das Gutachten darauf kritisch zu 
sichten, ob nicht z. B. die Behandlungs-
fehlerfrage nur zurückhaltend beantwor-
tet wird. So sah sich der BGH schon ver-
anlasst, darauf hinzuweisen, dass medi-
zinische Sachverständige gelegentlich 
eine kollegenschützende Haltung ein-
nehmen. Jedenfalls wenn es um die straf-
rechtliche Verantwortung des Arztes für 
sein Handeln geht, also um einschnei-
dende und spürbare Folgen für diesen 
Mediziner, sollte diese Erwägung nicht 
von vornherein außer Acht gelassen wer-
den. 

Die Vergütung des Sachverständigen
Die Vergütung des gerichtlichen Sach-
verständigen ist im JVEG (Justizvergü-
tungs- und -entschädigungsgesetz) ge-
regelt; sie stellt eine Leistungsvergütung 
dar. Die Honorarhöhe bemisst sich da-
bei nach § 8 Abs. 2 JVEG und damit nach 
der für die Erstellung erforderlichen Zeit 
(einschließlich erforderlichem Fachlite-
raturstudium, soweit es zur Beantwor-
tung der Beweisfrage notwendig ist). 
Dies bedeutet, dass nicht die individu-
ell tatsächlich aufgewendete Zeit maß-

gebend ist, sondern wie viel Zeit durch-
schnittlich und objektiv für die Gut-
achtenerstellung erforderlich ist. Aller-
dings ist grundsätzlich davon auszuge-
hen, dass die von dem Sachverständigen 
angegebene Zeit auch erforderlich war; 
erst wenn die angegebenen Zeiten aus 
dem Rahmen fallen, wird vonseiten des 
Gerichts geprüft, ob Besonderheiten des 
Falles den Ansatz rechtfertigen. Arbei-
tet ein Sachverständiger also besonders 
langsam, wird er nicht den vollen Zeit-
aufwand erstattet erhalten. Demgegen-
über erhält er bei sehr zügiger Arbeit nur 
die Vergütung für die wirklich aufge-
wendete Zeit. 

Voll vergütet werden nach § 8 Abs. 2 
Satz 1 JVEG auch Reise- und Wartezei-
ten. Die letzte begonnene Stunde wird 
auf eine halbe Stunde gerundet.

§ 9 JVEG legt in Arzthaftungspro-
zessen, in denen es regelmäßig um Gut-
achten mit hohem Schwierigkeitsgrad 
geht, den Honorarsatz in den allermeis-
ten Fällen auf M 3 (100 € je Stunde) fest. 
Die Parteien können sich aber auch mit 
einem höheren Satz einverstanden er-
klären, § 13 Abs. 1 JVEG. Lehnt aber eine 
der Parteien die Zustimmung ab, kann 
der Honorarsatz nur dann erhöht wer-
den, wenn sich zu dem gesetzlich festge-
legten Honorar keine geeignete Person 
als Sachverständiger findet.

Fahrtkosten oder Entschädigung für 
Aufwand (wie z. B. Hotelkosten, Kopier-
aufwand, soweit für das Gutachten erfor-
derlich, nicht aber: die Kosten für die ei-
gene Gutachtenkopie) werden nach §§ 
5 bis 7 JVEG erstattet, ebenso besonde-
re Aufwendungen nach § 12 JVEG (z. B. 
für verbrauchte Stoffe, Fotos, Röntgen-
kopien).

Bei den in § 10 JVEG aufgeführten 
besonderen Leistungen (z. B. bakteriolo-
gische Untersuchungen) bemessen sich 
Honorar und Entschädigung allein nach 
der Anlage 2 zu § 10 Abs. 1 JVEG.

Ein Honoraranspruch steht dem Sach-
verständigen nicht zu 
▶ für die Vorprüfung, ob er zu der Er-

stellung des Gutachtens in der Lage ist 
(es sei denn, die Beantwortung dieser 
Frage würde eine unzumutbare Belas-
tung für ihn bedeuten),

▶ bei der gerichtlichen Anfrage nach 
den voraussichtlichen Gutachtenkos-
ten. 

▶ Ausgeschlossen ist auch eine Vergü-
tung für die Stellungnahme auf einen 
Ablehnungsantrag und im Zwischen-
streit nach §§ 402, 387 ff. ZPO über die 
Frage der Rechtmäßigkeit der Verwei-
gerung des Sachverständigen, denn 
dort ist er Partei. 

▶ Wird gemäß § 411a ZPO ein Gutach-
ten dieses Sachverständigen aus einem 
anderen Verfahren verwendet, so ent-
steht kein weiterer Gebührenanspruch 
des Sachverständigen. Denn er wird 

Info
Wenn der Sachver-
ständige das schrift-
liche Gutachten er-
stellt und dem Ge-
richt übersandt hat, 
wird er häufig noch 
zum mündlichen Ver-
handlung zur Erläu-
terung und Ergän-
zung des Gutachtens 
geladen. Dann kann 
es vorkommen, dass 
sich der Sachverhalt 
z. B. nach Anhörung 
der Parteien, Zeugen-
vernehmung durch 
das Gericht oder fach-
lichem Austausch mit 
einem Privatgutach-
ter nun anders dar-
stellt. 
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nach Stundenaufwand bezahlt, der 
sich nicht erhöht. 

Wichtig: Der Vergütungsanspruch er-
lischt, wenn der Sachverständige nicht 
die Ausschlussfrist des § 2 Abs. 1 JVEG 
beachtet. Er muss binnen drei Monaten 
(mit gerichtlicher Verlängerungsmög-
lichkeit auf näher begründeten Antrag 
des Sachverständigen, § 2 Abs. 1 Satz 4 
JVEG) nach Eingang des Gutachtens, der 
schriftlichen Ergänzung oder nach der 
Vernehmung den Anspruch geltend ma-
chen. Dies hat jeweils gesondert zu ge-
schehen, d. h. der Beginn der Frist für 
die Vergütung nach schriftlichem Gut-
achten wird nicht dadurch hinausge-
schoben, dass das Gutachten noch er-
gänzt werden soll oder der Sachverstän-
dige irrig davon ausgeht. Bei unverschul-
deter Fristversäumung kann innerhalb 
eines Jahres ein Antrag auf Wiederein-
setzung in den vorigen Stand nach § 2 
Abs.2 JVEG beantragt werden.

Einen Vorschuss kann der Sachver-
ständige zur Deckung seiner Auslagen, z. 
B. für erhebliche Fahrtkosten oder wenn 
die zu erwartende Vergütung für bereits 
erbrachte Teilleistungen den Betrag von 
2.000 € übersteigt, geltend machen, § 3 
JVEG, nicht jedoch für seinen Verdienst-

ausfall. Ihm ist nicht gestattet, seine Tä-
tigkeit von der Vorschusszahlung abhän-
gig zu machen.

Der Vergütungsanspruch des Sach-
verständigen besteht unabhängig da-
von, ob das Gutachten objektiv rich-
tig ist und wie die Parteien oder das Ge-
richt das Gutachten bewerten. Verlust 
oder Herabsetzung des Vergütungsan-
spruchs kommen aber in Betracht, wenn 
das Gutachten unverwertbar ist und der 
Sachverständige die Unverwertbarkeit 
verschuldet hat. So liegt Unverwertbar-
keit insbesondere dann vor, 
▶ wenn das Gutachten für die Beant-

wortung der Beweisfragen in keiner 
Weise eine Grundlage bilden kann 
oder 

▶ wenn die Schlussfolgerungen des 
Sachverständigen auch von einem be-
mühten Auftraggeber nicht zu verste-
hen sind, sei es wegen Stil und Sprache 
der Darstellung oder wegen Fehlern in 
wesentlichen Gutachtenteilen. Aller-
dings führen sprachliche Unklarhei-
ten für sich allein, methodische Unsi-
cherheiten oder sonstige ausräumbare 
Mängel nicht zur Unverwertbarkeit;

▶ wenn der Sachverständige im Gutach-
ten lediglich und in nicht nachprüfba-

rer Weise das Ergebnis seiner Unter-
suchungen mitteilt und dann zu einer 
Nachbesserung nicht in der Lage ist, 

▶ wenn er sich der mündlichen Anhö-
rung widersetzt,

▶ wenn das Gutachten bzw. die Leis-
tungen des Sachverständigen nicht 
verwertet werden können, weil er 
dem Gericht die fehlende Sachkunde 
oder einen Ablehnungsgrund nicht 
mitgeteilt hatte,

▶ wenn der Sachverständige aufgrund 
eigenen vorsätzlichen oder grob fahr-
lässigen Verhaltens wegen der Be-
sorgnis einer Befangenheit abgelehnt 
wird.

Verstößt der Sachverständige gegen 
seine Hinweispflicht aus § 407a Abs. 3 
ZPO, indem er nicht anzeigt, dass der 
Kostenvorschuss erheblich, also um 
mehr als 20 % überstiegen wird, kann 
er den 120 % übersteigenden Betrag bei 
der Bemessung seiner Entschädigung 
verlieren (es sei denn der Sachverstän-
dige wäre auch nach erteiltem Hinweis 
uneingeschränkt weiter beauftragt wor-
den, sein Unterlassen des Hinweises 
hätte sich also nicht ausgewirkt).

Demgegenüber bleibt der Anspruch 
für die bereits erbrachten Leistun-
gen bestehen, wenn der Sachverständi-
ge unverschuldet das Gutachten nicht 
(vollständig) erstatten kann, etwa weil 
er erkrankt oder das Gericht den Auf-
trag zurücknimmt.

Rechtsmittel bei zu geringer Fest-
setzung der Vergütung durch das Ge-
richt: 

Der Sachverständige kann, wenn 
der Urkundsbeamte der Geschäfts-
stelle die Abrechnung kürzt, nach § 4 
JVEG die gerichtliche Festsetzung, also 
durch richterlichen Beschluss verlan-
gen und – wenn es um mehr als 200 € 
geht – bei weiterhin zu geringer Vergü-
tungsfestsetzung Beschwerde einlegen. 
Darüber entscheidet dann das nächst 
höhere Gericht; Gerichtsgebühren fal-
len zulasten des Sachverständigen da-
bei nicht an. 

Gegen die gerichtliche Festsetzung 
bei dem OLG gibt es allerdings kei-
ne Beschwerdemöglichkeit. Dennoch 
kann man „Gegenvorstellung“ erheben 
oder bei Verletzung rechtlichen Gehörs 
nach § 4a JVEG binnen zwei Wochen 
die Anhörungsrüge, dann überprüft 
der Richter noch einmal seinen Festset-
zungsbeschluss.

Nach § 4 Nr. 14a UStG ist die gut-
achterliche Tätigkeit grundsätzlich um-
satzsteuerpflichtig, weil sie keine Heil-
behandlung darstellt. Bei umsatzsteu-
erpflichtigen Beträgen bis 17.500 € pro 
Jahr (jedoch: einschließlich aller wei-
teren umsatzsteuerpflichtigen Umsät-
ze, z. B. aus Laborleistungen, Prophyla-
xeshop, Vermietung/Verpachtung von 
Praxisräumen) greift aber die Kleinun-
ternehmerregelung des § 19 UStG. 
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Die Haftung des gerichtlichen 
Sachverständigen
Ein Schadensersatzanspruch des Be-
troffenen gegen den Sachverständigen 
kommt in den folgenden Fällen in Be-
tracht:
▶ wenn der Sachverständige den Kläger 

bei der körperlichen Untersuchung 
fahrlässig oder vorsätzlich ungerecht-
fertigt verletzt (§ 823 BGB), 

▶ wenn der Gutachter seiner Verschwie-
genheitspflicht zuwider handelt (§ 823 
Abs. 2 BGB i.V.m. § 203 Abs. 1 Nr. 1 
StGB)

▶ wenn er im Zusammenhang mit ei-
nem unrichtigen Gutachten beeidigt 
worden ist, wenn er sich auf einen frü-
her geleisteten Eid bezogen hat oder 
vorsätzlich ein unrichtiges Gutachten 
erstattet hat (§ 823 Abs. 2 BGB i.V.m. 
§§ 153, 154, 161 StGB)

▶ und insbesondere aus § 839a BGB, 
wenn er vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig ein unrichtiges, also von der ob-
jektiven Sachlage abweichendes Gut-
achten erstattet. Hier müssen aber für 
die Haftung die folgenden Vorausset-
zungen erfüllt sein: Es liegt ein un-
richtiges Gutachten, Vorsatz oder gro-
be Fahrlässigkeit vor (letzteres setzt in 
objektiver Hinsicht voraus, dass die 
erforderliche Sorgfalt in besonders 
schwerem Maße verletzt worden ist, 
also ganz naheliegende Überlegun-
gen nicht angestellt worden sind und 
das außer Acht gelassen wurde, was 
im vorliegenden Fall jedem hätte ein-
leuchten müssen; außerdem müssen 
noch subjektive Momente hinzukom-
men, die eine gesteigerte Vorwerf-
barkeit begründen). Die gerichtliche 
Entscheidung muss auf dem inhalt-
lich unrichtigen Gutachten im Sinne 
einer (Mit-)Ursächlichkeit beruhen. 
Die Haftung ist aber ausgeschlossen, 
wenn von der den Schadensersatz be-
gehrenden Partei schuldhaft Einwen-
dungen gegen das Gutachten oder ein 
Rechtsmittel unterlassen werden, wel-
che dazu geführt hätten, dass dann das 
Gutachten voraussichtlich nicht ver-
wendet worden wäre (§ 839a Abs. 2 
BGB i.V.m. § 839 Abs. 3 BGB).

Anders ist es beim Privatgutachter: Er 
haftet grundsätzlich nur gegenüber sei-
nem Auftraggeber. Allerdings: leichte 
Fahrlässigkeit reicht hier für den Scha-
densersatzanspruch (§ 634 Nr. 4 BGB 
i.V.m. §§ 281 Abs. 1, 2, 280 Abs. 1, 3 BGB 
bzw. nach §§ 323 Abs. 1, 2, 326 Abs. 5 
BGB) aus.

Beachte: Es droht bei erheblich feh-
lerhaftem Gutachten eine berufsgericht-
liche Verfolgung (Beispiel: Der Gutach-
ter erhebt nur unzureichend medizini-
sche Fakten, unterlässt es, die zur Verfü-
gung gestellten Unterlagen sorgfältig zu 
analysieren und bewertet labormedizi-
nisch dokumentierte Ergebnisse falsch).

wechselnde Salbenverbände). Die Haut-
verletzung heilte mit der Ausbildung von 
Narbengewebe. 

Beanstandung der ärztlichen  
Maßnahmen
Die Eltern des Kindes gehen von einem 
fehlerhaften Anlegen beziehungsweise 
einer fehlerhaften Füllung der Blutsper-
ren-Manschette am Tag der Operation 
aus. Sie dokumentierten den Verlauf der 
Hautveränderungen mit selbst angefer-
tigten Fotografien. Sie beklagen außer-
dem die Narbenbildungen, die mögli-
cherweise weitere Operationen zur Folge 
haben könnten.

Stellungnahme der Klinik für Unfall-, 
Orthopädische und Handchirurgie

Zu dem Vorwurf fehlerhaften Han-
delns wird seitens des in Anspruch ge-
nommenen Krankenhauses argumen-
tiert, dass die Operation der dislozier-
ten Fraktur indiziert gewesen sei. Die 
Manschette für die Blutsperre sei kor-
rekt mit einem Druck von 200 mmHg 
gefüllt und vorab fachgerecht gepolstert 
worden (Watteumwicklung, Krepp-Pa-
pier, wasserdichtes Tape). Die Hautschä-
digung sei als „schicksalhaft entstanden“ 
zu betrachten.

Bewertung der Haftungsfrage
Der 6-jährige Junge hatte sich eine dis-
lozierte distale Unterarmfraktur zugezo-
gen. Die Indikation zur operativen The-
rapie der Fraktur ist nicht in Zweifel zu 
ziehen. Der Eingriff wurde noch am Un-
falltag vorgenommen. Reposition und 
die osteosynthetische Versorgung der 
Verletzung erfolgten zeit- und fachge-
recht. Die Fraktur heilte folgenlos aus.

Für die Operation war dem kinder-
traumatologischen Standard entspre-

D E R  S C H L I C H T U N G S F A L L

Die Hautschäden 
hätten verhindert 
werden müssen
Von Fall zu Fall: Aus der Praxis der Schlichtungsstelle für 
Arzthaftpflichtfragen der norddeutschen Ärztekammern 

Kasuistik
Es war die Behandlung eines 6-jährigen 
Jungen zu prüfen, der sich eine dislozier-
te distale Unterarmfraktur rechts zuge-
zogen hatte. 

Nach der stationären Aufnahme des 
Jungen hatte man nach röntgenologi-
scher Sicherung der Diagnose die Indi-
kation zur operativen Therapie der Frak-
tur gestellt. Die Operation wurde noch 
am Unfalltag vorgenommen – Repositi-
on der dislozierten Fraktur und Retenti-
on mit Platte und Draht. 

Für die Operation war eine pneuma-
tische Blutsperre am Oberarm des Pati-
enten angelegt worden. Seitens der Kli-
nik wurde im Schlichtungsverfahren 
angegeben, dass die Oberarmblutsper-
re mit einem Druck von 200 mmHg ge-
füllt worden sei. Die Anlage der Man-
schette sei korrekt erfolgt: mit einer Wat-
teumwicklung innen und mit einer dem 
Umfang des Oberarmes entsprechenden 
Manschette. Danach sei die Sperre mit 
Krepp-Papier und wasserdichtem Tape 
umwickelt worden. Es fand sich dazu 
keine zeitnahe Dokumentation in der 
Krankenakte.

Postoperativ hatte man im Bereich 
der Haut, die mit der Manschette in Be-
rührung gekommen war, Hautverän-
derungen in Form von Rötungen und 
faltenartigen Blasenbildungen gefun-
den. Diese wurden als „semizirkulärer 
Quetschschaden“ bezeichnet und doku-
mentiert.

Die Metalle waren nach drei Mona-
ten entfernt worden. Die Hautverände-
rungen im Bereich der Blutsperre hat-
ten jedoch zu Epitheldefekten in dem 
Bereich geführt, auf dem die Manschet-
te angelegt worden war. Die Hautverlet-
zung musste 4,5 Monate lang ärztlich be-
handelt werden (unter anderem Wund-
säuberungen, Nekroseabtragungen, 

Info
Die norddeutsche 
Schlichtungsstelle ist 
zuständig für Ber-
lin, Bremen, Bran-
denburg, Hamburg, 
Mecklenburg-Vor-
pommern, Nieder-
sachsen, Saarland, 
Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein 
und Thüringen. 
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chend eine pneumatische Blutsperre an-
gelegt worden. Voraussetzung für die 
fachgerechte Verwendung einer pneu-
matischen Blutsperre ist die korrek-
te Anlage derselben: Dazu zählen eine 
Polsterung, die glatte Manschettenlage 
ohne Faltenbildung, eine dem Armum-
fang adaptierte Wahl der Manschetten-
länge, eine der Oberarmlänge entspre-
chende Manschettenbreite sowie die äu-
ßere Abdichtung zur Vermeidung von 
Hautschädigungen durch Desinfekti-
onsmittel und ferner ein patientenadap-
tierter Manschettendruck. Für Kinder 
im Alter von 6 Jahren gilt ein maximaler 
Manschettendruck von 150 mmHg als 
Standard, 200 mmHg als obere Gren-
ze, wobei der Standard individuell zu 
bestimmen ist und die wissenschaftli-
che Literatur nicht einheitlich ist. Zu be-
achten ist auch die Dauer der Anlage der 
Manschette, die maximal 1,5 bis 2 Stun-
den betragen soll. 

Im konkreten Fall ist ein kausaler Zusam-
menhang zwischen der Anlage der pneu-
matischen Blutsperre für die Operation 
der Unterarmfraktur und den nachfol-
gend langzeitig zu behandelnden Haut-
schädigungen im Bereich der Oberarm-
Manschette unstrittig. Es stellt sich nun 
die Frage, ob es zu der Schädigung auf-
grund eines Behandlungsfehlers gekom-
men ist.

Es liegt ein Fall des sogenannten voll 
beherrschbaren Risikos vor. Die Schädi-
gung erfolgte in einem Bereich, dessen 
Gefahren medizinisch voll beherrscht 
werden können und müssen. Die stan-
dardgerechte Ausführung der oben dar-
gestellten Maßnahmen gewährleistet dies. 
Auch war es für den Patienten intraope-
rativ nicht möglich, sich gegen die Ge-
fahren der Manschette selbst zu schützen. 
Der Schaden entstand nicht in der „Risi-
kosphäre“ des Patienten, sondern in der 
des Arztes. Daher besteht eine Fehlerver-

mutung zu Lasten der Arztseite. Um sich 
von dieser Fehlervermutung zu entlasten, 
hätte von der Arztseite bewiesen werden 
müssen, dass der Schaden trotz standard-
gerechter Anlage aufgetreten ist. Dieser 
Beweis wurde nicht erbracht.

Fazit 
Es kam zu Hautschäden am Oberarm im 
Manschettenbereich, die über einen Zeit-
raum von 4,5 Monaten behandelt werden 
mussten. Für den Jungen waren sie mit 
Schmerzen und Einschränkungen ver-
bunden. Es könnten eventuell noch ope-
rative Korrekturen im Bereich der Nar-
ben im Manschettenbereich am Oberarm 
des Jungen erforderlich sein.

Prof. Otto-Andreas Festge
Christine Wohlers

Prof. Walter Schaffartzik 
Schlichtungsstelle für Arzthaft-

pflichtfragen der norddeutschen 
Ärztekammern

Info
Seit Gründung 1976 
haben mehr als 
100.000 Patienten die 
Dienste der Schlich-
tungsstelle in An-
spruch genommen. 
Die Schlichtungsstelle 
bietet Patienten, Ärz-
ten und Haftpflicht-
versicherern eine 
Plattform für die au-
ßergerichtliche Klä-
rung von Arzthaf-
tungsstreitigkeiten. 
Ziel ist, allen Betei-
ligten eine objekti-
ve, kompetente Streit-
beilegung zu ermög-
lichen.

M O N A T S S T A T I S T I K 

Medizinische Auswertung der 
begründeten Ansprüche
Schlichtungsstelle für Arzthaftpflichtfragen der norddeutschen Ärztekammern Monate 12/2018 und 1/2019 

Anlass der ärztlichen Tätigkeit ärztl. Maßnahmen Fehler Schaden

Allgemeinchirurgie

Bursitis olecrani Bursektomie, Wundversorgung,
Punktion Hämatom

Keine Hämatomausräumung Behandlungsverzögerung 
drei Tage mit einhergehenden 
Beschwerden

Herzchirurgie

Mitralklappeninsuffizienz Mitralklappenoperation, CT, 
Reanimation, Re-Thorakotomie, 
Ballonpumpe, Hypothermie, 
Labordiagnotik, neurologisches 
Konsil, Revisionsoperation

Keine Echokardiographie Behandlungsverzögerung vier 
Stunden, Reanimation, Aspiration, 
Aspirationspneumonie, verzögerte 
Aufwachreaktion, Tracheotomie, 
enneuter stationärer Aufenthalt

Neurochirurgie

Spondylodiszitis, Z. n. 
Bandscheibenoperationen

CRP, CT, MRT, Dekompression keine adäquate Schrauben-
positionierung, keine zeitnahe 
Indikationsstellung zur 
Revisionsoperation

Schraubenfehllage, 
Revisionsoperation, 
Fußheberparese

Unfallchirurgie

Strecksehnenverletzung Daumen körperliche Untersuchung, 
Wundversorgung in 
Lokalanästhesie

Keine Inspektion der Wunde in 
Narkose, keine Überweisung zur 
Handchirurgie

Behandlungsverzögerung um 
einen Monat, Sekundäroperation, 
Ruptur, Revisionsoperation, 
Bewegungsdefizit

Kreuzbandriss Kreuzbandersatzplastik Fehlplatzierung des Bohrkanals Herausragen des Stiftes, 
Bewegungsdefizit, Schmerzen, 
Rezidivinstabilität, zwei 
Revisionsoperationen
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gesichts dieser Aufgaben verschiebt sich 
der Kinderwunsch, – den laut Umfragen 
über 90 % der Frauen zwischen 18 und 
30 Jahren haben – auf später: „Es gibt ein 
diffuses Vertrauen in die Reproduktions-
medizin und mangelndes Wissen über 
die Zusammenhänge zwischen Lebens-
alter und Fruchtbarkeit.“ So sind bereits 
mehr als die Hälfte der Erstgebärenden 
über 30 Jahre alt. Viele Frauen bekom-
men zwischen ihrem 30. und 40. Lebens-
jahr in rascher Folge mehrere Kinder. 
Und auch Schwangerschaften mit deut-
lich über 40 Jahren nehmen zu. Gleich-
zeitig tragen immer mehr Frauen zu viel 
Gewicht mit sich herum – und das belas-
tet auch die Ungeborenen, warnte Röbl-
Mathieu: „Adipositas hat das Rauchen 
abgelöst, was die Risiken angeht.“ So 
sterben pro Jahr 264 Kinder in Deutsch-
land bei oder kurz nach der Geburt, weil 
ihre Mütter einen zu hohen Body-Mass-
Index haben. Röbl-Mathieu, die auch 
dem Netzwerk „Gesund ins Leben“ an-
gehört, riet dazu, den Schwangeren drin-
gend nahezulegen, auf ihr Gewicht und 

G Y N Ä K O L O G I E

Kinder gerne 
etwas später
Gynäkologentag in Rendsburg: Von neuen Methoden, zunehmenden 
Herausforderungen und dem diffusen Vertrauen in die Medizin. 

E
s tut sich einiges im Bereich Gynä-
kologie: Neue, individuell auf die 
Patientinnen zugeschnittene Ver-
fahren verändern die Behandlung 
von Brust- und Eierstockkrebs, sor-
gen aber auch dafür, dass sich die 
Behandlung von Nebenwirkun-

gen aus den Kliniken in die Praxen ver-
schiebt. EU-Regeln und die Digitali-
sierung verändern die Arbeit. Beim 22. 
Schleswig-Holsteinischen Gynäkolo-
gentag des Berufsverbandes der Frau-
enärzte (BVF) in Rendsburg erhielten 
die rund 170 Anwesenden ein fachliches 
und berufsverbandliches Update.

Ab 2020 erhalten Frauen alle fünf 
Jahre eine schriftliche Einladung zur or-
ganisierten Krebsfrüherkennung, aber 
das Recht auf eine jährliche frauen-
ärztliche Untersuchung ab dem 20. Le-
bensjahr bleibe erhalten, betonte Do-
ris Scharrel, Landes- und stellvertreten-
de Bundesvorsitzende des BVF, bei ih-
rem einführenden Referat: „Das müssen 
Sie den Frauen deutlich kommunizie-
ren.“ In Schleswig-Holstein verwandelt 
sich das bewährte QuaMaDi-Programm 
in eQuaMaDi. Gemeint ist, dass die ge-
samte Dokumentation und der Versand 
der Röntgenaufnahmen für die „Qua-
lität in der Mamma-Diagnostik“ dem-
nächst elektronisch erfolgen. Aber um 
dafür fit zu sein, brauchen die Praxen 
eine entsprechende technische Ausstat-
tung. Noch ist die nicht überall vorhan-
den, ergab eine Umfrage im Saal. „Das 
wird Zeit“, mahnte Scharrel. 

Auch der Mutterpass soll den 
Sprung ins 21. Jahrhundert schaffen und 
digital werden. M@dita heißt das ent-
sprechende Projekt unter der Leitung 
von AOK und Techniker Krankenkas-
se, das aus dem Innovationsfonds geför-
dert wird. Ziel soll sein, den ganzen Ver-
lauf der Schwangerschaft mit allen Un-
tersuchungen über die Schnittstellen 
Frauenärzte, Kliniken und Hebammen 
hinweg über eine gemeinsame elektro-
nische Akte zu managen. Zurzeit gibt es 
unterschiedliche Dokumentationssyste-
me, Daten müssen häufig per Hand ein-
getragen werden. Scharrel warb auch im 
eigenen Verband für mehr Digitalisie-
rung. Mit dem datensicheren Newslet-
ter bvf@ktuell lassen sich Informatio-
nen per Mail übersenden. „Bvf@ktuell 
hat den alten Brief hinsichtlich Kosten 
und Aktualität längst abgelöst. Ich wür-
de Geld lieber für Fortbildungen als für 
Porto ausgeben.“ 

Wie stark die Arbeit in den frauen-
ärztlichen Praxen von gesellschaftlichen 
Themen und Trends geprägt ist, zeigte 
Dr. Marianne Röbl-Mathieu aus Mün-
chen in ihrem Referat zur individuel-
len Gesundheitsberatung: „Junge Frau-
en müssen sich um ihre Ausbildung und 
ihren Beruf kümmern, einen Partner 
finden, den Umgang mit Sexualität ler-
nen, ihren Lebensstil herausbilden.“ An-

einen gesunden Lebenswandel zu ach-
ten: „Bereits einige Kilo weniger machen 
einen Unterschied.“ Auch für das weite-
re Leben des Kindes. Denn bereits beim 
Ungeborenen entwickelt sich die Anlage 
zu Übergewicht. Die Kinder haben da-
mit ein erhöhtes Risiko, an Diabetes oder 
Herzproblemen zu leiden. 

Das Thema Übergewicht spielt auch 
bei der Geburtseinleitung eine Rolle, 
über die Dr. Holger Maul, Leiter der As-
klepios-Frauenkliniken Barmbek, be-
richtete. 20 bis 25 % aller Geburten wür-
den eingeleitet, in den allermeisten Fäl-
len aus klar medizinischen Gründen: 

„Lifestyle-Einleitungen, weil die Mut-
ter schnell wieder shoppen gehen will, 
kommen eher nicht vor.“ Gerade bei 
Schwangeren über 45 Jahre sollte „scharf 
in Richtung Einleitung beraten wer-
den“, wenn der errechnete Geburtster-
min überschritten sei, sagte Maul: „Das 
Risiko von Todesfällen steigt deutlich.“ 
Wichtig sei auch abzuklären, ob es bei ei-
ner früheren Schwangerschaft einen Kai-
serschnitt gegeben hat; viele der gän-

90 %
der Frauen zwischen 
18 und 30 Jahren 
wünschen sich Kin-
der. Allerdings ver-
schieben viele von ih-
nen diesen Wunsch 
angesichts vieler He-
rausforderungen auf 
später: Mehr als die 
Hälfte der Erstgebä-
renden in Deutsch-
land ist älter als 30 
Jahre. 

Doris Scharrel, Vorsitzende des Landesverbandes der Frauenärzte in Schleswig-Holstein, rief in Rendsburg dazu auf, die 
technischen Voraussetzungen für die Teilnahme an eQuaMaDi zu schaffen. 
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B V F  I N  K Ü R Z E
Berufsverband der Frauenärzte, Lan-
desverband Schleswig-Holstein:
▶  Die Mitgliederzahl in Schleswig-Hol-

stein hat erstmals die Grenze von 500 
überschritten.

▶ Rund 60 % sind Niedergelassene, 40 % 
arbeiten im klinischen Bereich.

▶ Ob die Gynäkologentage in Zukunft 
weiter so aussehen wie in den ver-
gangenen 22 Jahren, wird zurzeit ge-
prüft. Denkbar sind neben den reinen 
Vortragsveranstaltungen auch Work-
shops.

▶ Im kommenden Jahr sind Neuwahlen 
für den Vorstand; neue Aktive sind 
ausgerufen, sich für die Ehrenämter 
zu bewerben.

gigen Einleitungsmethoden sind dann 
nicht mehr zugelassen. „Aber irgend-
wie muss man ja einleiten“, sagte Maul. 
Wichtig sei in diesen Fällen, gründlich 
aufzuklären und jeden Schritt genau zu 
dokumentieren. Denn wenn es eine Sec-
tio in der Vorgeschichte gegeben hat, be-
steht die Gefahr von Komplikationen. 
Einen entsprechenden Fall schilderte 
Maul aus seiner eigenen Erfahrung: Eine 
Frau hatte ihr erstes Kind per Kaiser-
schnitt, das zweite normal geboren. Bei 
der dritten Schwangerschaft sollte die 
Geburt eingeleitet werden. Es fehlte der 
Hinweis auf die Sectio. Es kam zu Kom-
plikationen, das Kind starb. „Ein hoch-
gradig bitterer Fall“, sagte Maul.

Dr. André Hohn, Leiter der Städti-
schen Frauenklinik Kiel, verriet ein Chi-
rurgengeheimnis: „Es macht einfach 
Spaß, alles reinzuputzen.“ Aber nicht 
zum Vergnügen der beteiligten Ärz-
te, sondern aus fachlichen Gründen war 
es bis vor Kurzem Standard bei großen 
Krebsoperationen, im Zweifelsfall eher 
mehr als weniger zu entnehmen. So wur-
den und werden bei den gynäkologi-
schen Krebsarten in Brust, Gebärmutter 
und Eierstocken auch zahlreiche Lymph-
knoten entfernt. Doch dieser Standard 
ändert sich gerade: „Weniger ist mehr“, 
lautete die Überschrift des Referats von 
Prof. Achim Rody, Leiter der Klinik für 
Frauenheilkunde und Geburtshilfe des 
UKSH in Lübeck. Studien zeigen, dass es 
selbst dann, wenn die Lymphknoten von 
Metastasen befallen sind, weder für das 
Überleben noch für die Rezidiv-Wahr-
scheinlichkeit einen Unterschied macht, 
ob sie entnommen werden oder nicht. 
Darüber hinaus gibt es Studienergebnis-
se, die sogar einen Teil der Operationen 
insgesamt infrage stellen. So gab es keine 
Unterschiede an Überlebenszahlen und 
Rezidiv-Häufigkeiten zwischen Patien-
tinnengruppen, die teils operiert, teils 
nur bestrahlt wurden. „Wir können in 
der operativen Radikalität deutlich zu-
rückrudern“, so Rody. 

Dabei sind schon heute die Ergebnis-
se bei der Behandlung des Mammakar-
zinoms gut. So sank in den vergangenen 
Jahren die Mortalität deutlich. „Wenn es 
so gut läuft, warum befassen wir uns mit 
Änderungen?“, fragte Rody – eine rheto-
rische Frage, die sich leicht beantworten 
lässt: „Weil Behandlungen Nachwirkun-
gen haben.“ 

Das betrifft auch die Chemothera-
pien. Auch hier sei weniger manchmal 
mehr, so Rody. Aber würden Patientin-
nen selbst befragt, entschieden sie sich 
in den allermeisten Fällen für die Che-
mo, selbst wenn die Therapie die Chan-
ce auf Heilung oder Überleben nur mini-
mal erhöhen würde. Einerseits gut, dass 
die Furcht vor der Chemo gesunken ist, 
andererseits eine Belastung, ohne dass 
eine echte Verbesserung dagegen steht. 

„Wir reichen den Schwarzen Peter an die 

Patientin weiter“, sagte der Institutslei-
ter. „Wir müssen das kritisch betrachten.“ 
Auch hier gilt, dass es keine Regel für alle 
gibt: „Es gilt die Risikoeinschätzung: Hat 
eine Patientin ein erhöhtes Risiko, dass 
der Krebs wiederkommt? Wenn nicht, 
sollte die Chemo nicht gegeben werden.“ 

Als Ersatz dienen Medikamente, die 
als Tabletten geschluckt werden; damit 
kommen die Niedergelassenen stärker 
ins Spiel: „Die Frauen werden mit den 
Nebenwirkungen in die Praxen kom-
men“, sagte Rody. 

Beim Ovarialkarzinom bleibt die 
Operation der Goldstandard: „Im OP 
entscheidet sich die Prognose“, sagte 
Hohn, dessen Abteilung im Städtischen 
Krankenhaus Kiel ein Zentrum für die 
Behandlung dieser Krebserkrankung ist. 
Aber auch hier gibt es neue Medikamen-
te, die beim Rezidiv zum Einsatz kom-
men. Vor allem helfen die Medikamente 
Frauen mit dem BRCA-Gendefekt, aber 
auch andere könnten profitieren. Die 
fallenden Kosten bei der Gendiagnos-
tik machen es möglich, viele Patientin-
nen zum Test zu schicken. Skeptisch war 
Hohn bei der Hipec-Methode. Dabei 
wird eine Chemotherapie direkt in den 
Bauchraum eingeleitet. Die hoch dosier-
te Flüssigkeit ist körperwarm, die Proze-
dur findet noch im Operationssaal statt. 
Ergebnisse internationaler Studien zei-
gen gute Erfolge, aber in Deutschland 

„schaffen wir es meistens, allein durch 
die Operation den Bauchraum tumor-
frei zu machen“, sagte Hohn.

Für einen fachlichen Seitenblick 
sorgte der Vortrag von Prof. Chris-
toph Seif vom Urologiezentrum Kiel. 
Er sprach über Dranginkontinenz und 
riet eindringlich, die Patientinnen nach 
dem Thema zu befragen. Denn die hy-
peraktive Blase „nimmt den Menschen 
ihr Leben“. Viele Betroffene trauten sich 
kaum mehr ins Kino oder Theater, wür-
den Einladungen ablehnen und selbst 
keine Gäste ins Haus bitten, aus Scham 
über feuchte Hosen oder aus Angst, sie 
könnten nach Urin riechen. „Patienten 
leiden extrem, aber sie leiden still“, sag-
te Seif. „Wenn man ihnen hilft, sind sie 
hochgradig dankbar.“ 

Um helfen zu können, muss die Dia-
gnose korrekt gestellt sein. Dafür sei ein 

Protokoll der Toilettengänge und Trink-
mengen hilfreich, riet Seif. „Da lässt sich 
als erstes ausschließen, ob jemand ein-
fach nur zu viel trinkt. Je nachdem, wie 
schlampig oder ordentlich das Protokoll 
erstellt wird, sehen Sie auch, wie groß 
das Interesse an der Behandlung ist.“ 
Harnwegs- oder Blaseninfekte müssten 
als erstes ausgeschlossen werden, auch 
winzige Blasensteine könnten das Organ 
reizen und zum Harndrang führen. Wei-
tere Auslöser der Störung könnten Tu-
more, Operationen im Bauchraum oder 
radiologische Behandlungen sein: „Eine 
Bestrahlung kann zur Überfunktion 
führen, auch wenn eigentlich ein ande-
res Organ betroffen war.“ 

Nicht vergessen werden dürfe auch 
der seelische Zustand der Betroffenen: 

„Die Blase ist nun mal ein psychosoma-
tisches Organ, wobei es falsch wäre, die 
Patienten gleich in eine Ecke zu stel-
len.“ Manchmal ist die Blase gar nicht 
überaktiv, sondern kann sich im Ge-
genteil nicht mehr richtig leeren, weil 
durch eine Quetschung oder Verkrüm-
mung der Harnröhre der Urin nicht 
passieren kann. Da ständig „Quetsch-
harn“ in der Blase schwappt, ist das Or-
gan schnell wieder gefüllt. „Wenn wir 
mit einem Medikament die Blase dämp-
fen, kann das leicht zum Harnverhalt 
führen“, warnte Seif. 

Denn eine Teillähmung des Organs, 
entweder per Medikament oder mit ei-
ner Botox-Injektion, ist die klassische 
Behandlungsmethode gegen die Hyper-
aktivität. Die Spritze in die Blasenwand 
wirkt allerdings nicht dauerhaft, und die 
Tabletten sorgen für Nebenwirkungen. 
Daher gibt es zunehmend auch eine ge-
genteilige, aber ebenso wirksame Be-
handlung: Statt Lähmung eine Aktivie-
rung der Schließmuskeln, die für eine 
bessere Anspannung der Blase sorgen 
und damit die peinliche Inkontinenz 
verhindern. 

Esther Geisslinger

264
Kinder in Deutsch-
land sterben pro Jahr 
während oder kurz 
nach der Geburt, weil 
ihre Mütter einen zu 
hohen BMI hatten. 
Dr. Marianne Röbl-
Mathieu aus Mün-
chen wirbt deshalb 
dafür, dass werden-
de Mütter auf ihr Ge-
wicht achten. 

„ Adipositas hat das 
Rauchen abgelöst, was 
Risiken angeht. Wenige 
Kilo weniger machen 
einen Unterschied. “ 
 

Dr. Marianne Röbl-Mathieu
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Wenn Experten zu 
Schülern werden
Jeder lernt von jedem − auch Chefärzte drückten bei einer Fort-
bildung im Segeberger Herzzentrum wieder die Schulbank. 

D
as dröhnende Geräusch eines 
Bohrers ist im Schaltraum des Se-
geberger Herz- und Gefäßzen-
trums nicht zu überhören. Wüss-
te man nicht, dass es sich hier um 
medizinische Eingriffe handelt, 
man würde sich akustisch auf ei-

ner Baustelle wähnen. 
Doch die Bohrgeräusche kommen 

aus einem der insgesamt fünf Segeberger 
Herzkatheterlabore, verursacht durch 
einen 1-2 Millimeter großen mit Dia-
mantstaub besetzten Bohrkopf, der sich 
mit bis zu 200.000 Umdrehungen pro 
Minute durch das Gefäß fräst. Am Be-
handlungstisch stehen neben einem 
Oberarzt aus der Klinik für Kardiologie 
der Segeberger Kliniken fünf Fachärzte 
aus verschiedenen deutschen Kliniken, 
darunter Ober- und Chefärzte. Sie alle 
wollen ein bestimmtes Verfahren zur 
Beseitigung von chronischen Engstellen 
der Herzkranzgefäße erlernen: die Ro-
tablation. „Wir bieten diese Fortbildung 
zwei mal im Jahr erfahrenen Kollegen 
an, um sie in dieser Prozedur zu trainie-
ren und ihnen spezielle Techniken zu 
vermitteln, damit die Absolventen die-
se Therapie dann in den Behandlungs-
katalog ihrer Heimatklinik aufnehmen 
können“, beschreibt Chefarzt Prof. Gert 
Richardt die Zielsetzung des zweitägigen 
Programms. 

Ist in einem verkalkten Gefäß eine 
Ballondilatation nicht möglich, kann 
eine Abtragung dieser unelastischen 
Verkalkungen durch eine Rotablation − 
neben anderen Verfahren − die richti-
ge Therapie sein, damit Ballon und Stent 
später ohne Probleme gesetzt werden 
können. Das Segeberger Herz- und Ge-
fäßzentrum ist eines von zwei Exzellenz-
zentren in Deutschland, in der man die-
se Prozedur erlernen kann. Doch das 
Verfahren gilt als komplex. Es ist viel Er-
fahrung nötig, um auch bei möglichen 
Komplikationen die richtigen Entschei-
dungen zu treffen. Deshalb dauert die 
Fortbildung zwei Tage. Dabei wird von 
Oberarzt und Kursleiter Abdelhakim 
Allali nicht nur die reine Prozedur vor-

gestellt. Die Studienlage wird von ihm 
genauso thematisiert und analysiert wie 
ein unabdingbares Komplikationsma-
nagement, selbstverständlich der techni-
sche Umgang mit dem Kathetersystem 
und er gibt Tipps aus der Praxis über die 
Folgen einer falschen Bohrgeschwindig-
keit und der damit bestehenden Gefahr, 
dass frei werdende Plaqueteile zu Folge-
erkrankungen führen können.

Bevor die 15 Teilnehmer das Verfah-
ren im Katheterlabor beobachten kön-
nen, hat jeder eine Einheit am Rotabla-
tor-Modell durchlaufen. Guido Kass-
ner, leitender medizinisch-technischer 
Assistent (MTA) im Herz- und Gefäß-
zentrum, erklärt die Technik zunächst 
am gläsernen Gefäßmodell. Dabei kann 
es nicht praktisch genug sein. Er öffnet 
die Steuereinheit des Rotablator. Kabel, 
Klemmen und Sicherungen kommen 
zum Vorschein. „So können die Kardio-
logen anschaulich besser verstehen, wie 
der Katheter mit dem Bohrkopf sicher 
gesteuert wird, ohne dass man in Ge-
fahr gerät, Schaden zu verursachen“, er-
klärt Kassner. 

„Wir können als Kardiologen nicht 
alles beherrschen. Daher bin ich dankbar 
für solche Fortbildungen. Sie geben mir 
die Möglichkeit, auch als Chefarzt mei-
nen Horizont zu erweitern“, sagt Prof. 
Dr. Eberhard Schulz, Leiter der Kardio-
logie im Allgemeinen Krankenhaus Cel-
le während einer Mittagspause. Sein Ziel 
in dieser Fortbildung ist klar. Er möch-
te nicht nur seinen Horizont erweitern. 
Als Klinikleiter will er die Rotablation 
als weitere Prozedur in das Klinikange-
bot aufnehmen. Für Prof. Peter Clem-
mensen, Oberarzt am UKE in Ham-
burg, steht die eigene Schulung im Vor-
dergrund. Er schätzt hier die intensive 
Schulatmosphäre, in der man sich in das 
Thema vertiefen kann. „Wir brauchen in 
der Fortbildung die Zeit, auch die wis-
senschaftlichen Hintergründe zu erfas-
sen. Für mich ist der Wechsel zwischen 
Theorie und Praxis sehr wichtig. Gera-
de bei der Rotablation gibt es viele tech-
nische Neuerungen. Und darüber gilt es 
hier mehr zu erfahren.“

Am Operationstisch in Katheter-
labor 2 ist es so weit. Der Diamantboh-
rer kann jetzt in das Gefäß des Patienten 
vorgeschoben werden. Dr. Volker Geist, 
Leitender Oberarzt, stellt Fragen, sucht 
nach Übereinstimmung. Gemeinsam 
mit den lernenden Kollegen will er die 
Prozedur durchführen, keinesfalls nur 
erzählender Lehrmeister sein. „Wir ha-
ben es ja hier mit erfahrenen Kollegen zu 
tun. Die verstehen was von ihrem Metier, 
kennen sich mit Kathetern im Herz- und 
Gefäßsystem aus. Ich versuche daher, 
sie so intensiv wie möglich in die Proze-
dur miteinzubeziehen. Das Bohren trai-
nieren die Teilnehmer allerdings nur am 
Modell“, stellt er fest und beginnt zu frä-
sen. (pm/red)

Info
Die Rotablation ist 
ein Verfahren, das bei 
sehr harten und ver-
kalkten Stenosen der 
arteriellen Blutge fäße, 
insbesondere der Ko-
ronararterien, ange-
wendet wird. Die Se-
geberger Herzklinik 
bietet zwei Mal im 
Jahr erfahrenen Ärz-
ten eine Fortbildung 
an, bei der dieses Ver-
fahren erlernt werden 
kann. 
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Herzklappen aus 
eigenem Gewebe
Kongress in Wiesbaden: Gemeinsame Tagung mit den Kinderkardiologen. Beteiligung aus 
Schleswig-Holstein. 97 % Überlebensrate in der Herzchirurgie – trotz immer älterer Patienten. 

lyse war es, die Häufigkeit von perma-
nent implantierten Schrittmachern so-
wohl nach einem chirurgischen Aor-
tenklappenersatz (SAVR), als auch nach 
einer minimalinvasiven Transkatheter-
Aortenklappenimplantation (TAVI) und 
deren Auswirkungen auf die einjährige 
Mortalität zu untersuchen. In die Ana-
lyse wurden annähernd 40.000 Patien-
ten einbezogen, die sich laut Register 
zwischen 2011 und 2015 einer der beiden 
Operationen unterzogen hatten. Auf-
fällig: Nach einer herkömmlichen chir-
urgischen Operation wurde lediglich in 
3,6 % der Fälle ein permanenter Schritt-
macher implantiert; nach TAVI dagegen 
bei 16,6 % der Patienten. Auf die 30-Ta-
ges-Mortalität hatte der Schrittmacher 
keinen Einfluss; jedoch lag die Sterbera-
te der mit einem Schrittmacher versorg-
ten Patienten nach einem Jahr über der 
der nicht-versorgten Patienten – bei den 
chirurgisch behandelten Patienten war 
der Unterschied signifikant. 

Dr. Katharina Huenges, Herzchirur-
gin am UKSH-Campus Kiel, berichtete 
über akute Nierenschädigungen als ge-
fürchtete Komplikation nach einer chi-
rurgisch behandelten Aortendissekti-
on. In ihrer Studie untersuchte sie den 
Verlauf von 363 zwischen 2001 und 2016 
in Kiel operierten Patienten. Ergebnis: 
Eine akute Nierenschädigung nach einer 
Operation bei Aortendissektion ist mit 
einem beeinträchtigten Ergebnis ver-
bunden, das sich in einer signifikant hö-
heren postoperativen Morbidität und 
30-Tages-Mortalität äußert.

Wenige Tage vor dem Kongress wur-
de der Deutsche Herzbericht 2018 mit 
vielfältigen Zahlen vorgestellt: In den 78 
deutschen Fachabteilungen für Herz-
chirurgie haben die 1.048 Herzchirur-
gen 2017 insgesamt 101.728 Operatio-
nen durchgeführt; 12.032 davon bei Not-
fallpatienten. Die Patienten werden - 
auch im OP - immer älter: jeder zwei-
te herzchirurgisch behandelte Patient ist 
70 Jahre und älter; der Anteil der über 
80-jährigen liegt bei 16 %. „Trotz des An-
stiegs des Lebensalters der herzchirurgi-

E
iner der Referenten in Wiesbaden 
war Prof. Stefan Ensminger, Leiter 
der Herzchirurgie am UKSH-Cam-
pus Lübeck. Im Fokus von Ensmin-
ger befinden sich insbesondere mi-
nimalinvasive Herzklappenrepa-
raturen an der Aorten- und Mit-

ralklappe sowie die Erforschung der Ei-
genschaften bestimmter Typen von 
biologischen Herzklappenprothesen. Er 
berichtete von einem neuen, nach dem 
japanischen Chirurgen Shigeyuki Oz-
aki benannten Operationsverfahren, 
bei dem eine Klappe aus körpereigenem 
Gewebe geformt und die alte, defek-
te Aortenklappe entfernt wird. Um die 
menschliche Aortenklappe möglichst 
naturgetreu nachzubilden, werden die 
dafür notwendigen Elemente aus Herz-
beutelmaterial des Patienten entnom-
men. „Die alten Klappentaschen werden 
anschließend vermessen und millimet-
ergenau aus Herzbeutelmaterial nachge-
bildet. Anschließend werden die neuen 
Taschen in der ursprünglichen Position 
am natürlichen Klappenring angenäht“, 
erläuterte Ensminger. 

Der Klinikleiter verspricht sich von 
einer solchen maßgeschneiderten Herz-
klappe eine lange Haltbarkeit ohne die 
Einnahme von blutverdünnenden Me-
dikamenten. Zusätzlich bleiben die na-
türlichen mechanischen Eigenschaften 
einer Herzklappe weitestgehend erhal-
ten, so Ensminger. „Wir haben die Ope-
ration seit Sommer 2018 insgesamt sie-
ben Mal durchgeführt und sehr gute 
Kurzzeit-Ergebnisse erzielt.“ Wie sich 
der Eingriff langfristig auswirkt, soll im 
Rahmen einer klinischen Studie geprüft 
werden. Das OP-Verfahren soll in Zu-
kunft weiteren, vor allem jüngeren Pati-
enten mit Klappenerkrankungen zugu-
tekommen. 

Dr. Buntaro Fujita, Leiter des herz-
chirurgischen Forschungslabors am Lü-
becker UKSH-Campus, stellte in Wies-
baden aktuelle Erkenntnisse aus dem 
deutschen Aortenklappenregister im 
Zusammenhang mit einer Schrittma-
cherimplantation vor. Ziel seiner Ana-

schen Patienten bleibt die Überlebensra-
te bei einer Herzoperation nahezu kon-
stant bei circa 97 %“, erklärte DGTHG-
Präsident PD Dr. Wolfgang Harringer 
aus Braunschweig. 

Die Kinderkardiologen haben in 
Wiesbaden das 50-jährige Bestehen ih-
rer Fachgesellschaft gefeiert. Waren die 
Überlebenschancen der betroffenen 
Kinder in den 1970er und 1980er Jahren 
noch ausgesprochen niedrig, erreichen 
heute weit über 90 % der Kinder mit an-
geborenem Herzfehler das Erwachse-
nenalter, freute sich Kongresspräsident 
Prof. Christian Jux aus Gießen. Dank in-
novativer chirurgischer und Katheter-
gestützter OP-Verfahren können inzwi-
schen selbst komplexe angeborene Herz-
fehler frühzeitig und erfolgreich behan-
delt werden.

Weitere aktuelle Zahlen aus der 
Herzchirurgie: 2017 wurden bundes-
weit 34.394 Herzklappeneingriffe vor-
genommen. Im Vergleich zum Vorjahr 
ist ein leichter Anstieg um 2,8 % zu ver-
zeichnen, wobei Männer deutlich häufi-
ger operiert werden als Frauen. Eine iso-
lierte oder kombinierte Bypassoperati-
on wurde 2017 bundesweit 47.673 Mal 
durchgeführt (2016: 50.114); in 87 % al-
ler Operationen unter Einsatz der Herz-
Lungen-Maschine. Koronare Bypass-OP 
und Herzklappenchirurgie werden häu-
fig als Kombinationseingriffe durchge-
führt. 

Die Bedeutung der Bypass-Chir-
urgie wird durch die Leitlinie der Eu-
ropäischen Gesellschaft für Herz-Tho-
rax-Chirurgie und der Europäischen 
Gesellschaft für Kardiologie zur invasi-
ven Behandlung der koronaren Herzer-
krankung unterstrichen: Bei der Drei-
Gefäß-Erkrankung und Stenose des lin-
ken Hauptstamms gibt es eine eindeu-
tige Empfehlung für die koronare By-
pass-Operation, um die Durchblutung 
des Herzmuskels wieder zu verbessern. 
Ebenso profitieren Diabetes-Patienten 
besonders langfristig von dem herzchir-
urgischen Eingriff. 

 Uwe Groenewold

2.000
Teilnehmer waren 
zum gemeinsamen 
Kongress von Herz-
chirurgen und Kin-
derkardiologen nach 
Wiesbaden gekom-
men. An der 48. Jah-
restagung der Deut-
schen Gesellschaft 
für Herz-, Thorax- 
und Gefäßchirur-
gie (DGTHG) und 
der 51. Jahrestagung 
der Deutschen Ge-
sellschaft für Pädia-
trische Kardiologie 
(DGPK) Mitte Feb-
ruar nahmen Fach-
leute vor allem aus 
dem deutschsprachi-
gen Raum teil; dar-
unter auch eine ganze 
Reihe aus Schleswig-
Holstein.
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Medizin plus 
Bewegung
Kieler Symposium Dermato-Onkologie und operative 
Dermatologie u. a. zum Thema Bewegungstherapie 
als Ergänzung zu medizinischen Maßnahmen. 

Z
um diesjährigen, dem 29. Kieler 
Symposium Dermato-Onkologie 
und Operative Dermatologie der 
Hautklinik des Universitätsklini-
kums Schleswig-Holstein (UKSH), 
hatten Prof. Thomas Schwarz als 
Direktor und Prof. Axel Hauschild 

als Oberarzt und Leiter der dermatoon-
kologischen Arbeitsgruppe eingeladen.

Den aktuellen Stand der molekula-
ren Diagnostik bei Krebs erklärte Prof. 
Torsten Haferlach (München) als In-
ternist und Hämatologe. Unter dem 
Begriff „next generation sequencing“ 
(NGS) fasst man alle Technologien zur 
Sequenzierung eines Genoms zusam-
men, die in der Zeit nach der Metho-
de von Sanger entwickelt wurden. Es ist 
das Ziel, über den jeweiligen Tumor hi-
naus molekular-biologische Subentitä-
ten zu finden, um eine möglichst ziel-
gerichtete, individualisierte Therapie 
(„targeted therapy“) auf der Basis von 
Mutationen einleiten zu können. Auf 
der Grundlage von Bioinformatik, Sta-
tistik und künstlicher Intelligenz erfol-
gen die ärztliche Beurteilung, die Diag-
nose und der Therapieplan, gemäß dem 
Leitsatz „see behind – go beyond“.

Die Bedeutung des Mikrobioms 
bei Krebs zeigte Prof. Stefan Beissert 
(Dresden). Experimenell wurde gefun-
den, dass bei Mäusen ohne Darmkei-
me eine Tumorbehandlung wirkungs-
los blieb. Durch eine experimentelle 
Übertragung von spezifischen Darm-
bakterien plus anti-CTLA-4 Antikör-
per-Behandlung mit Ipilimumab lässt 
sich eine T-Zell-vermittelte antitumo-
rale Immunantwort in primär Keim-
freien Mäusen induzieren. Bekannt ist 
auch, dass bei einer Therapie mit PD-
1-Antikörpern eine hohe Diversität an 
Darmkeimen mit einem längeren pro-
gressionsfreien Überleben verbunden 
ist. Hauschild ergänzte in der Diskus-
sion, dass man während einer Immun-
therapie mit PD1-Antikörpern, wenn 
irgendwie möglich, keine Antibiotika 

K U R Z  N O T I E R T
Dermatologie und Allergologie auf Sylt
Mehr als 70 Teilnehmer kamen zum 20. Jahrestreffen des Qua-
litätsnetzes Nord (QNN) auf Sylt. Eingeladen hatten die Leite-
rin der Klinik für Dermatologie und Allergologie, Dr. Hanka 
Lantzsch, und Dr. Norbert Buhles, Leiter des Netzes und Ärzt-
licher Direktor des Reha-Bereiches. Die in Praxen und Klini-
ken tätigen Ärzte und ihre MFA konnten zwischen verschiede-
nen Workshops wählen. Einsteiger-Praxen wurde die schlanke  
und zielgerichtete Qualitätsmanagementdokumentation er-
läutert. In weiteren Workshops wurden u. a. Tipps zur Pra-
xisoptimierung und zur Verbesserung des Selbstmanagements 
vorgestellt. Praxisbezogene Beispiele für Niedergelassene und 
für Klinikmitarbeiter gab es zur Datenschutzgrundverord-
nung (DSGVO). An Ärzte aller Fachrichtungen richtete sich 
das Coaching zum Thema „Patientengesprächsführung unter 
Zeitdruck“. Hier konnten die Teilnehmer auch eigene Erfah-
rungen austauschen. Im medizinisch-dermatologischen Teil 
gab es u.a. ein Update zur Psoriasistherapie sowie ein Quiz mit 
dermatourologischen Themen. Dr. Katharina Kähler (Leiterin 
des Hauttumorzentrums der Kieler Uniklinik) berichtete über 
neue Therapieoptionen beim fortgeschrittenen Plattenepithel-
karzinom. Praxisbezogen wurden den Teilnehmern im Work-
shop „pädiatrische Dermatologie“ unter Leitung von Dr. Rai-
ner Stachow, ärztlicher Leiter Fachklinik Sylt, Behandlungs-
konzepte der atopischen Dermatitis des Kindes in der stationä-
ren Rehabilitation aus ärztlicher und pflegerischer Perspekti-
ve dargestellt. Beim „runden Tisch“ stellte Dr. Hanka Lantzsch 
das neue Konzept zur Diagnostik und Behandlung des Pruri-
tus in der Sylter Akutklinik vor. Das nächste QNN-Jahrestref-
fen findet vom 24. – 26.01.2020 statt. (PM/RED)

geben soll. Der Vortragende berichte-
te auch von der erfolgreichen Behand-
lung einer therapieresistenten Immun-
Checkpoint-Inhibitor assoziierten Ko-
litis durch eine Darmkeimtransplanta-
tion („fecal microbiotica transplantati-
on“, FMT).

Prof. Christoffer Gebhardt (Ham-
burg) stellte die Die S3-Leilinie zur Di-
agnostik, Therapie und Nachsorge des 
Melanoms vor: Für in-situ-Melanome 
soll eine komplette Exzision mit histo-
pathologischer Kontrolle durchgeführt 
werden, ein zusätzlicher Sicherheits-
abstand wird nicht mehr gefordert (bei 
niedrigem Sicherheitsabstand liegt die 
lokale Rezidivrate bei ca. 5 %, es besteht 
aber kein erhöhtes Metastasierungsrisi-
ko). Eine operative Entfernung der ge-
samten Lymphknotenstation (CLND) 
nach positivem Wächterlymphkno-
ten (sentinel node) wird im Falle von 
Mikrometastasen nicht mehr zwin-
gend empfohlen. Eine klare CLND-In-
dikation besteht nach wie vor bei Mak-
rometastasen und Kapsel-überschrei-
tendem Tumorwachstum am Lymph-
knoten. Als adjuvante Therapien haben 
sich mit der Kombination aus Dabrafe-
nib und Trametinib (nur bei BRAF-mu-
tierten Melanomen) sowie den beiden 
PD1-Antikörpern Nivolumab und Pem-
brolizumab neue Standards ergeben, 
die zwischen September und Dezem-
ber 2018 auch eine Zulassung zur adju-
vanten Therapie im Stadium III erhal-
ten haben. Die Metastasierungswahr-
scheinlichkeit wird durch die neuen 
Therapien halbiert.

Rund 10-15 % aller Melanome im 
Stadium III zeigen eine nicht-resekta-
ble lokoregionäre Metastasierung (Sa-
telliten- und In-transit-Metastasen). 
Für diese und für die Melanome der 
Schleimhaut bietet sich gemäß evidenz-
basierter Empfehlung eine intratumo-
rale Therapie an, so PD Dr. Sebastian 
Haferkamp (Regensburg). Die intratu-
morale Injektion von Interleukin 2 und 

L E S E R B R I E F
„Beeindruckender Inhalt“
Der Inhalt dieses Artikel ist beeindruckend, muss bestätigt wer-
den und soll auch in keiner Weise geschmälert werden. Ich 
möchte nur auf die Erziehungsmodalitäten der Nationalsozia-
listen hinweisen, die in dem Buch der Lungenfachärztin Haarer 
ihren Niederschlag in ihrem Werk „die deutsche Mutter und ihr 
1. Kind“ fanden. Um sie zu guten Soldaten und Mitläufern zu 
machen, forderte das NS-Regime Mütter dazu auf, die Bedürf-
nisse ihrer Babies gezielt zu ignorieren. „Fange nur nicht an, das 
Kind aus dem Bett herauszunehmen, es zu tragen, zu wiegen, zu 
fahren oder auf dem Schoß zu halten, oder sogar zu stillen.“ Das 
Baby als ein Quergeist, dessen Wille es zu brechen gilt, so sah Jo-
hanna Harrer die Kindeserziehung. Zielsetzung war eine Kultur 
von Härte und Drill, die letztlich zu einem gestörten Bindungs-
verhalten der Kinder führte. Das Hauptwerk von Frau Haa-
rer blieb noch lange verbreitet, auch nach dem Krieg wurde es 
an viele Deutsche verkauft. Eine strenge Erziehung war bereits 
in Preußen gang und gäbe und bildete die Grundlage für die na-
tionalsozialistische Erziehung. So ist die deutsche Kriegs- und 
Nachkriegsgeneration noch überwiegend auf dem Boden diese 
Gedankengutes erzogen worden. In den Schulen gab es die Prü-
gelstrafe, im Bereich der Familien überwog die strenge Erzie-
hung. Der Bindungsstil der Eltern wurde an die Kinder weiter-
gegeben. Man muss die Finger in die Wunde legen und national-
sozialistisches Gedankengut auch als Grundlage für die unmög-
liche Situation der Heimkinder sehen. Es war nicht der einzelne 
Erzieher, der „als Bestie“ durch besondere Brutalität auffiel, son-
dern der Geist, der unter den Erziehern noch bis in die Nach-
kriegsjahre verbreitet war. 
Dr. Manfred Spyra, Kronshagen



F O R T B I L D U N G E N  //  4 1M Ä R Z  2 0 1 9  |  AU S G A B E  3

auch die Elektrochemotherapie (ECT) 
mit Bleomycin oder Cisplatin wurden 
bislang häufig angewandt, heute steht 
als erste zugelassene Vakzine Talimo-
gen laherparepvec (T-VEC) zur Verfü-
gung. T-VEC ist ein onkolytisch wir-
kendes modifiziertes Herpes-simplex-
Virus Typ1 (HSV-1), das in Melanomen 
eine unspezifische Immunantwort aus-
lösen kann. Mit T-VEC erreicht man 
nicht nur eine lokale Zerstörung von 
Tumorzellen, sondern darüber hinaus 
auch eine systemische Wirkung. Eine 
Studie zur Kombination von T-VEC mit 
Pembrolizumab verspricht eine noch 
bessere Wirksamkeit. Der Vortragen-
de demonstrierte den Fall eines großen, 
nicht-resektablen Melanoms in der Kie-
ferhöhle, das interdisziplinär durch in-
tratumorale Injektion von T-VEC in 
eine komplette Remission überführt 
werden konnte.

Die neuen Leitlinien zu aktinischen 
Keratosen und epithelialen Hauttumo-
ren erklärte Prof. Axel Hauschild (Kiel). 
Eine aktinische Keratose (AK) kann in 
jedem Stadium in ein Platten-epithel-
Karzinom übergehen, insbesondere gilt 
dieses für AK I-Läsionen. Bei Behand-
lung einer klinisch eindeutigen akti-
nischen Keratose mittels der heute zur 
Verfügung stehenden Methoden ist eine 
histologische Untersuchung nicht er-
forderlich. 

95 % aller kutanen Plattenepithel-
Karzinome (CSCC) lassen sich in der 
Regel erfolgreich und zumeist einfach 
operativ behandeln. Für lokal fortge-
schrittene und/oder rezidvierende Pri-
märtumoren sowie regionäre und Fern-
metastasen konnten lange Zeit “nur“ 
in circa 30% Remissionen erzielt wer-
den, die in der Regel auch nur von kur-
zer Dauer waren (zwei bis drei Mona-
te). Mit dem Aufkommen der Immun-
therapie mit den beiden PD1-Antikör-
pern Cemiplimab und Pembrolizumab 
konnten sichtbare Langzeiterfolge bei 
der Therapie dieser Risikogruppe er-
reicht werden. 

Die Intervalle der Nachuntersu-
chung nach operativer oder medika-
mentöser Behandlung eines CSCC rich-
ten sich nach dessen Schweregrad; 
wichtig ist, dass die Nachsorge eine In-
spektion des gesamten Hautorgans und 
die Palpation der Primärexzisionsstelle, 
der Intransitstrecke und der regionären 
Lymphknotenstation umfassen soll. 

Für das Basalzellkarzinom (BCC, 
BZK) stellt die operative Entfernung 
mit histologischer Kontrolle der voll-
ständigen Resektion im Gesunden die 
effektivste Therapie dar. Wenn Kontra-
indikationen zur Operation bestehen 
oder Patienten keine Operation wün-
schen, sind die photodynamische The-
rapie (PDT) und die Imiquimod 5% 
Creme Alternativen, allerdings nur bei 
superfiziellen BZKs. Bei lokal fortge-

schrittenen, metastasierten oder multi-
plen BZKs sollte im Rahmen eines Tu-
morboards die (neoadjuvante) Thera-
pie mit einem Hedgehog-Inhibitor (Vis-
modegib oder Sonidegib) diskutiert 
werden. Die Nachsorge nach Behand-
lung eines BZK sollte auch die Informa-
tion des Patienten über die Bedeutung 
der Eigenbeobachtung der Haut (ein-
schließlich der Anleitung hierzu) im 
Sinne eines frühzeitigen Erkennens ei-
nes Rezidivs oder der Entstehung ei-
nes BZKs an anderer Stelle beinhalten 
(als Frühzeichen gilt punktförmige Blu-
tung). 

Beim Merkel-Zell-Karzinom 
(MZK), einem seltenen Hauttumor zu-
meist der lichtgeschädigten Kopfhaut 
des älteren Menschen, konnten bis vor 
kurzem mit Chemo- und Strahlenthe-
rapien nur kurzzeitige Remissionen er-
reicht werden. Mit Avelumab, einem 
PD-L1-Antikörper, zugelassen im Sep-
tember 2017, liegt jetzt eine wirkungs-
volle Therapie vor. Pembrolizumab steht 
ebenfalls vor einer Zulassung in dieser 
Indikation. Aktuell läuft eine adjuvante 
Therapiestudie mit Nivolumab für Pati-
enten mit vollständig resezierten Mer-
kel-Zell-Karzinom. 

„Krebs und Kinderwunsch, was 
muss getan werden“, war das Thema von 
PD Dr. Sören von Otte, aus dem univer-
sitären Kinderwunschzentrum in Kiel. 
Aufgrund der vielfältigen Nebenwir-
kungen einer zielgerichteten molekula-
ren Therapie und der Immuntherapien 
in der Dermatoonkologie werden fol-
gende Therapien zu Erhaltung der Fer-
tilität vor Beginn der Chemotherapie 
empfohlen: Für Männer die Kryokon-
servierung von Spermien oder von Ho-
dengewebe (TESE), für Frauen die la-
paroskopische Entnahme von ovariel-
lem Kortex zur Kryokonservierung und 
die Gewinnung von Eizellen durch Fol-
likelpunktion nach vorausgegangener 
ovarieller Stimulation mit dem Ziel der 
Kryokonservierung von Eizellen (ferti-
lisiert oder unfertilisiert). Die erste Le-
bendgeburt nach orthotoper Replanta-

tion von Ovarialgewebe gelang bereits 
im Jahr 2004. Es ist vom Gesetzgeber 
vorgesehen, dass in Kürze die Kosten 
für derartige Maßnahmen, die aktu-
ell bei ca. 3.000 € liegen, in den Leis-
tungskatalog der gesetzlichen Kran-
kenkassen übernommen werden sol-
len (laut Entwurf des bei Redaktions-
schluss noch nciht verabschiedeten Ter-
minservice- und Versorgungsgesetzes, 
TSVG). Umfangreiche Informationen 
lassen sich über FertiPROTEKT, einem 
deutschen Netzwerk für fertilitätspro-
tektive Maßnahmen bei Chemo- und 
Strahlentherapien, erhalten. In Kiel bie-
tet die Sprechstunde für Fertilitätserhalt 
am universitären Kinderwunschzent-
rum Termine innerhalb von 48 Stun-
den an (www.uksh.de/kinderwunsch). 
Auch wenn es sich noch nicht um eine 
etablierte Methode handelt, sollte diese 
dennoch erwähnt werden: Im Jahr 2012 
gelang in Schweden die erste Mutter zu 
Tochter-Uterustransplantation als Vor-
aussetzung für die Erfüllung eines Kin-
derwunsches.

PD Dr. Freerk Baumann, Centrum 
für Integrierte Onkologie (CIO) Köln-
Bonn, erklärte als Sportwissenschaftler 
den aktuellen Stand zur Bewegungsthe-
rapie bei Krebs als Ergänzung zur me-
dizinischen Therapie. Der Referent zi-
tierte Prof. Michael Hallek (Köln): „Ge-
zieltes bewegungstherapeutisches Trai-
ning wirkt bei onkologischen Patien-
ten so gut, dass es als Medikament ein 
Blockbuster wäre.“ So wurde zum Bei-
spiel in einer Studie herausgefunden, 
dass die Chemotherapie bei Patientin-
nen nach Brustkrebs in der Krafttrai-
ningsgruppe besser vertragen wurde als 
in der Ausdauertrainingsgruppe. Fa-
tigue und Kognition wurden ebenfalls 
durch Bewegungstherapie positiv be-
einflusst, sekundäre Lymphödeme nach 
Brustkrebs-Operationen durch Was-
sertherapien, Schwimmen und sanftes 
Krafttraining. Bei Polyneuropathien in-
folge einer Chemotherapie zeigte ein 
Vibrationstraining positive Effekte auf 
Reflextätigkeit, Schmerz und Taubheits-
gefühl. Die Harninkontinenz nach Pro-
stata-Operation ließ sich durch ein ge-
zieltes Schließmuskeltraining reduzie-
ren. Bei Osteoporose gilt es, den Kno-
chen unter Belastung zu bewegen. Vom 
4.-8. November 2019 wird in Köln eine 
Fortbildung in Onkologischer Trai-
nings- und Bewegungstherapie (OTT) 
für Bewegungstherapeuten stattfinden. 
Die Teilnahme an dieser Fortbildung sei 
die Voraussetzung zur Leistungsabrech-
nung mit bestimmten Krankenkassen, 
so Baumann. 

Das 30. „Kieler Symposium Derma-
to-Onkologie und Operative Derma-
tologie“ wird am 11. Januar 2020 wie-
der im Universtätsklinikum Kiel statt-
finden.

Dr. Udo Hennighausen

29
Mal fand das 
Kieler Symposium 
Dermato-Onkologie 
und operative 
Dermatologie der 
Hautklinik des 
Universitätsklinikums 
Schleswig-Holstein 
(UKSH) bereits 
statt. Eingeladen 
hatten Direktor Prof. 
Thomas Schwarz und 
Oberarzt Prof. Axel 
Hauschild. Das 30. 
Symposium findet am 
11. Januar 2020 statt. 

„Gezieltes Training 
wirkt bei onkologischen 
Patienten so gut, dass 
es als Medikament ein 
Blockbuster wäre.“   Prof. Michael Hallek
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Fortbildungstermine bei der Ärztekammer
Ä R Z T L I C H E  F O R T-  U N D  W E I T E R B I L D U N G

M Ä R Z / A P R I L / M A I

2 7 . M Ä R Z Notfallmanagement und Basisreanimation
Beginn: 15:00 Uhr

2 9 . / 3 0 . M Ä R Z Psychosomatische Grundversorgung Teil II
Beginn: 16:00 Uhr

3 . A P R I L Arzthaftungsrecht − Arzt und Recht −
Beginn: 15:30 Uhr

2 3 . -  2 7 . A P R I L Homöopathie − B-Kurs
Beginn: 9:00 Uhr

2 6 . −  2 8 . A P R I L Akupunktur Block C
Beginn: 15:00 Uhr

4 . −  1 1 . M A I Zusatzbezeichnung Notfallmedizin
Beginn: 9:30 Uhr

8 . M A I Ärztliche Leichenschau und Todesbescheinigung
Beginn: 16:00 Uhr

8 . -  1 8 . M A I Balint-Gruppe
Beginn: 16:30 Uhr

1 1 . M A I Case Management/Modul 2: Individuellen Bedarf 
durch Assessment und Beratung erheben
Beginn: 8:30 Uhr

1 1 . M A I KV-Traineeprogramm für 
Weiterbildungsassistenten
Beginn: 10:00 Uhr

1 5 . M A I GOÄ Aufbaukurs
Beginn: 14:30 Uhr

1 7 . −  1 9 . M A I Akupunktur Block D
Beginn: 15:00 Uhr

1 8 . M A I Aktualisierung der Fachkunde im Strahlenschutz 
Röntgendiagnostik/Röntgentherapie
Beginn: 9:00 Uhr

2 0 . −  2 4 . M A I Intensivkurs Psychiatrie und Psychotherapie
Beginn: 9:00 Uhr

2 2 . M A I Notfallmanagement und Basisreanimation
Beginn: 15:00 Uhr

2 5 . -  3 0 . M A I Telemedizin aktuell − Digitalisierung der Praxis Teil I 
 − Anwendungsmöglichkeiten − Vorteile − Grenzen
Beginn: 9:00 Uhr

2 5 . M A I Update Schwindel
Beginn: 9:00 Uhr

2 5 . M A I  −  3 0 . 
N O V E M B E R

Balint-Gruppe 
Beginn: 9:30 Uhr

F O R T-  U N D  W E I T E R B I L D U N G  F Ü R  M E D I Z I N I S C H E S  A S S I S T E N Z P E R S O N A L

M Ä R Z / A P R I L / M A I

2 0 . M Ä R Z Heilmittelverordnung − Informationsveranstaltung 
für Medizinisches Assistenzpersonal
Beginn: 17:00 Uhr

2 3 . M Ä R Z DMP − Medizinische Dokumentation
Beginn: 9:00 Uhr

2 5 . −  2 9 . M Ä R Z Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz
Beginn: 9:15 Uhr

2 7 . M Ä R Z Wundversorgung und Kompressionstherapie
Beginn: 14:30 Uhr

2 7 . M Ä R Z Notfallmanagement und Basisreanimation
Beginn: 15:00 Uhr

2 9 . / 3 0 . M Ä R Z Rechtliche Grundlagen zum Einsatz von 
Telemedizin und der Nicht-ärztlichen 
Praxisassistenz
Beginn: 14:00 Uhr

4 . A P R I L Kindernotfälle − Kindertrainingszirkel (KiTZ)− 
Kreislauf/Bewusstsein (C/D-Probleme)
Beginn: 17:00 Uhr

5 . −  1 3 . A P R I L Projektmanagement
Beginn: 14:00 Uhr

5 . / 6 . A P R I L Versorgung und Betreuung von Onkologie- und 
Palliativpatienten
Beginn: 15:00 Uhr

2 6 . A P R I L  −  4 . M A I Grundlagen der Vorsorge und 
Früherkennungsmaßnahmen
Beginn: 15:00 Uhr

3 . −  2 5 . M A I Betriebswirtschaftliche Praxisführung
Beginn: 14:00 Uhr

I N T E R P R O F E S S I O N E L L E  F O R T B I L D U N G E N

M A I / J U N I

1 5 . M A I GOÄ Aufbaukurs
Beginn: 14:30 Uhr

2 2 . M A I Notfallmanagement und Basisreanimation
Beginn: 15:00 Uhr

2 5 . M A I Telemedizin aktuell - Digitalisierung der Praxis Teil I 
− Anwendungsmöglichkeiten − Vorteile − Grenzen
Beginn: 9:00 Uhr

1 4 . −  2 2 . J U N I Datenschutzbeauftragte/-r in Einrichtungen des 
Gesundheitswesens
Beginn: 14:00 Uhr

2 2 . J U N I Erfolgreiche Präsentation eigener Vorträge
Beginn: 9:00 Uhr

Kontakt

Akademie der Ärztkammer Schleswig-Holstein
Telefon 04551 803 700
E-Mail akademie@aeksh.de



F O R T B I L D U N G E N  //  4 3M Ä R Z  2 0 1 9  |  AU S G A B E  3

Homöopathie – B-Kurs
Wer nach dem A-Kurs lernen möchte, wie die Anamnese und 
Fallanalyse in der klassischen Homöopathie durchgeführt 
wird, trifft in dieser Kursstufe auf unterschiedliche Anamnese-
techniken, Fallbeispiele und Repertorisationsübungen. Außer-
dem sollen Sie mit Hilfe entsprechender Bücher (Repertorium 
und Arzneimittellehre) in die Lage versetzt werden, akute Er-
krankungsfälle zu behandeln. 
Weitere Themen: 
▶ Krankheits- und Therapieverständnis 
▶ Homöopathie versus Allopathie 
▶ Arzneimittelbilder Kinder als Patienten 
▶ Grundlagen
▶ Forschung 
Termin: 23. - 27. April 2019
Weitere Informationen: Susanne Müller

Hausbesuche und Versor-
gungsmanagement

Das Seminar vermittelt die Kompetenzen zur Übernahme 
von delegationsfähigen Leistungen in der ambulanten Versor-
gung. Übernehmen Sie sicher und selbstständig die Hausbesu-
che und Besuche in Alten- und Pflegeheimen. Inhalte: Recht-
liche und medizinische Rahmenbedingungen von Hausbesu-
chen beachten Häusliche Rahmenbedingungen einschätzen 
und Verbesserungsmöglichkeiten beachten. Versorgungs- und 
sozialrechtliche Anträge begleiten Verfahrensabläufe und Ins-
trumente im professionellen Handeln Dieses Seminar bereitet 
auf die Prüfung zum/zur Nicht-ärztlichen Praxisassistenten/
in“ nach §87 Abs. 2b Satz 5 SGB V“ vor. 
Termin: 2. November 2019
Weitere Informationen: Nina Brunken

Erfolgreiche Präsentation

„Ziel des Kurses ist es Hilfestellungen für Vortragende, die 
noch wenig Erfahrungen mit der Planung und Durchführung 
von Vorträgen und Fortbildungsveranstaltungen haben, anzu-
bieten. Neben allgemeinen didaktischen Hinweisen zur Pla-
nung eines solchen Vortrags werden Tipps zum Aufbau von 
Powerpoint-Folien und zur Körpersprache gegeben.“ Gerne 
können Sie Ihren eigenen Vortrag auf einem Laptop oder Ta-
blet mitbringen, und für diesen Tipps zur Optimierung mit 
nach Hause nehmen. 
Termin: 22. Juni 2019
Weitere Informationen: Kim Alexandra Tuchtenhagen

Communication with English 
speaking patients
Sie möchten in Ihrer Arztpraxis sicher mit englisch sprechen-
den Patienten kommunizieren? Sie üben die grundlegen-
de Grammatik anzuwenden und das relevante Vokabular der 
gängigen Untersuchungsmethode zu beherrschen. Ziel des Se-
minars ist es, die Sprachfertigkeit der Teilnehmer in besonde-
rer Weise zu trainieren. Englische Grundkenntnisse sind hier-
für erforderlich.
Termin: 17 - 18. Mai 2019
Weitere Informationen: Lea-Sophie Steinke

F O R T B I L D U N G S T E R M I N E  AU S  D E M  N O R D E N

M Ä R Z / A P R I L / M A I
2 3 .  M Ä R Z Kunst und Therapie 

Arbeiten mit dem inneren und 
dem äußeren Bild

NGAT
Telefon 04381 1640 
sekretariat@ngat.de

2 7 .  M Ä R Z Aktuelle 
Behandlungsstrategien bei 
Mitralvitien

UKSH Lübeck
Telefon 0451 500 44501
Lisa.Schmuetz@uskh.de
www.uksh.de/innere2-luebeck
Punkte beantragt

2 7 .  M Ä R Z One Step Ahead
Aktuelles aus der Inneren 
Medizin: Rheumatologie

UKSH Kiel
Telefon 0431 500 22476
ute.macioszek@uksh.de
www.uksh.de/onestepahead
2 Punkte

2 8 .  M Ä R Z Palliative Versorgung 
von Krebspatienten: Eine 
ethische und medizinische 
Herausforderung

Ärzteverein Rendsburg
aerzteverein-rd@web.de
Punkte beantragt

6 .  A P R I L Weiterbildung – 
Gruppentherapie

IFT-Nord gGmbH, Kiel 
ambulanz@ift-nord.de
www.ift-nord.de 
10 Punkte

1 0 .  A P R I L Transsexualitäten Der Arbeitskreis für 
Psychosomatik & Psychotherapie 
Flensburg e. V
www.psychotherapie-flensburg.de
Punkte beantragt

2 4 .  A P R I L Perioperative Beatmung − 
„Es kommt eben nicht nur auf 
Oxygenierung und Ventilation 
an!“

UKSH Kiel
Telefon 0431 500 20701
sonja.heinrich@uksh.de
Punkte beantragt

2 4 .  A P R I L Neurodermitis im Kindesalter
Unterschiedliche Blickwinkel

UKSH Kiel
Telefon 0431 500 21160
Regina.Foelster-Holst@uksh.de
www.uksh.de
Punkte beantragt

3 .  −  5 .  M A I XXVII. VAAO-Symposium 
für minimal-invasive 
gynäkologische Chirurgie

Frauenklinik an der Elbe
Telefon 040 8797 1407
vaao2019@sabine-pein.de
www.vaao.de
Punkte beantragt

8 .  M A I Kopfsache − Apoplex, 
Nachblutungen nach 
Tonsillektomie, Angioödem

UKSH Kiel
Institut für Rettungs- und 
Notfallmedizin, Kiel
Telefon 0431 500 31551
notfallmedizin@uksh.de

8 .  M A I Trauma und Psychose − wenn 
die Grenze der Fall ist

Curtius-Klinik 
Telefon 04523 407 502 
SekretariatCA@curtius-klinik.de
www.curtius-klinik.de
3 Punkte

2 7 .  M A I Behandlungsstrategien in der 
Inneren Medizin: Hätten Sie es 
gewusst?

Diakonissenkrankenhaus 
Flensburg 
Telefon 0461 812 1301
Mail mummhe@diako.de
Punkte beantragt

Weitere Informationen bei den Veranstaltern. Alle Angaben ohne Gewähr.

Kontakt
Akademie der Ärztkammer Schleswig-Holstein
Telefon 04551 803 700 
E-Mail akademie@aeksh.de
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Gern beraten wir Sie zu den Werbemöglichkeiten im Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatt: 
elbbüro Stefanie Hoffmann · Fon (040) 33 48 57 11 · anzeigen@elbbuero.com· www.elbbuero.com

S T E L L E N A N G E B O T E

Ihr Können ist gefragt!
Interessante Perspektiven, neue Möglichkeiten: für Sie in der Helios Ostseeklinik 
Damp zum nächstmöglichen Zeitpunkt in Vollzeit (40 Std./Woche) als

Arzt (m/w/d) in Weiterbildung oder 
Facharzt (m/w/d) für den Bereich 
Innere Medizin/Rheumatologie/ 
Spezielle Schmerztherapie
—
Stellennummer: 28606

Wir leben 360 Grad Gesundheit. 
In Deutschland verfügt Helios über 86 Kliniken, 120 Medizinische Versorgungszentren (MVZ) 
und zehn Präventionszentren. Jährlich werden in Deutschland rund 5,2 Millionen Patienten  
behandelt, davon 4 Millionen ambulant. Helios beschäftigt in Deutschland mehr als 66.000  
Mitarbeiter und erwirtschaftete 2017 einen Umsatz von rund 6,1 Milliarden Euro. Helios ist 
Partner des Kliniknetzwerks „Wir für Gesundheit“. Sitz der Unternehmenszentrale ist Berlin.

Die Helios Ostseeklinik Damp ist mit den Fachbereichen Orthopädie (inkl. Sportmedizin, Schulter- 
und Fußchirurgie), Neurochirurgie, Innere Medizin/Rheumatologie/Spezielle Schmerztherapie 
und Anästhesie eine der größten Spezialkliniken für Erkrankungen des Bewegungsapparates.

Das Team der Abteilung für Innere Medizin und Rheumatologie unter der Leitung von Chefarzt 
Dr. med. Joachim Georgi behandelt jährlich über 4.500 stationäre und ambulante Patienten mit 
rheumatischen Erkrankungen. Unsere Abteilung verfügt über zwei Jahre Weiterbildungser-
mächtigung für den Bereich Basisweiterbildung Innere Medizin und die komplette internis-
tische Rheumatologie, physikalische Therapie und spezielle Schmerztherapie.

Ihr Profil 
Nach Ihrem erfolgreichen Studium bringen Sie Berufserfahrung im Bereich der Inneren Medizin 
mit oder sind Facharzt für Innere Medizin.

Unser Angebot 
Sie erwartet ein professionelles Arbeitsumfeld in einem angenehmen, kollegialen Arbeitsklima 
mit geregelten Arbeitszeiten sowie zahlreichen Weiterbildungsmöglichkeiten. Die Vergütung 
erfolgt nach dem TV-Ärzte Helios. 

Das Ostseebad Damp bietet mit seiner Umgebung einen exzellenten Freizeitwert. Städte wie 
Hamburg und Kiel sind gut erreichbar. Gerne unterstützen wir Sie auch bei der Wohnungssuche. 
Unmittelbar am Ostseestrand gelegen können Sie am Standort auch vielfältige Möglichkeiten 
zur sportlichen Betätigung nutzen. Die reizvolle Lage bietet zahlreiche Freizeitangebote für die 
ganze Familie.

Erste Auskünfte erteilt Ihnen 
gern unser Chefarzt Dr. med. 
Joachim Georgi unter der Telefon- 
nummer (04352) 80-6146 oder  
E-Mail unter joachim.georgi@ 
helios-gesundheit.de. 

Bitte übersenden Sie uns Ihre 
vollständigen Bewerbungs- 
unterlagen über unser Karriere-
portal oder per E-Mail an mirko.
johannsen@helios-gesundheit.de

Helios Ostseeklinik Damp GmbH 
Seute-Deern-Ring 20 
24351 Damp

www.helios-gesundheit.de
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S T E L L E N A N G E B O T E

Klinik
Eckernförde

Klinik
Rendsburg

Gesunde Nähe

Die Klinik für Psychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik verfügt 
über 142 stationäre und teilstationäre Behandlungsplätze sowie 
eine psychiatrische Institutsambulanz. Seit 2006 arbeitet die Klinik im 
Regionalbudget, einem Modellprojekt mit Aufhebung der Grenzen 
zwischen ambulantem, teilstationärem und stationärem Sektor, 
das eine patientenzentrierte psychiatrisch-psychotherapeutische 
Arbeit ermöglicht. Es besteht eine enge Kooperation mit den soma-
tischen Kliniken des Hauses. 
Wir suchen ab sofort in Vollzeit oder Teilzeit eine/-n

Assistenzärztin/-arzt in Weiter-
bildung zur/zum Fachärztin/-arzt 
Psychiatrie und Psychotherapie 
oder im Rotationsjahr für die/den 
Fachärztin/-arzt für Neurologie
Sie bringen mit:
• Empathiefähigkeit 
• Freude an Teamarbeit
• Lernbereitschaft
Wir bieten Ihnen:
• sehr gutes Arbeitsklima
• strukturierte Weiterbildung
• moderne Behandlungsansätze im Rahmen eines Modellprojektes
Die Vergütung richtet sich nach den Bestimmungen des TV-Ärzte/
VKA bzw. TVöD-K, hinzukommen die im öffentlichen Dienst  
üblichen sozialen Leistungen. Fortbildungen werden großzügig 
gefördert. Wir können eine fundierte Ausbildung für die gesamte 
Weiterbildungszeit (48 Monate) für den Facharzt für Psychiatrie und 
Psychotherapie gewährleisten. Eine Rotation in die neurologische 
Abteilung im Hause für das neurologische Jahr ist möglich. Die 
Kosten für die Assistenzarztausbildung an einem psychotherapeu-
tischen Ausbildungsinstitut einschließlich der Selbsterfahrungs-
kurse werden vom Haus getragen. 
Auskünfte erteilt Ihnen gerne die Chefärztin der Klinik, Frau  
Dr. Schulz-Du Bois, unter der Telefonnummer 04331 200-8001.
Ihr Interesse ist geweckt? Dann richten Sie Ihre Bewerbung bitte  
an die 
imland gGmbH, Abteilung Personal & Recht
Lilienstraße 20-28, 24768 Rendsburg
oder per E-Mail (Unterlagen bitte als PDF) an ulrike.sander@imland.de

Gynäkologische Gemeinschaftspraxis 
in Ratzeburg sucht Nachfolger/-in

Für unseren ausscheidenden Seniorpartner suchen wir zum Jahr 
2020 eine Frauenärztin oder Frauenarzt für die Praxistätigkeit.  
Wenn gewünscht, ist auch eine belegärztliche Tätikeit möglich.
Bei insgesamt 4 KV-Sitzen sind alle Formen der Tätigkeit (gerne 
Partnerschaft, aber auch Anstellung in Vollzeit/Teilzeit) möglich.  
Wir freuen uns auf Ihre Antwort.

K.-G. Hege, Dr. med. D. Grulich, Dr. med. T. Vent, S. Ahrendt
Demolierung 2, 23909 Ratzeburg
frauenaerztlicheszentrum@t-online.de
Tel.: 04541/ 803257

Wir freuen uns auf Ihre aussagefähige 
Bewerbung. Diese richten Sie bitte an:

Geschäftsführung
Kath. Marien-Krankenhaus Lübeck
Parade 3
23552 Lübeck
oder an:
bewerbung@marien-krankenhaus.de

Das Marien-Krankenhaus Lübeck
sucht zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt:

Belegärzte (m/w/d)
Wir verfügen über die Fachabteilungen
Anästhesie, Chirurgie, Gynäkologie 
& Geburtshilfe, Hals-Nasen-
Ohrenheilkunde, Innere Medizin,
Urologie und Pädiatrie. 

Weiterhin bieten wir Stellen für

Assistenzärzte (m/w/d)
u. a. für die Facharztweiterbildung 
Gynäkologie und Geburtshilfe oder 
Chirurgie. 

Wir betreuen als reines Belegkran-
kenhaus ca. 8000 Patienten jährlich. 
Mit 1500 Geburten im Jahr gehören 
wir zu den größten Geburtskliniken in 
Schleswig-Holstein.

www.marien-krankenhaus.de

Arbeiten am Marien-Krankenhaus Lübeck 
Für Ihre berufliche Zukunft!

            

Die Curtius Klinik ist eine nach den Kriterien der BAR zertifizierte Fachklinik 
f+r Psychosomatische Medizin und Psychotherapie mit insgesamt 156 Betten 
in der akutmedizinischen Versorgung und in der Rehabilitation. Wir arbeiten 
schwerpunktm'ßig nach einem tiefenpsychologisch fundierten, multimodalen 
Konzept. Wir integrieren andere Therapieformen wie verhaltenstherapeutische, 
systemische, k*rperbezogene sowie erlebnisorientierte Elemente wie Tanz- 
und Bewegungstherapie, Musiktherapie oder Ergo- und Gestaltungstherapie. 
Psychoedukation, Entspannungsverfahren und Physiotherapie vervollst'ndigen 
unser Angebot nachhaltig. 

Mit der Curtius Klinik MVZ GmbH bieten wir ambulante psychotherapeutische 
Versorgung an. Die Klinik befindet sich in privater Tr'gerschaft und besch'ftigt 
rund 175 Mitarbeiter.

Wir suchen zum n'chstm*glichen Termin einen

Arzt (m/w/d)
-in Voll- oder Teilzeit-

mit Interesse an Psychotherapie, gern auch eine/n Facharzt f+r Allgemeinmedi-
zin, Innere Medizin oder f+r Psychosomatik und Psychotherapeutische Medizin 
bzw. f+r Psychiatrie und Psychotherapie

Unser Angebot: 

• Volle Weiterbildungserm'chtigung f+r Psychosomatik und Psychotherapie,  
 12 Monate Psychiatrie und Psychotherapie, 12 Monate Innere Medizin und  
 die volle Weiterbildungserm'chtigung f+r die Zusatzbezeichnung Sozialmedizin
• Vielseitige und interessante Aufgabe mit Gestaltungsspielraum
• Interne und externe Fort- und Weiterbildung
• Regelm'ßige externe Supervision und interkollegiale Beratung
• Moderne und flexible Arbeits- und Dienstzeitenmodelle
• Kurze Entscheidungswege
• Offene und wertsch'tzende Unternehmenskultur
• Angebote des betrieblichen Gesundheitsmanagements
• Haustarifvertrag mit dem Marburger Bund inkl. betrieblicher Altersvorsorge

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung und f+r R+ckfragen steht Ihnen unter 
Tel. 04523/407-502 das Chefarztsekretariat gern zur Verf+gung.

Curtius Klinik GmbH & Co. KG • Neue Kampstraße 2 • 23714 Bad Malente
personalwesen@curtius-klinik.de•www.curtius-klinik.de
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Zur Verstärkung unseres Ärzteteams suchen wir zum nächstmög- 
lichen Zeitpunkt in Voll- oder Teilzeit einen

Stationsarzt (m/w)
FÄ für Gynäkologie,
Ärzte in Weiterbildung
Interesse oder bereits vorliegende Berufserfahrung im Bereich  
Rehabilitation sind wünschenswert. Sie erwarten u. a. vielfältige  
Weiterbildungsmöglichkeiten. Die Ermächtigungen für Innere Medizin  
(12. Mon.), Hämatoonkologie (6 Mon.), Sozialmedizin (12 Mon.) und  
Rehabilitationswesen (12 Mon.) liegen vor.

Sie arbeiten in einem interdisziplinär aufgestellten Team mit. 
Wir pflegen ein angenehmes und wertschätzendes Arbeitsklima in 
einem Ärzteteam mit flachen Hierarchien sowie eine interessante 
und unbürokratische interdisziplinäre Zusammenarbeit mit den  
übrigen Abteilungen der Klinik.

Für weitere Fragen steht Ihnen die Chefärztin der Onkologischen 
Abteilung, Frau Dr. med. Monika Steimann, unter der Telefonnummer 
038825 47-913 gerne zur Verfügung.

Sollten wir Ihr Interesse geweckt haben und Sie möchten Ihre  
persönliche Kompetenz langfristig in unser Team einbringen, freuen 
wir uns auf Ihre aussagekräftige und vollständige Bewerbung.

STRANDKLINIK BOLTENHAGEN
Fachklinik für Kardiologie, Angiologie,

Hämatologie und internistische Onkologie
Personalabteilung

Ostseeallee 103 | 23946 Ostseebad Boltenhagen
Telefon 038825 47-921 | Telefax 038825 47-999

personal@strandklinik.de | www.strandklinik.de

Die Strandklinik Boltenhagen ist eine zertifizierte Fachklinik mit 
257 Behandlungsplätzen, die Rehabilitationsmaßnahmen und 
Anschlussheilbehandlungen (AHB) auf den Gebieten Kardiologie / 
Angiologie sowie Hämatologie/internistische Onkologie durchführt.

Klinik
Eckernförde

Klinik
Rendsburg

Gesunde Nähe

Die imland gGmbH ist eine gemeinnützige GmbH in Trägerschaft 
des Kreises Rendsburg-Eckernförde. Die gGmbH besteht aus den  
imland Kliniken Rendsburg und Eckernförde – Akademisches Lehr-
krankenhaus der Medizinischen Fakultät der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel – als Schwerpunktkrankenhaus mit 808 Plan-
betten verteilt auf zwei Standorte.
Für die Geriatrische Abteilung am Standort Rendsburg suchen wir 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine/n

Weiterbildungsassistenzarzt/-ärztin
in Teilzeit (35 Stunden)  
gerne mit fortgeschrittener klinischer Erfahrung.

Neben der vollen Weiterbildungsermächtigung im Fachgebiet 
Geriatrie sind Weiterbildungsmöglichkeiten für die Fachbereiche 
Innere Medizin und Allgemeinmedizin vorhanden.
Sie bringen mit: 
• Freude am ärztlichen Beruf 
• Einsatzbereitschaft, Engagement und Selbständigkeit 
• Verantwortungsbewusstsein und Einfühlungsvermögen 
• Betriebswirtschaftliches Denken und Handeln 
• EDV-Kenntnisse 
Ihre Aufgaben: 
• Versorgung stationärer und teilstationärer Patienten 
• Schrittweises Erlernen und Anwenden der grundlegenden geriat- 
 rischen Funktionsdiagnostik
Wir bieten Ihnen: 
• eine fundierte,strukturierte Weiterbildung im stationär und teil- 
 stationär geriatrischem Bereich
• eine sehr gute Arbeitsatmosphäre in einem kompetenten und  
 motivierten Team 
• eigenverantwortliche Arbeitsbereiche
• interne und externe Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten
• eine Vergütung nach Entgeltgruppe I TV-Ärzte/VKA
Für Rückfragen steht Ihnen Chefärztin Frau Dr. Krasemann 
(04331/200-7301) gerne zur Verfügung.
Haben wir Ihr Interesse geweckt? Dann richten Sie Ihre Bewerbung 
bitte an die 
imland gGmbH, Abteilung Personal & Recht
Lilienstraße 20-28, 24768 Rendsburg 
oder per E-Mail (Unterlagen bitte als PDF) an ulrike.sander@imland.de

ANZEIGENSCHLUSSTERMIN: 
Bitte beachten Sie unseren nächsten Anzeigenschluss:

Heft Nr. 04/2019  19.März 2019

Große, alteingesessene
Diabetes-Schwerpunktpraxis

in Kiel sucht engagierte/n
Diabetologin/Diabetologen

mit Freude an der Arbeit in einem hochqualifizierten Team zur
Übernahme eines Praxissitzes.

Kontaktaufnahme bitte unter 
Telefon: 0431- 806806 oder e-mail: info@diabetespraxis-kiel.de 

Dr. med. A. Dabelstein / H.-M. Just

Medizinisches Versorgungszentrum in Itzehoe 
(Kreisstadt in Schleswig-Holstein) bietet

Weiterbildungsassistent/in für Allgemeinmedizin
interessante Tätigkeit ab 01.04.19 oder später.

Das MVZ ist fachärztlich, gastroenterologisch und kardiologisch
sowie hausärztlich ausgerichtet. 

Weiterbildungsermächtigung bis zu 30 Monaten liegt vor.

Die Bezahlung erfolgt in Anlehnung an den Tarif für Klinikärzte.
Spätere Festanstellung möglich.

Bewerbungen richten Sie bitte an:

MVZ am Holstein-Center GmbH
Dr.med.Johannes Fontius (leitender Arzt)

Brunnenstraße 5, 25524 Itzehoe
Tel. 04821/3913 oder 2814, Fax: 04821/2164

E-Mail: mvz@mvz-am-hc.de
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Ihre Aufgaben:
• Sie sind mit den Kollegen im Team für die medizinische Versorgung der Patienten zuständig
• Sie konzentrieren sich voll auf Ihre Arbeit als Mediziner/in und sind von administrativen Aufgaben entlastet.  
 Infrastruktur, Ausstattung, Personaladministration, Abrechnung, EDV, etc. werden von uns koordiniert

Ihr Profil:
• Sie haben als Ärztin/Arzt Erfahrung in der Allgemeinmedizin
• Ein in der EU anerkanntes Diplom als Facharzt für Innere oder Allgemeine Medizin ist von Vorteil
• Sie sind interessiert an einer langfristigen Tätigkeit und zeichnen sich durch Engagement und Sozialkompetenz aus

Ihre Vorteile:
• Eigenverantwortliche und fachlich unabhängige Tätigkeit in Ihrem Fachgebiet
•	Unbefristeter	Arbeitsvertrag	bei	flexibler	Arbeit	in	Voll-	oder	Teilzeit
•	Attraktive	Dienstzeiten	werktäglich	von	8:00	–	16:30	ohne	Nacht-,	Wochenend-	oder	Bereitschaftsdienste
• überdurchschnittliche Vergütung

Wir	sind	als	Notarzt-Börse	mit	unserem	erfahrenen	Team	von	ca.	30	Ärzten,	Arzthelferinnen	und	Dolmetschern	 
in den Landesunterkünften für Asylsuchende für die hausärztliche Versorgung und das gesundheitliche Screening der 
Schutzsuchenden zuständig. Haben wir Ihr Interesse geweckt? Dann	freuen	wir	uns	auf	Ihre	Bewerbung:

Für	unsere	Flüchtlingspraxen	in	Rendsburg, Neumünster und Boostedt suchen wir zum 1. April 2019 oder früher

Facharzt (w/m/d) für Allgemeinmedizin bzw. Innere Medizin sowie
Arzt (w/m/d) mit allgemeinmedizinischen Kenntnissen jeweils	in	Voll-	oder	Teilzeit

Notarzt-Börse Dr. Kröncke 
Alte Salzstr. 7 · 23911 Pogeez   
+49 4541  80180-0 
dr.kroencke@notarzt-boerse.de

Hausärztl. Einzelpraxis in Kiel 
 

Praxispartner  
mit Kassenarztsitz.  

Sehr gute Einnahmemöglich-
keiten. Kontakt erbeten unter 

Chi�re SH0308

Augenärztin/arzt
Große Praxis mit mehreren 

Standorten in Südwest 
Bayern sucht freundliche/n 

Kollegin/Kollegen.
Schwerpunkt Retina, IVOM

Bewerbungen bitte an 
Chiffre: SH0303

FA/FÄ Pädiatrie
10-15(20) Std. für Ausbau  

gr. Schwerpunktpraxis in HH-Nord 
gesucht!  (WB Allerg./Pneumologie 

unter Umständen möglich)  
Tel. 040- 63 64 44 10 o. 0170 -738 70 26 

oder cms313025@gmail.com

P R A X I S R Ä U M E

Ärztin für Allgemeinmedizin, Naturheilverf. und klass. Homöop. mit 
seit über 20 Jahren bestehender Privatpraxis sucht Raum für max.  
4 halbe Tage/Wo in Allgemeinarztpraxis im Raum Pinneberg
sowie Mitversorgung ihrer Privatpatienten bei Abwesenheit.
E-Mail: u.haan-brueckner@gmx.de, Tel: 0152 - 57 557 297    

P R A X I S A B G A B E

CHIFFREHINWEIS: 
Bitte senden Sie Zuschriften an:
elbbüro Stefanie Hoffmann
Chiffre (Nr. der Anzeige entnehmen) 
Bismarckstr. 2 · 20259 Hamburg 
oder per E-Mail an  
anzeigen@elbbuero.com

Anteil an 3-er 
GEMEINSCHAFTSPRAXIS
Raum Bad Segeberg an Facharzt/ 
-ärztin für Allgemeinmedizin oder  

Innere Medizin abzugeben.  
Attraktive Arbeitszeiten.  

Kontakt unter Tel: 0162-983 58 81

Schleswig-Holstein
Langjährig etablierte, 

hochfrequentierte 
Nervenärztliche Praxis
(Fachrichtung Neurologie, 

Psychiatrie und Psychothera-
pie) in Bestlage zu verkaufen.

Kontakt erbeten unter
Chiffre: SH0302

Nervenarztpraxis 
im Großraum Hamburg 

im 1. Halbjahr 2021 
abzugeben.

Kontakt erbeten unter
Chiffre: SH0301

Hausarztpraxis 
in Norderstedt abzugeben 
intern./allgem. 3,5 KV-Sitze 

im angest. Verhältnis, EP, 
Übergabemod. / Zeitpunkt offen

Mail:
daskoenntesieinteressieren@gmx.de

Große Gyn-Praxis nördlich
 von HH sucht FÄ in Teil- od. 

Vollzeit für langfrist. Anstellung. 

Breites Spektrum, günstige Lage, 
OP u. moderne Ausstattung.

Chi�re SH0310

HINWEIS DER REDAKTION: 
Alle Anzeigen beruhen auf Angaben der Anzeigenkunden und werden nicht von der Redaktion 
geprüft. Herausgeber und Redaktion können keine Gewähr dafür übernehmen, dass die Anga-
ben (auch zu den Weiterbildungsbefugnissen) korrekt sind. Unter www.aeksh.de finden 
Sie die aktuellen Listen der weiterbildungsbefugten Ärztinnen und Ärzte in Schleswig-Holstein. 

Entsprechende Beschwerden über unrichtige Angaben, insbesondere zu falschen Aussagen 
hinsichtlich der Weiterbildungsbefugnis, können nach den berufsrechtlichen Vorschriften 
verfolgt werden. Auf eventuelle zivilrechtliche Folgen, wie Schadensersatzansprüche, wird 
hingewiesen. Gewerbliche Anzeigen stellen keine redaktionellen Beiträge dar.

Herausgeber und Redaktion können keine Gewähr dafür übernehmen, dass die ausgeschrie-
benen Praxen im Sinne der Bedarfsplanung bedarfsgerecht sind. Interessenten werden gebe-
ten, sich mit der Kassenärztlichen Vereinigung Schleswig- Holstein in Verbindung zu setzen.

Vielseitige erfolgreiche 
HNO-Praxis mit amb. OP 

in Schwerin sucht Nachfolger
0171/234 42 31, Dr. Krüger, MLP

GP für Pränataldiagnostik
Etablierte, erfolgreiche GP im

Norden sucht Nachfolger!
0171/234 42 31, Dr. Krüger, MLP

Wir suchen zum nächstmöglichen Zeitpunkt

eine Leitung (d/w/m) für die Akademie 
der Ärztekammer Schleswig-Holstein. 

www.aeksh.de/ueber-uns/stellenangebote

Ärztekammer Schleswig-Holstein
Bismarckallee 8 – 12 · 23795 Bad Segeberg



S T E L L E N -  U N D  R U B R I K A N Z E I G E N  // 4 7AU S G A B E  3  |  M Ä R Z  2 0 1 9

Berater für Ärzte 
seit über 50 Jahren.

DELTA Steuerberatung
Bad Segeberg |  Heide |  Hamburg

Die Berater für Ärzte 
seit über 50 Jahren

Hindenburgstraße 1 · 23795 Bad Segeberg
Tel. 0 45 51 - 8 80 80 · www.kanzleidelta.de

Steuerberatungsgesellschaft mbH
Bad Segeberg  Heide  Hamburg

Hindenburgstraße 1  23795 Bad Segeberg
Tel.: 04551/8808-0

Zweigstelle Heide  Tel.: 0481/5133
Zweigstelle Hamburg  Tel.: 040/61185017

 mail@kanzleidelta.de
www.kanzleidelta.de

Wirtschafts- und Steuerberatung 
für Heilberufl er

F A C H B E R A T E R

Ihr zuverlässiger Partner

für Ultraschallgeräte bei Beratung, 
Kauf, Service und Finanzierung!

Tel. 05031 - 962 25 0
info@amt-abken.de www.amt-abken.de

Vor Ort in unseren Ultraschallzentren
Wunstorf und Norderstedt.

M E D I Z I N T E C H N I K

F O R T B I L D U N G E N

60. Seminar für ärztliche Fort- und Weiterbildung
Sylt-Westerland vom 2. – 7. Juni 2019
Zertifiziert durch die ÄK Schleswig Holstein sowie DMP-Anerk.
Leitung: Prof. Dr. H. Hamm, Hamburg, Prof. Dr. J. Braun,
Großhansdorf, Prof. Dr. J. vom Dahl, Mönchengladbach,
Prof. Dr. M. Kentsch, Itzehoe, Prof. Dr. M. Klouche, Bremen,
H. Theede, Flensburg.
Info/Anmeldung: www.westerland-seminar.de
info@westerland-seminar.de
Ansprechpartner: Barbara Fikau, Tegelring 19 a, 25899 Niebüll
Tel. 04661 675555; Fax 04661 6058417

Nordwestdeutsche Gesellschaft für
ärztliche Fortbildung e. V.

Ausbildungsinstitut für Psychotherapie (TP und VT) und Psychoanalyse
unter ärztlicher Leitung.

Durch die Ärztekammer Schleswig-Holstein anerkannte Weiterbildung
in allen P-Fächern – Theorie – Selbsterfahrung – Supervision – Balint –
Entspannungsverfahren
Patienten-Behandlungen werden über die KV abgerechnet und die Kandidaten 
werden an den Einnahmen (derzeit ca. 61,– € pro Behandlungs-Std.) beteiligt, 
darüber finanziert sich die Weiterbildung selbst.

Bereiche und Gebiete:
Facharzt – Psychiatrie-Psychotherapie (TP und VT)
Facharzt – Psychosomatische Medizin (TP und VT)
Facharzt – Kinder- u. Jugendlichen-Psychiatrie und Psychotherapie (TP)
Zusatzbezeichnung Psychoanalyse
Zusatzbezeichnung Psychotherapie fachgebunden (TP und VT)
Gruppentherapiefachkunde
EMDR-Fachkunde

Die Theorieausbildung findet am Institut in Lübeck statt, alles andere dezentral.

Für weitere Informationen und Anfragen:
ZAP-Nord-GmbH · Fackenburger-Allee 1 · 23554 – Lübeck
Tel.: 0451 48660700 · sekretariat@zap-nord.de

Lehrinstitut Lübeck
Zentrum Ausbildung Psychotherapie · ZAP Nord

Integrative ärztliche Weiterbildung  
in allen P-Fächern in Lübeck

 

Ihre Spezialisten für alle Rechtsfragen 
im Gesundheitswesen! 

Insbesondere Beratung für - Ärzte | Zahnärzte 
- Apotheken 
- Krankenhausträger 
- Berufsverbände 
- Sonstige Unternehmen im Gesundheitswesen 

Vom Arbeitsrecht bis zur Zulassung – unsere Kanzlei steht für persönliche, 
individuelle und zielgerichtete Rechtsberatung und Vertretung. Erfahren Sie mehr über 
unser umfassendes Leistungsportfolio unter

Praxisrecht.de 
oder vereinbaren Sie einen persönlichen Termin. 

Kanzlei Hamburg 

Rechtsanwälte & Fachanwälte für 
Medizinrecht | Steuerrecht 

Lokstedter Steindamm 35  22529 Hamburg 
fon      +49 (0) 40 – 2390876-0 
e-mail  hamburg@praxisrecht.de
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Ärztekammer Schleswig-Holstein 
Bismarckallee 8-12 
23795 Bad Segeberg
Telefon 04551 803 0
Fax 04551 803 101
info@aeksh.de
www.aeksh.de

Vorstand
Dr. Henrik Herrmann (Präsident)
Dr. Gisa Andresen (Vizepräsidentin)
Dr. Svante Gehring
Dr. Sabine Reinhold 
PD Dr. med. habil. Doreen Richardt
Dr. med. habil. Thomas Schang
Mark Weinhonig
Telefon 04551 803 206
Fax 04551 803 201
vorstand@aeksh.de

Geschäftsführung
Dr. Carsten Leffmann 
(Ärztl. Geschäftsführer)
Telefon 04551 803 206
Fax 04551 803 201
Karsten Brandstetter 
(Kaufm. Geschäftsführer)
Telefon 04551 803 206
Fax 04551 803 201
sekretariat@aeksh.de

Ärztliche Weiterbildung
Leitung: Manuela Brammer
Telefon 04551 803 652
Fax 04551 803 651
weiterbildung@aeksh.de

Rechtsabteilung
Leitung: Carsten Heppner (Justiziar)
Telefon 04551 803 402
Fax 04551 803 401
rechtsabteilung@aeksh.de

Qualitätsmanagement
Leitung: Dr. Uta Kunze
Telefon 04551 803 302
Fax 04551 803 301
qm@aeksh.de

Akademie der Ärztekammer  
Schleswig-Holstein
Kommissarische Leitung: Cornelia Mozr 
Telefon 04551 803 700
Fax 04551 803 701
akademie@aeksh.de

Hauswirtschaft und Gästehaus 
Leitung: Helena Willhöft
Telefon 04551 803 802
Fax 04551 803 801
gaestehaus@aeksh.de

Ärztliche Angelegenheiten
Leitung: Dr. Uta Kunze
Telefon 04551 803 302
Fax 04551 803 301
uta.kunze@aeksh.de

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt
Leitender Redakteur: Dirk Schnack
Telefon 04551 803 272
Fax 04551 803 271
aerzteblatt@aeksh.de

Mitgliederverzeichnis/Ärztestatistik
Leitung: Yvonne Rieb, 
Christine Gardner
Telefon 04551 803 456, 04551 803 452
Fax 04551 803 451
mitglied@aeksh.de

Finanzbuchhaltung
Telefon 04551 803 552
Fax 04551 803 551
buchhaltung@aeksh.de

IT-Abteilung
Leitung: Michael Stramm
Telefon 04551 803 602
Fax 04551 803 601
it@aeksh.de

Personalabteilung
Telefon 04551 803 152
Fax 04551 803 151
personal@aeksh.de

Facility Management
Leitung: Helge Timmermann
Telefon 04551 803 502
Fax 04551 803 501
facility@aeksh.de

Strahlenschutz/Ärztliche Stellen
Cornelia Ubert, Gabriele Kautz-Clasen
Telefon 04551 803 304, 04551 803 303
Fax 04551 803 301
aerztliche-stelle@aeksh.de

Krebsregister Schleswig-Holstein  
Vertrauensstelle
Leitung: Mirja Wendelken
Telefon 04551 803 852
krebsregister-sh@aeksh.de

Versorgungswerk der  
Ärztekammer Schleswig-Holstein
Bismarckallee 14-16, 23795 Bad Segeberg
www.vaesh.de. 
Vorsitzender des Verwaltungsrates
Bertram Bartel 
Vorsitzender des Aufsichtsrates
Dr. Dr. jur. Hans-Michael Steen
Geschäftsführung
Harald Spiegel
Telefon 04551 803 911
sekretariat@vaesh.de
Mitgliederservice
Telefon 04551 803 900
Fax 04551 803 939
mitglieder@vaesh.de

K O N T A K T  Z U R  Ä R Z T E K A M M E R

AKIS
Der Service Ihrer 
Ärztekammer  
online:

Das Ärztekammer-
Informations-System 
(„AKIS“) ist eine On-
line-Kommunika-
tions- und Service-
Plattform der Ärzte-
kammer Schleswig-
Holstein, über die Sie 
einfach und sicher 
Kontakt zu Ihrer Ärz-
tekammer aufnehmen 
können.  
Den Zugang finden 
Sie auf der Homepage 
der Ärztekammer 
www.aeksh.de un-
ter Login. Bei Fragen 
wenden Sie sich gern 
telefonisch an das 
Mitgliederverzeich-
nis/Ärzteverzeichnis 
oder per Mail an mit-
glied@aeksh.de



Partnerscha� sgesellscha�  mbB, 
Wirtscha� sprüfungsgesellscha� , Steuerberatungsgesellscha� 

Fachspezi
 sche Steuerberatung für Heilberufe
Betriebswirtscha� liche Beratung / Liquiditätsanalyse und -planung / 

 Unterstützende Begleitung von Existenzgründung / Finanz- und Lohnbuchführung
Rohwer & Gut unterstützt mit Standorten in Lübeck und Kiel nieder   gelassene Ärzte seit über 60 Jahren dabei, 

ihren Handlungs spielraum  e�  zient  auszuschöpfen und die Praxis  betriebswirtscha� lich voranzubringen. 
Richard-Wagner-Straße 6, 23556 Lübeck, Tel. (0451) 48414-0, Fax (0451) 48414-44/ 

Holtenauer Straße 94, 24105 Kiel, Tel. (0431) 5644-30, Fax (0431) 5644-31
info@rohwer-gut.de,  www.rohwer-gut.de

Stingl • Scheinpflug • Bernert
vereidigte Buchprüfer und Steuerberater
Partnerschaftsgesellschaft
Spezialisierte Beratung für Ärzte

• Finanz- und Lohnbuchhaltung

•  Quartals-Auswertung Chef-Info sowie  
betriebswirtschaftliche Beratung 
Liquiditäts-, Rentabilitäts- und Steuerberechnung

•  Steuerliche Konzeption, Gestaltung und 
Betreuung von (neuen) Kooperationsformen:  
MVZ, BAG, Ärztenetze

•  Existenzgründung

Ihre fachlich kompetenten Ansprechpartner
Anette Hoffmann-Poeppel – Steuerberaterin
FACHBERATERIN für das Gesundheitswesen (DStV e.V.)

FACHBERATER für das Gesundheitswesen (DStV e.V.)

Am Dörpsdiek 2 • 24109 Kiel / Melsdorf
Tel. 04340-40700 • info@stingl-scheinpflug.de
www.stingl-scheinpflug.de

Rechtsanwältin

Bei allen rechtlichen Fragen rund um Ihre Arztpraxis, z. B. Praxisgründung, 
Kooperationen (PraxisG, BAG, MVZ), Abgabe oder Kauf von Arztpraxen, 
Honorar, Berufsrecht, Arbeitsrecht, Forderungsmanagement:
Sprechen Sie uns gerne an!

F A C H B E R A T E R

BEILAGENHINWEIS: Diese Ausgabe enthält eine Beilage vom Zentrum für wissenschaftliche Weiterbildung an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel e. v.



Privatabrechnung mit der PVS: 
Service 1. Klasse - für Arzt und Patient!
Zuverlässigkeit, Kompetenz und Freundlichkeit sind die Merkmale, die über 90% der Patienten in 
einer Umfrage mit gut oder sehr gut bewertet haben. Mehr unter www.pvs-se.de/patientenumfrage

www.pvs-se.de • info@pvs-se.de
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